
Proletarier aller Länder vereinigt euch! Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Politische Berichte A
16. Mai 1986 
Jg. 7 Nr. 10

G 7756 D Preis:
2,50

"Celle" und die Folgen: Die CDU 
diktiert der SPD Bedingungen für 
eine große Koalition Seite 8

Tschernobyl: Einige technische
Anmerkungen zur "vorsintflutlichen 
russischen Technik" Seite 10

Bundestagswahlen: Die DKP will 
die Friedensliste unterstützen. 
Wenig Kritik am BRD-Imperialis- 
mus Seite 19

Zeitschrift des Bundes Westdeutscher Kommunisten (BWK)
Herausgegeben vom Zentralen Komitee des BWK • 5000 Köln 1, Zülpicher Straße 7, Telefon 0221/216442 
Erscheint vierzehntäglich bei :GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenverbreitung, Verlags­
gesellschaft Politische Berichte m.b.H., 5000 Köln 1, Zülpicher Straße 7, Telefon 0221/2116 58. Preis: 2,50 DM



Seite 2 Aus Verbänden und Parteien Politische Berichte 10/86

Aktuelles aus Politik 
und Wirtschaft

Weltwirtschaftsgipfel: Aus­
bau der “internationalen Arbeits­
teilung" durch wirtschaftliche und 
militärische Aggression................. 4

Lohnbewegung: Gesamtmetall 
bietet an, was die Kapitalisten 
stark macht...................................... 7

Wochenendarbeit: PolyGram:
Sozialminister verlängert “Aus­
nahme“ .............................................. 7

"Celler" Bombe: Die CDU dik­
tiert der SPD Bedingungen für eine 
große Koalition  ....................... 8
Sigurd Debus’ Tod: Keine Ermitt­
lungen................................................ 9

Tschernobyl: Einige technische 
Bemerkungen zur "vorsintflutli­
chen Russen-Technik“..................... 10
Konsequenzen der Reaktion: "... 
hilft nur ’der starke Staat’ "........... 11

Auslandsberichterstattung

Jugoslawien: Handelsbilanzdefi­
zit verringert zu Lasten der Arbei­
ter und Bauern................................. 12
BRD-Pläne mit Jugoslawien...........13

Zimbabwe: Vor der Vereinigung 
vonZANUundZAPU?........ ............ 13

EG/NATO: Expansion gegen
nordafrikanische Staaten............... 14

Österreich: Deutschnationalis­
mus ist keine Generationenfrage.. 14

Großbritannien: Zeitungskapi­
talist Murdoch gerät unter Druck . 15

DDR: SED-Parteitag: “Festhalten 
am bewährten Kurs“....................... 15

Internationale Meldungen............... 16

Aus Parteien und Verbänden

Veröffentlichungen:
Wozu rüstet die EG?....................... 18
Befreiung der Arbeit ohne Beseiti­
gung der Lohnabeit?....................... 18
Dokumentiert: Aktivitäten gegen 
die Volkszählung............................. 18

Bundestagswahlen: DKP will 
die Friedensliste unterstützen. We­
nig Kritik am BRD-Imperialismus . 19

Reportagen und Berichte 
regional

Regionale Nachrichten......................21

Das Präsidium der 
gemeinsamen Vollversammlung 

teilt mit:

Am 10.05.1986 erörterten BWK, 
FAU/HD(A), FAU/R, GIM und KPD 
Möglichkeiten eines gemeinsamen 
Eingreifens in die Bundestagswahlen. 
Auf der Sitzung lagen schriftliche 
Stellungnahmen seitens des BWK, der 
KG(NHT), eine gemeinsame Stellung­
nahme von GIM und KPD sowie die Er­
klärung von BWK, GIM und KPD zu 
den Niedersachsenwahlen vor. Die Or­
ganisationen kamen wie folgt überein:
1. ) Am 1./2. November wird ein ge­
meinsamer Kongreß "Das Eingreifen 
der revolutionären Sozialisten in die 
Frontbildung gegen Imperialismus und 
Reaktion" (Arbeitstitel) durchge­
führt. Die KG(NHT), die verhindert 
war, hatte einen solchen Kongreß vor­
ab begrüßt.
2. ) Am 5-/6. Juli 1986 wird eine aus 
den Organisationen bestimmte Ar­
beitsgruppe, die weiteren Interessier­
ten offensteht, den Kongreß inhaltlich 
und organisatorisch vorbereiten. Die 
Ergebnisse dieses Treffens werden so­
dann als Einladung zu dem Kongreß 
veröffentlicht.
3. ) In der Zeit nach den Niedersach­
senwahlen wird seitens des Präsidiums 
der gemeinsamen Vollversammlung 
ein Leitungstreffen einberufen, auf 
dem eine gemeinsame Erklärung zu den 
Bundestagswahlen ausgearbeitet wer­
den soll.
4. ) Die Materialien, die auf den bis­
herigen Verhandlungen über ein ge­
meinsames Eingreifen in die Bundes­
tagswahlen vorlagen, werden den Mit­
gliedern der Organisationen der ge­
meinsamen Vollversammlung von 
AAU, BWK, FAU/HD(A), FAU/R, 
GIM, KG(NHT), KPD und PA zugäng­
lich gemacht.

Presseerklärung: Staatsan­
waltschaft Heidelberg ver­

sucht, antiimperialistischen 
Widerstand zu kriminalisieren

Am Dienstag den 6. Mai wurde vom 
Heidelberger Staatsschutz unter per­
sönlicher Anwesenheit von Staatsan­
walt Heister bei einem Genossen eine 
Haussuchung durchgeführt. Sinn die­
ses Rechtsstaatsterrors war es, 
Druckvorlagen und ähnliches zu einem 
Plakat zu finden, das die FAU-HD (A) 
aus Anlaß des Bombenüberfalls der 
US-Terroristen auf die libyschen 
Städte Tripolis und Bengasi, der hohe 
Opfer unter der libyschen Zivilbevöl­
kerung, darunter Frauen und Kinder, 
forderte, noch an diesem 15.4.86 her­
ausbrachte. Zu finden war für die 
Staatsanwaltschaft in dieser Richtung 
freilich nichts, was als Beweis gegen 
ihn dienen könnte. Nun versucht ihm 
die Staatsanwaltschaft einen gewag­
ten Indizienstrick zu drehen, wegen 
Volksverhetzung (§ 130 StGB) und Be­

leidigung eines ausländischen Staats­
oberhauptes (§ 103 StGB).

Dieses Vorgehen der BRD-Klassen- 
justiz paßt zur Politik der BRD-Im- 
perialisten, die diese Aggression 
ebenfalls mitgetragen haben. Der Ein­
satz der Bomber wurde vom Stuttgar­
ter EUCOM aus kommandiert und ge­
steuert, durch das "Wartime Host Na­
tion Support-Abkommen“ zwischen 
der BRD und den USA unterstützen 
die BRD derartige US-Aggressionen 
wie die Erlaubnis, EUCOM zu benut­
zen, durch Ersatz von für derartige. 
Zwecke aus der BRD abgezogene US- 
Truppen durch Bundeswehreinheiten 
etc. Dadurch sichern sich die BRD- 
Imperialisten Einfluß auf die US-Ak- 
tionen, sie marschieren mit, ohne ei­
gene Soldaten losschicken zu müssen. 
Gaddafis Ermordung wird in der west­
lichen Presse so auch in der BRD offen 
diskutiert, er wird als Terrorist belei­
digt, und kein BRD-Staatsanwalt 
greift ein. Das "Verbrechen" Gaddafis 
ist, daß Libyen unter seiner Führung 
die Petrodollars zur Verbesserung des 
Lebensstandards der Bevölkerung, zur 
•Unabhängigkeit Libyens vom kapitali­
stischen Weltmarkt, zum fortschritt­
lichen Aufbau und zur Unterstützung 
zumeist antiimperialistischer Kämpfe 
verwendet, statt es auf dem interna­
tionalen Kapitalmarkt zu verprassen. 
Dies ist den Imperialisten ein Dorn im 
Auge. Der Streit um das Bombarde­
ment zwischen BRD und US-Imperia- 

' listen ist dabei wie die Rangelei zwei­
er Ganovenbanden um Beute und das 
wie, nicht um das ob. Es kommt für die 
Betroffenen auf das gleiche raus, ob 
eine Schlächterei von der GSG 9 oder 
US-Bomben veranstaltet wird. Die 
wahren Terroristen beim Namen zu 
nennen und zum Kampf gegen sie auf­
zufordern aber ist in der BRD ein Ver­
brechen. Wir rufen die gesamte fort­
schrittliche und demokratische Öf­
fentlichkeit dazu auf, mit dem anti­
imperialistischen Kampf Libyens soli­
darisch zu sein und mit uns die Ein­
stellung der Verfahren gegen die 
FAU-HD (A) bzw. eines ihrer Mitglie­
der zu erzwingen. WIR LASSEN UNS 
NICHT DAS MAUL VERBIETEN! 
Heidelberg, den 9.5.86

Sekretariat der FAU-HD(A)

FAP zugelassen —danach 
Angriff auf Antifaschisten

Hannover. Am 7.5. hat der Landes­
wahlausschuß das erste Mal getagt. 
Die Sitzung war begleitet von Pro­
testen von Antifaschisten: Die VVN 
und Volksfront hatten vorher und zu 
der Sitzung ein Verbot der FAP nach 
Art. 139 gefordert (Brief an die Aus­
schußmitglieder, Presseerklärungen). 
Die VVN übergab 1 500 Unterschrif­
ten, gegen die Wahlbeteiligung und für 
Verbot der FAP. Eine Gruppe von 15 
Antifaschisten verschiedener Strö­
mungen erschien trotz des morgentli- 
chen Termins. Aufgrund des Drucks 
der Antifaschisten ging der Landes-
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wahlleiter in einer Hetzrede gegen 
"Extremismus jeder Art" ein und be­
hauptete die Ungültigkeit des Art. 
139. Prüfung eines Verbots gegen eine 
der Vereinigungen, dabei spielte er 
darauf an, daß dies auch die DKP be­
treffe, sei Bundesangelegenheit. An­
tifaschisten bedrohte er wegen Zwi­
schenrufen mit Rauswurf. Sichtbar zu­
frieden verfolgten die Faschisten die 
Schützenhilfe durch den Ausschußvor­
sitzenden. Der GRUNE-Vertreter 
versagte seine Zustimmung, da die 
FAP "Nachfolgeorganisation der 
ANS/NA" sei. Wegen der Enthaltung 
von drei Beisitzern (SPD/FDP), wurde 
die FAP mit Regierungs- und CDU­
Stimmen zugelassen.

Ermuntert durch die Sitzung, schoß 
ein Faschist noch im Ministerium mit 
einer Gaspistole dreimal in die Gruppe 
der Antifaschisten und verletzte ei­
nen Pförtner. Der anwesenden Polizei 
"mißlang" die Festnahme des Schüt­
zen. Im Laufe des Tages gab sie dann 
Polizeiberichte heraus, die in Presse 
und Funk den Antifaschisten die Tä­
terschaft anlastete. Mit mehreren 
Presseerklärungen haben die Antifa­
schisten diesen Darstellungen wider­
sprochen und den Zusammenhang mit 
der offenbar beabsichtigten Ablen­
kung von der FAP-Zulassung herge­
stellt. Zu der nächsten Sitzung am 
15.3. bereiten die Antifaschisten ge­
meinsame Protestaktionen vor.
- (ard)

Erste Ausländerkonferenz 
der IG Metall

Mit fast 200 Delegierten und insge­
samt ca. 600 Teilnehmern fand am 
8-/9. Mai in Frankfurt die erste bun­
desweite Ausländerkonferenz der IG 
Metall statt. Von den 199 anwesenden 
Delegierten waren 197 ehrenamtliche 
und 3 hauptamtliche Mitglieder, 186 
Gewerbliche und 14 Angestellte; 19 
Frauen waren delegiert. Das Durch­
schnittsalter der Delegierten betrug 
39 Jahre und die durchschnittliche Zu­
gehörigkeit zur IG Metall 13 Jahre. 
Rund 200 Anträge und Initiativan­

Der Generalsekretär der CDU, Geißler, empfing den Dalai Lama, der sich als 
exiliertes Oberhaupt des tibetanischen Buddhismus betrachtet. Der religiöse 
Führer reist durch Westeuropa, um über mangelnde Religionsfreiheit in der VR 
China zu klagen. Die reaktionäre Internationale der christlichen und demokra­
tischen Parteien hat seine Reise mitorganisiert. - (uld)

träge wurden am 2. Tag verabschie­
det, nachdem am ersten Tag haupt­
sächlich der Geschäftsbericht des 
Ausländerverantwortlichen beim Vor­
stand, Willi Sturm, debattiert wurde. 
Es wurde von den Delegierten kriti­
siert, daß er kommentarlos die Politik 
von Bundes- und Landesregierungen 
darstelle und keine klare Position be­
ziehe. Ferner, daß die Ausländer­
feindlichkeit verharmlosend darge­
stellt sei, in dem Sinne, daß sie nicht 
als bewußte Politik führender Politi­
ker gekennzeichnet sei: "Es ist kein 
Unterschied, ob Kohl sagt, es gibt 1 
Mio. Ausländer zuviel oder die Neona­
zis 'Ausländer raus' fordern. Sie sind 
nur verschiedene Instrumente im glei­
chen Orchester," so ein Delegierter 
aus Reutlingen. Ein roter Faden, der 
sich durch die Konferenz zog, war die 
Forderung nach Taten, so wurde ein 
Antrag verabschiedet, der den Vor­
stand verpflichtet, über Tätigkeiten 
zum Kommunalen Wahlrecht zu be­
richten. Die verabschiedeten Anträge 
beeinhalten u.a. Forderungen nach 
Aufenthaltsfestigung, Kommunalem 
Wahlrecht als erstem Schritt zum all­
gemeinen Wahlrecht, gegen die Rück­
kehrförderung, gegen die Diskriminie­
rung durch das AFG, durch Steuerge­
setze und Versicherungsklauseln (hier 
wurde ausdrücklich auch die Volksfür­
sorge angegriffen). Zur Durchsetzung 
dieser Forderungen wurde ein Antrag 
angenommen, der die IGM auffordert, 
mit allen demokratischen Organisa­
tionen im Bündnis zusammenzuarbei-
ten. Ca. 13 Anträge gegen Neofa­
schismus wurden angenommen, viele 
beinhalten die Forderung nach Verbot 
faschistischer und neofaschistischer 
Organisationen, aber auch Verbot und 
Strafverfolgung ausländerfeindlicher 
Äußerungen und Handlungen. Viele 
Anträge richteten sich auf die Verbes­
serung der innergewerkschaftlichen 
Bildungsarbeit, auf die innergewerk­
schaftliche Demokratie und Verbesse­
rung der Stellung der ausländischen 
Mitglieder. - (udi)
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Weltwirtschaftsgipfel in Tokio

Ausbau der “internationalen Arbeitsteilung" — 
durch wirtschaftliche und militärische Aggression

Die Zufriedenheit, mit der die Staats- und Regierungs­
chefs der sieben größten imperialistischen Staaten und der 
Präsident der EG-Kommission letzte Woche in Tokio vor 
die Presse traten, ist für die Arbeiterbewegung in den im­
perialistischen Staaten und für die vom Imperialismus ab­
hängigen und bedrohten Staaten ein Grund zur Sorge. Trotz 
zunehmender Anzeichen, daß der "Aufschwung" in den im­
perialistischen Ländern bald in die nächste Krise überge­
hen kann, trotz weiter heftigen Widerstands der Arbeiter­

Libyen: Noch eine 
Kriegserklärung

Die auf dem Gipfel in Tokio versam­
melten Staats- und Regierungschefs 
der größten imperialistischen Länder 
halten den Widerstand, der in ihren 
Ländern gegen ihre Aggression gegen 
Libyen aufgetreten ist, für so schwach 
und isoliert, daß sie keinen Hehl aus 
ihrer Absicht machen, die Aggression 
gegen Libyen unvermindert fortzuset­
zen. Das ist eines der für alle Antiim­
perialisten unerfreulichsten Ergebnis­
se des Gipfels. Schon vor dem Gipfel­
treffen hatte das US-Magazin "News­
week" geurteilt: "Die Handvoll von 
lautstarken Straßendemonstrationen, 
die unmittelbar nach dem Angriff auf 
dem Kontinent ausbrachen, erwiesen 
sich als häßlich, dumm, aber kurz­
lebig."

Die Regierungschefs in Tokio teil­
ten diese Einschätzung. Sie beschlos­
sen eine "Erklärung zum internationa­
len Terrorismus", die einer förmlichen 
gemeinsamen Kriegserklärung gegen 
Libyen gleichkommt und zugleich 
weiteren Ländern — insbesondere Sy­
rien, dem Iran, Nikaragua - solche 
Aggressionen androht: "Wir ... be­

kräftigen mit allem Nachdruck unsere 
Verurteilung des internationalen Ter­
rorismus in allen seinen Formen, sei­
ner Komplizen und aller, auch der Re­
gierungen, die ihn unterstützen — In 
der Erkenntnis, daß die anhaltende 
Bekämpfung des Terrorismus eine 
Aufgabe ist, der sich die gesamte Völ­
kergemeinschaft stellen muß, ver­
pflichten wir uns zu größtmöglichen 
Anstrengungen im Kampf gegen diese 
Geisel. Der Terrorismus ... muß scho­
nungslos und kompromißlos bekämpft 
werden . .. Wir haben beschlossen, 
diese Maßnahmen ... gegenüber je­
dem Staat anzuwenden, der offenkun­
dig an der Finanzierung oder Unter­
stützung des internationalen Terroris­
mus beteiligt ist, und insbesondere ge­
genüber Libyen, bis dieser Staat seine 
Komplizenschaft mit diesem Terro­
rismus oder dessen Unterstützung 
aufgibt." Dann folgt eine Liste von 
Maßnahmen, angefangen von der Be­
endigung aller Waffenlieferungen an 
solche Staaten, über die "strikte Be­
grenzung der Größe diplomatischer 
Vertretungen", Reisebeschränkungen 
und Einreiseverweigerungen, "verbes­
serte Auslieferungsverfahren" und 
"engstmögliche bilaterale und multi-

bewegung in den imperialistischen Ländern und trotz der 
Proteste gegen die US-Bombenangriffe auf Libyen beur­
teilen die Imperialisten ihre Lage als günstig — günstig für 
die Fortsetzung der Aggression gegen Libyen, günstig für 
die Expansion der imperialistischen Monopole auch in an­
deren Staaten und günstig für weitere Angriffe auf die 
Lohnabhängigen in den imperialistischen Staaten. Wie 
sieht der Angriffsplan der Imperialisten aus, und wie kön­
nen die Lohnabhängigen dem entgegentreten?

laterale Zusammenarbeit von Polizei 
und Sicherheitsorganen." Diese Eini­
gung wird alle Imperialisten in Zu­
kunft zu noch aggressiverem Vorge­
hen gegenüber Libyen, aber auch ge­
gen andere Staaten ermutigen.

Laut ZDF-Nachrichten prüfen die 
USA nach Absprache mit ihren Ver­
bündeten nunmehr die Möglichkeit des 
Einsatzes von Cruise Missiles gegen 
Libyen, z.B. von Sizilien aus. Auch un­
ter den westdeutschen Kapitalisten 
ist die Meinungsbildung über die Fort­
führung der Aggression abgeschlos­
sen: Die Sache lohnt sich! Das "Han­
delsblatt" etwa, sonst eher um nüch­
tern geschäftsmäßige Berichterstat­
tung bemüht, hetzt mit immer neuen 
Sonderseiten gegen Libyen. Dahinter 
steckt das Kalkül, daß der Sturz der 
Regierung Ghaddafi und die Zerstö­
rung der libyschen Unabhängigkeit 
nicht nur Libyen selbst wieder impe­
rialistischer Ausbeutung öffnen wür­
de, sondern auch den imperialisti­
schen Einfluß in anderen Staaten rund 
ums Mittelmeer und in Nordafrika 
weiter stabilisieren würde. Dabei 
winkt der EG als "traditionell" ein­
flußreichster Macht in diesem Gebiet 
fette Beute. Zudem wäre ein Sturz

Strauß lockt den DGB mit 
Montan-Mitbestimmung 

Schlagzeile der DGB-Zeitung "Welt 
der Arbeit" am 29. April: "Strauß für 
Sicherung der Montanmitbestim- 
mung". In einem Interview mit der 
Zeitung hatte Strauß erklärt: "Das 
Problem der Montanmitbestimmung 
muß sachgerecht gelöst werden." Das 
"Problem": Nach der von der Regie­
rung Schmidt/Genscher geschaffenen 
Rechtslage endet 1987 für Konzerne 
wie Thyssen, Mannesmann, Krupp, 
Hoesch die Montanmitbestimmung, 
weil sie durch Expansion und Ände­
rung der Konzernstruktur inzwischen 
weniger als 50% ihrer Umsätze mit 
"Montan'-Produkten machen. Strauß 
erklärte, "daß eine Quotenherabset­
zung des Eisen- und Stahlanteils am 
Gesamtumsatz der Unternehmen der 
richtige Ansatz ist." Vorbedingung sei 
jedoch, "daß Arbeitgeber und Gewerk­
schaften ihr zustimmen und so die 

Voraussetzungen für eine Lösung im 
sozialen Frieden schaffen." Der DGB 
bzw. die IGM soll also vorher "sozialen 
Frieden" mit den Eisen- und Stahlkon­
zernen machen. Ob das den Kapitali­
sten reicht? Die FDP, Vorstöße zu 
einer großen Koalition witternd, hat 
gegen den Vorschlag von Strauß prote­
stiert. — (rül)

Zimmermann hetzt: 
"Ausländerkriminalität" 

"Deutlicher Anstieg der Kriminalität 
bei Ausländern" meldet der "Bericht 
zur Polizeilichen Kriminalstatistik 
1985" der Innenministerkonferenz. 
Diese bereitet so die Öffentlichkeit 
auf härtere Polizeiverfolgung von 
Ausländern vor. Die "Polizeiliche Kri­
minalstatistik" erfaßt die "Tatver- 
dächtigen", nicht die Verurteilten. 
Welcher Straftaten waren Ausländer 
verdächtig? Der Bericht nennt an er­
ster Stelle: "Leistungserschleichung" 
(11396 Tatverdächtige), an zweiter 

Stelle: "Urkundenfälschung" (9032 
Tatverdächtige). Die häufigsten 
"Straftaten" ausländischer Lohnab­
hängiger sind also: Schwarzarbeit, 
Versuch, trotz gesetzlichen Verbots 
Angehörige einreisen zu lassen, Ar­
beitslosengeld zu beziehen usw. So 
treibt die Ausländergesetzgebung 
ausländische Lohnabhängige in die Il­
legalität, und die Innenminister mel­
den den Erfolg ihrer eigenen Gesetze 
als "steigende Ausländerkriminali­
tät11! — (rül)

Genscher: "Europäische 
Antiterroreinheit"

FDP-Genscher betreibt den Aufbau 
einer "europäischen Antiterrorein- 
heit". Das ist einem Artikel im "Han­
delsblatt" vom 12.5. zu entnehmen, 
dessen Autor sich ausdrücklich auf In­
formationen aus dem Auswärtigen 
Amt beruft. Das Außenministerium 
hofft, bald "eine engere Zusammenar­
beit" von GSG 9 und ähnlichen Einhei-
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‘'Weltwirtschaftsgipfel" in Tokio als imperialistische Kriegskonferenz. Gleich 
mit ihrem ersten Beschluß unterstrichen die imperialistischen Regierungs­
chefs, daß sie sich im Krieg mit Libyen befinden und diesen Krieg fortsetzen 
wollen. Bild: 1. Mai-Demonstration in Köln.

Ghaddafis auch weltweit ein "Exem- 
pel" für Staaten, die sich gegen impe­
rialistische Einflußnahme wehren, 
könnte also die Geschäftsaussichten 
der westdeutschen Kapitalisten auch 
weltweit verbessern.
Weitere Aggressionen ge­

gen die Dritte Welt ...
Zweiter Schwerpunkt der Beratungen 
in Tokio war die Beratung über die Öl­
preissenkung und wie dieser Erfolg ge­
gen die OPEC genutzt und ausgebaut 
werden kann. 60 Mrd. Dollar werden 
die Imperialisten in diesem Jahr weni­
ger für ihre Öleinfuhren an die Staa­
ten der dritten Welt zahlen. Das senkt 
die Kosten der Kapitalisten, aber auch 
die Ausgaben der Lohnabhängigen für 
Benzin, Heizung usw. Diese, auf der 
brutalen Beraubung der ölexportie­
renden Staaten beruhende "Preissta­
bilität" bietet den Imperialisten An­
satzpunkte, um den Lohnabhängigen 

vorübergehend den Anschein von 
"Entspannung" ihrer Lage vorzugau­
keln und dennoch mit ihren Angriffen 
auf sie fortzufahren.

Diese für die Propagierung einer 
imperialistischen "Volksgemein­
schaft" gegen die Staaten der Dritten 
Welt günstige Lage ("Die Preise müs­
sen stabil bleiben!") wollen die Impe­
rialisten nutzen, um den Waren- und 
Kapitalexport in alle Staaten der 
Dritten Welt voranzutreiben und so 
die Abhängigkeit dieser Staaten wei­
ter zu vergrößern. Wörtlich heißt es in 
der Schlußerklärung des Gipfels: "Wir 
betonen die Notwendigkeit der Ver­
wirklichung einer wirksamen Struk­
turanpassungspolitik in allen Ländern 
und sämtlichen Bereichen der Wirt­
schaftstätigkeit, damit das Wach­
stum, die Beschäftigung und die In­
tegration der Volkswirt­
schaften in die Weltwirt­
schaft vorangetrieben werden. Zu 

dieser Politik gehören technische In­
novationen, Anpassung der Industrie­
struktur und Expansion von 
Handel und Auslands-Di­
rektinvestitionen." (Hervor­
hebung v. d. Red.)

Gegenüber den Staaten der Dritten 
Welt betonen die Regierungschefs 
dann noch einmal ausdrücklich "die 
Bedeutung des Einzelfallprinzips bei 
der Behandlung internationaler Schul­
denprobleme11 (also die Ablehnung je­
der Schuldenstreichung) und bekräfti­
gen ihren Willen, "die Möglichkeit 
verstärkter Finanzströme in die Ent­
wicklungsländer" zu eröffnen.

... und gegen die 
Arbeiterbewegung

Diese Pläne für eine solche neuerliche 
Waren-und Kapitalexportoffensive in 
die Dritte Welt sind bei den imperia­
listischen Monopolen weit gediehen. 
Erst vor Wochen kündigten z.B. die 
westdeutschen Konzerne in Brasilien 
an, dort bis 1990 10 Mrd. DM investie­
ren zu wollen. Die japanischen Mono­
pole wollen in den nächsten Jahren die 
Zahl der in ihren Auslandswerken aus­
gebeuteten Lohnabhängigen um zwei 
Millionen Lohnabhängige erhöhen. Um 
diese Expansionspläne zu sichern, ver­
einbarten die Regierungschefs eine 
engere Abstimmung ihrer Politik im 
Rahmen des Internationalen Wäh­
rungsfonds (IWF) und baldige Beratun­
gen über Änderungen am Welthandels­
abkommen (GATT), insbesondere 
zwecks Sicherung von Auslandsinve­
stitionen.

Für die Arbeiterbewegung stellt 
dieses Programm eine ebenso große 
Herausforderung wie für die Staaten 
der Dritten Welt dar. Gelingt den Im­
perialisten ihre angekündigte Kapital­
exportoffensive, so werden selbst die 
geringen Erfolge, die die Staaten der 
Dritten Welt in den letzten Jahren

ten in anderen EG-Ländern vereinba­
ren zu können. Dies sei "ein wichtiger 
Anfang ... zur Schaffung einer inte­
grierten europäischen Antiterrorein­
heit." Das würde, so der Autor, der 
GSG 9 auch Einsätze "in anderen Län­
dern der EG erlauben." — (rül)

Kulturabkommen zwischen 
BRD und DDR in Kraft 

Nach dreizehnjähriger Verhandlung 
ist am 6.5.1986 das Abkommen über 
kulturelle Zusammenarbeit in Kraft 
getreten. Der Leiter der DDR-Ver­
handlungsdelegation wies daraufhin, 
daß das Abkommen "als ein weiterer 
bedeutungsvoller Schritt zur Normali­
sierung der Beziehungen zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland 
... bezeichnet werden" kann. Die 
Bundesregierung hebt hervor, daß 
Westberlin in das Abkommen einbe­
zogen ist. In Artikel 13 ist aber aus­
drücklich betont, daß dies "entspre­

chend dem Viermächte-Abkommen 
vom 3.9.1971" geschehe. Dort ist im­
merhin festgehalten, daß Westberlin 
"kein Teil" der BRD ist. Uber einen 
der strittigen Verhandlungspunkte ist 
keine Übereinstimmung erzielt wor­
den. Die BRD hat sich als Weiterfüh­
rungsstaat des "Deutschen Reiches" 
die Kulturgüter, die aus dem Gebiet 
der nachmaligen DDR in das Gebiet 
der BRD oder Westberlin verbracht 
worden waren, als angeblich rechtmä­
ßiger Besitzer in der "Stiftung Preußi­
scher Kulturbesitz" einverleibt. Die­
sen Raub will die BRD nicht heraus­
rücken. - (gba)

Bundesregierung fördert 
Namibia-Geschäfte

Die Bundesregierung behauptet zwar 
die Unterstützung der Resolutionen 
der Vereinten Nationen über Namibia, 
alle die Bestimmungen aber, die den 
Handel insbesondere mit Boden­
schätzen aus Namibia untersagen, er­

kennt sie nicht als völkerrechtlich 
gültig an. Dies hat die Bundesregie­
rung in einer Antwort auf eine An­
frage der Grünen zur Namibia-Politik 
bekräftigt. Der UN-Namibia-Rat hat­
te 1976 beschlossen, daß insbesondere 
Rohstoff- und Agrarexporte aus Na­
mibia bei ihm beantragt werden müs­
sen, um der Plünderung der natürli­
chen Reichtümer Einhalt zu gebieten. 
Die BRD beteiligt sich an der illegalen 
Plünderung. Etwa 10% der westdeut­
schen Uranimporte stammen aus Na­
mibia, staatliche und halbstaatliche 
Konzerne haben Lieferverträge ab­
geschlossen. Die illegale Besatzung 
Namibias durch Südafrika hat die 
Bundesregierung in der Zeit von 1978 
bis 1985 mit ca. 75 Mio. DM Entwick­
lungshilfe an Schul-, Industrie- und 
Farmprojekte unterstützt, die weit­
gehend in der Hand westdeutscher 
Kirchenorganisationen und Stiftungen 
sind. (Bundestagsdrucksache 10/s 312 
-uld)
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Ausbeutungsbedingungen, die künftig noch mehr genutzt werden sollen: Nach Angaben des Internationalen Metallge­
werkschaftsbundes (IMB) verdiente 1984 ein Automobilarbeiter in Brasilien umgerechnet knapp 4,50 DM die Stunde, in 
Südafrika/Azania noch weniger. Links: VW-Brasilien. Rechts: Streikversammlung bei BMW Südafrika/Azania 1984.

beim Aufbau einer unabhängigen 
Wirtschaft gemacht haben, zunichte­
gemacht. Dann steht zu befürchten, 
daß eine ganze Reihe weiterer Staa­
ten in eine halbkoloniale Abhängigkeit 
von den Imperialisten gedrückt wird, 
wie sie schon jetzt für Taiwan, Singa­
pur, Hongkong oder die Türkei be­
steht.

Eine solche Entwicklung hätte auch 
für die Lage der Arbeiterklasse, so­
wohl in diesen Ländern der Dritten 
Welt wie in den imperialistischen 
Staaten selbst, äußerst ernsthafte 
Folgen. Denn je mehr und je zügiger 
diese "internationale Arbeitsteilung" 
fortschreitet, umso größer werden die 
Möglichkeiten der Kapitalisten, ihr 
Kapital stets dahin zu verlegen, wo 
der höchste Profit lockt. Die sowieso 
schon elende Lage der Lohnabhängi­
gen in den Staaten der Dritten Welt 
würde durch die mit dieser Kapitalex­
portoffensive der Imperialisten ge­

setzmäßig einhergehenden Putsche, 
IWF-Auflagen usw. noch unerträgli­
cher, und über den Waren- und Kapi­
talmarkt, über den sich diese Ver­
schlechterung der Lage der Lohnab­
hängigen in der Dritten Welt in den 
imperialistischen Ländern auswirkt, 
könnten die Imperialisten ihren Druck 
auch auf die Lohnabhängigen in ihren 
"Heimatländern" so steigern, daß auch 
hier schwere Einbrüche in den Lebens­
standard vieler Lohnabhängigen un­
vermeidlich würden.

Wie kann dieses Expansionspro­
gramm der Kapitalisten bekämpft 
werden? Die Zuversicht, die die impe­
rialistischen Regierungschefs auf ih­
rem Treffen in Tokio zur Schau stell­
te, basierte auf der Erfahrung, daß es 
ihnen gelungen ist, die Solidarität der 
Lohnabhängigen zu untergraben und 
sie in ihre Aggression gegen die Staa­
ten der Dritten Welt einzuspannen. 
Diesen Erfolg wollen die Imperialisten 

nun nutzen, um weltweit die Solidari­
tät der arbeitenden Klassen weiter zu 
untergraben. Ihre Konkurrenz unter­
einander wird dadurch in keiner Weise 
gemindert. Im Gegenteil basiert der in 
Tokio beratene Kurs auf der Erwar­
tung aller Imperialisten, daß sich 
ihre Konkurrenz gegeneinander rasch 
weiter verschärfen wird. Nur: noch 
mehr soll die Konkurrenz unter den 
Lohnabhängigen zunehmen. Wenn es 
gelingt, dies durch gründliche Kritik 
und entschiedenen Kampf gegen jede 
chauvinistische und imperialistische 
Propaganda und Politik zu durchkreu­
zen und die Solidarität der arbeiten­
den Klassen weltweit zu festigen, 
kann der Vormarsch der Imperialisten 
gestoppt werden.
Quellenhinweis: Newsweek, 5.5.86; 
Wall Street Journal, 7.5. und 9.5.; FAZ 
und Handelsblatt, Ausgaben seit 18.4.; 
Bundesbank, Presseberichte im April 
86 - (rül)

BRD will EG-Abkommen 
für Waffenexport nach Nahost 

Die Bundesregierung wünscht, daß ein 
seit längerem verhandeltes Koopera­
tionsabkommen zwischen den Ländern 
des sog. Golf-Rates (Saudi-Arabien, 
Bahrein, Katar, Kuwait, Oman und 
Vereinigte Emirate) und der EG An­
fang 1987 - "nach der Wahl" - abge­
schlossen werde. Der Grund für das 
Drängen wurde ebenfalls "aus unter­
richteten Kreisen" mitgeteilt: Dann 
endlich könne man den Waffenexport 
in diese Region ausdehnen, etwa nach 
dem Muster der südostasiatischen 
ASEAN-Staaten. Diese werden von 
der BRD seit dem Abschluß eines Ko­
operationsabkommens mit der EG bei 
Rüstungsexportaufträgen wie NATO- 
Staaten behandelt, d.h. auf Antrag ei­
ner westdeutschen Firmen kann jegli­
che Art von Waffen geliefert werden. 
Die Bundesregierung umgeht mit die­
sem Vorgehen eine Änderung des 

Kriegswaffenkontrollgesetzes im 
Bundestag mit der Begründung, Staa­
ten die ein Kooperationsabkommen 
mit der EG hätten, seien "im Prinzip 
pro-westlich und strebten nach Ein­
dämmung des Kommunismus". Die 
künftig mit Waffen aller Art zu belie­
fernden Golf-Staaten unterstützen 
den Irak im Krieg gegen den Iran. 
(Süddt. Ztg., 6.5.86 — alk)

BRD-Beteiligung am 
Überfall auf Libyen

"Ist eine Äußerung ... General Rogers 
vom 18. April 1986 zutreffend ..., daß 
die US-amerikanischen Luftangriffe 
auf Libyen von Stuttgart aus vorberei­
tet worden sind und daß Mitglieder 
von Bundeswehr und Bundesregierung 
Kenntnis hatten? Wie bewertet die 
Bundesregierung ... die Vorbereitung 
eines militärischen Angriffes gegen 
ein drittes Land vom Boden der Bun­
desrepublik Deutschland? Welche mi­
litärischen oder zivilen Einrichtun­

gen, Kommunikationsmittel, Dienst­
stellen des Bundes, der Länder oder 
der NATO auf dem Boden der Bundes­
republik Deutschland waren indirekt 
oder direkt an der Planung, der Vorbe­
reitung oder der Durchführung des 
US-Luftangriffes ... beteiligt?" Die­
se Fragen haben die Grünen an die 
Bundesregierung gerichtet. Ihre posi­
tive Beantwortung wäre eine amtliche 
Bestätigung, daß die BRD sich mit Li­
byen als im Krieg befindlich betrach­
tet. (BT-Drucks. 10/5397 - rül)

Bernd Rößner: Seit einem 
Jahr kein Besuch mehr

Der Rechtsanwalt von Bernd Rößner 
teilt in einer Presserklärung mit: "Seit 
mehr als einem Jahr wird der Gefan­
gene aus der RAF, Bernd Rößner, in 
der VZA Straubing mit immer massi­
ver werdenden Methoden in seinem 
Recht auf Besuch beschränkt und da­
mit fast völlig von der Außenwelt ab­
geschlossen. Schon im vergangenen
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Lohnbewegung Metall
Gesamtmetall bietet an, was 
die Kapitalisten stark macht

Wenn diese Ausgabe der Politischen 
Berichte erscheint, wird in Nordwürt- 
temberg-Nordbaden zum siebten Mal 
verhandelt. Viele bürgerlichen Beob­
achter hatten hier schon Anfang Mai 
einen Abschluß für sicher gehalten. 
Aber Stihl, Verhandlungsführer der 
Metallkapitalisten und Präsidiumsvi­
ze bei Gesamtmetall, war nicht be­
reit, soviel zu bieten, wie eine ab­
schlußwillige IG Metall unterschrie­
ben hätte.

Das Angebotsszenario sieht bei Re­
daktionsschluß so aus: In Nordwürt- 
temberg-Nordbaden mit den bisher 
meisten Verhandlungen haben die Ka­
pitalisten zuletzt geboten: Entweder 
4,2% auf zwölf Monate und eine Ein­
malzahlung von 40 DM oder 4,2% auf 
elf Monate und 175 DM für einen Mo­
nat. In beiden Fällen keine Erhöhung 
der Ausbildungsvergütungen. In den 
meisten anderen Tarifgebieten wurde 
das erste Angebot aus Nordwürttem- 
berg-Nordbaden wiederholt: 3,8%. 
Für den Norden, speziell die Werften, 
verlangen die Kapitalisten einen Ab­
schlag. Nach den Worten von Kirch- 

I ner, Hauptgeschäftsführer von Ge­
samtmetall, ginge das am besten 
durch einen bundesweit einheitlichen 
Abschluß "mittlerer Größenordnung", 
der in florierenden Unternehmen 
übertariflich etwas aufgebessert wer­
den könne. Es ginge aber auch , mit 
einem einheitlichen linearen (Pro­
zent-) Betrag und regional differen­
zierten Sockelbeträgen. (1)

So etwa sieht das Pflichtenheft der 
Kapitalisten für einen Abschluß aus: 
Erstens soll er praktisch nichts ko­
sten. Die 4,3 %, die Stihl in NW/NB als 

L—___________________________________

Volumen angeboten hat, liegen am 
oberen Rand dessen, was Gesamtme­
tall selber als Produktivitätssteige­
rung dieses Jahres schätzt. (2) Die IG 
Metall erwartet sogar 5 bis 6% Pro­
duktivitätssteigerung wie im letzten 
Jahr. Die Lohnstückkosten würden 
1986, wenn überhaupt, kaum steigen. 
Das Frühjahrsgutachten der Wirt­
schaftsforschungsinstitute rechnet 
mit 0,5%, sowenig wie zuletzt 1954; 
ideale Bedingungen für die Schlacht 
auf dem Weltmarkt.

Zweitens soll die schlechte Bezah­
lung in den unteren Lohngruppen nicht 
angetastet werden. Die angebotenen 
Einmalbeträge sind so elend niedrig, 
daß man sie nur als Spott gegen die 
Leute und nicht als Zugeständnis an 
die Forderungen auffassen kann.

Drittens sollen die Ausbildungsver­
gütungen eingefroren werden. Den 
Auszubildenden wird dabei sowohl das 
Recht auf eine selbständige Existenz 
wie auch überhaupt ein Anspruch auf 
Bezahlung ihrer Ausbildungsanstren­
gungen streitig gemacht.

Auf der Gegenseite hat die IGM in 
zwei Bezirken ihre Forderungen prak­
tisch nach unten verrückt. In Nord- 
württemberg-Nordbaden auf 4,5% für 
elf Monate und einmal 350 DM sowie 
"angemessene Erhöhung der Ausbil­
dungsvergütung"; im Volumen 4,9%. 
In NRW auf 5%, "Anhebung der Aus­
bildungsvergütung" und Streichung 
der (dort wenig belegten) Lohngruppe
2. Diese Zugeständnisse haben die Ka­
pitalisten alles andere als beein­
druckt, die Bedingungen für den Lohn­
kampf allerdings erschwert. Ein Ein­
malbetrag von 350 DM schmilzt netto 
auf kaum mehr als die Hälfte zusam­
men. Die Streichung der Lohngruppe 2 
kann auch schwerlich zur allgemeinen 
Losung werden. In Bayern, Westber­
lin, Niedersachsen und Saarland liegt 
eine Lohngruppe 1 und in Rheinland­

Pfalz eine Lohngruppe 3 noch darun­
ter.

Die IGM ist in verschiedenen Tarif­
gebieten mit Forderungen in die Aus­
einandersetzung hineingegangen, die 
eine Änderung des Lohngruppen­
schlüssels mit spürbaren Verbesserun­
gen für die unteren Lohngruppen zum 
Ziel hatten. Das hat in den Betrieben 
starke Unterstützung gefunden. Die 
Beteiligung an den ersten Warnstreiks 
war ein Beleg dafür.

Andererseits zeigt sich aber auch: 
Die SPD ist im Vorfeld der Bundes­
tagswahl und rund um die Debatte 
ihres Wirtschaftsprogramms nicht be­
reit, einen Lohnkampf zu unterstüt­
zen. Sie rührt keinen Finger für die 
Forderungen der Tarifkommissionen. 
Es könnte einen Schatten auf ihre Re­
gierungstauglichkeit werfen. Dafür 
soll Johannes Rau aber angekündigt 
haben, daß er als Kanzler Tarifverträ­
ge anregen will, die den Chef zwin­
gen, jedem Mitarbeiter viermal im 
Jahr die Hand zu schütteln und einmal 
ein Lob zu spendieren. 
Quellenhinweis: (1) Handelsblatt, 
25-/26.4.86; (2) HB1., 2.4. - (rok)

Wochenendarbeit
PolyGram: Nds. Sozialmini­
ster verlängert "Ausnahme"

Bereits seit April 1985 läuft bei der 
PolyGram Record Service im Werk 
Hannover-Langenhagen, wo Schall­
platten hergestellt werden, ein "viel­
beachteter Modellversuch". Innerhalb 
von 14 Tagen lag damals eine Ausnah­
megenehmigung des niedersächsi­
schen Sozialministeriums dafür vor, 
daß PolyGram 350 Arbeitskräfte qua­
si ausschließlich für Wochenendarbeit 
und für ein Jahr einstellte. Genehmi-

Jahr wurden fast alle Besuchsanträge 
abgelehnt ... So wurde am 25.2. die­
ses Jahres ein bereits genehmigter 
Besuch bei dem Gefangenen ... ver­
hindert. Die Besucherin, die aus Mün­
chen angereist war, wurde vor dem 
gepIanten-Besuch ... von Kriminalbe­
amten in eine Verhörsituation ver­
setzt ... haben die vernehmenden Be­
amten ... ausdrücklich darauf hinge­
wiesen, daß von der Beantwortung der 
Fragen die Durchführung des Besu­
ches abhinge." Im März 1986 ist ein 
Besuch bei Bernd Rößner abgebrochen 
worden und gegen ihn eine zweimona­
tige Besuchssperre verhängt worden. 
Der Anwalt erklärt: die Besuchsbedin­
gungen "sind ein Teil der Isolierungs­
maßnahmen, denen der Gefangene 
schon seit elf Jahren ausgesetzt ist 
und die ihn in seiner Substanz treffen. 
Die verantwortlichen Stellen, denen 
dies durchaus bewußt ist, müssen zu 
einer Änderng dieser Praktiken veran­
laßt werden". - (uld)

Mitglieder der GSG 9 bei der Vorführung von "Nahkampftaktiken" am 30.4. in 
St. Augustin bei Bonn. Im Hintergrund Zimmermann und der saudi-arabische In­
nenminister, Prinz Abdel Asis Naif. Schon vor einigen Jahren hatte die damali­
ge SPD/FDP-Regierung der saudischen Regierung "Hilfe" bei der Abwehr von 
Aufständen angeboten. Zimmermann und der saudische Innenminister verein­
barten nun nach Pressemeldungen eine "engere Abstimmung" gegen "den inter­
nationalen Terrorismus". - (rül)
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gen mußte Schnipkoweit ausdrücklich 
die Sonntagsarbeit rund um die Uhr 
inkl. der mörderischen 12-Stunden- 
Schichten sowie das Arbeitsende 23 
Uhr für Frauen. Ausreichend war der 
Nachweis, daß ein neues Produkt, die 
Laserstrahlplatte Compact Disc 
(CD), nicht so schnell gefertigt wer­
den kann, wie die Nachfrage wächst, 
und daß neue Maschinen eine Liefer­
zeit von einem Jahr hätten. Die Zu­
sage, daß zwei Drittel der eingestell­
ten 350 Arbeitslosen nach Auslaufen 
der Ausnahmegenehmigung in ein fe­
stes Arbeitsverhältnis übernommen 
werden, benutzte ' Schnipkoweit als 
Vorwand, um mit der Gummiklausel 
der noch gültigen AZO "im Öffentli­
cheninteresse" (in Blüm’s AZO-Ent- 
wurf heißt’s "aus Gründen des Ge­
meinwohls") das bestehende, stück- 
hafte Sonntagsarbeitsverbot weiter 
einzureißen.

Und Schnipkoweit hat bereits die 
nächste Ausnahmegenehmigung vom 
1.4.86 bis 30.6.87 unterzeichnet. Po- 
lyGram kann einen sogar noch vergrö­
ßerten Auftragsstau (März 1985: 3 
Mio. CD; März 1986: 6 Mio. CD) vor­
weisen. Nach 31 Mio. DM 1985 will 
PolyGram 1986 weitere 14 Mio. DM 
investieren. Von den 350 Wochenend- 
schichtlern, die sich die Kapitalisten 
damals aus ca. 3000 "Bewerbern" aus­
sortiert hatten, haben nur 250 eine 
Festeinstellung erhalten — auch das 
wirkt auf die Arbeitsleistung. Die 
restlichen 100 sowie 250 neue, bisher 
arbeitslose Arbeiter werden für die 
neuen Wochenendschichten einge­
setzt: Die Männer arbeiten künftig 30 
Wochenstunden inkl. eine Schicht 
während der Woche. Sie erhalten da­
für dann (durch die steuerfreien 
Nacht- und Sonntagszuschläge) 100 % 
des "normalen" Nettolohns. Die Be­
rechnungsgrundlage von z.B. Arbeits­
losengeld oder Rente liegt also deut­
lich niedriger. Für die Frauen bleibt es 
bei 23,6 Wochenstunden. Diejenigen 
Arbeitskräfte, die bereits über 12 Mo­
nate Wochenendschichten leisten, er­
halten jetzt ein freies Wochenende 
pro Monat.

Die Kumpanei des niedersächsi­
schen Sozialministers, nach dessen 
Angaben in Niedersachsen außer Poly- 
Gram nur noch vier Ausnahmen für 
jeweils 20 bis 30 Arbeitskräfte geneh­
migt sind, mit den Kapitalisten ist 
diesmal noch weitergehender. Er er­
hält die Zusage, daß durch den von der 
Geschäftsführung geplanten Über­
gang zur "6-Tage-Woche" (Arbeiter 
und Maschinen sollen nur noch sonn­
tags von 6 bis 18 Uhr ruhen) ab Mitte 
1987 alle 350 Wochenendschichtler 
übernommen werden. Damit macht 
sich die niedersächsische Landesre­
gierung zum Fürsprecher der 7-Tage- 
Fabrik für die von 1 600 auf dann ca. 
2200 angestiegene Belegschaft im 
Produktionsbereich. Der Betriebsrat 
hat solchen Plänen noch nicht zuge­
stimmt. - (mio)

Die "Celler Bombe" und die Folgen

Die CDU diktiert der SPD Bedingungen 
für eine große Koalition

Am 24.4. 1986 enthüllten die Grünen 
im niedersächsischen Landtag, daß 
der Bombenanschlag auf das Celler 
Gefängnis vom 25.7. 1978, der von der 
Landesregierung der RAF, angeblich 
zwecks Befreiung von Sigurd Debus, in 
die Schuhe geschoben wurde, von die­
ser Regierung im Zusammenwirken 
mit der GSG 9 selber verübt wurde, 
um Spitzel in die RAF einzuschleusen. 
Der stellvertretende Vorsitzende der 
IG Druck und Papier, Hensche, forder­
te den Rücktritt des niedersächsi­
schen Ministerpräsidenten Albrecht, 
weil dieser gemeingefährlich sei. Die 
Grünen forderten einen parlamentari­
schen Untersuchungsausschuß, und sie 
zeigten Albrecht, Schmidt, Baum und 
Gross, den früheren Innenminister von 
Niedersachsen, wegen Bildung einer 
terroristischen Vereinigung an. Gene­
ralbundesanwalt Rebmann wies die 
Anzeige ab, sie entbehre jeder Grund­
lage.

Nichts dergleichen forderte die 
SPD. Sie erklärte durch ihren Abge-

Satellit', 
Stockwerk, < 

der Präzldentensulte für 
Brandt und Frau Hut, erinnerte 
sich Leibwächter von GSG 9 ai 
die Geiselbefreiung aus der Luft- 
hanra-^Landahur und an Kanz- 

L Icramtsminister Hans-Jürgen 
' Wischnewski In Somalia. Die har­

ten Jungs sangen an der Wasser­
kante ein Seemannslicd. aber < 
nicht .von Madagaskar und Pest, 
sondern: „Wir lagen vor Mogadi­
schu und hatten Ben Wisch an 
Bord.“

-Ubur
Frei taff

an Bord

ortung 
eren Staat

Karikatur aus Kommunistische Volkszeitung 48/1977 - Diesmal stellt die
CDU die Bedingungen für eine neue große Koalition der inneren Sicherheit

ordneten Schäfer, sie werde den An­
trag der Grünen auf Einsetzung einer 
Untersuchungskommission nicht un­
terstützen, jedenfalls nicht auf Bun­
desebene. Damit fehlt dem Antrag die 
erforderliche Anzahl von Befürwor­
tern. Der stellvertretende Vorsitzen­
de der Sozialdemokratischen Bundes­
tagsfraktion, Penner, gleichzeitig 
Vorsitzender des Arbeitskreises In- 
nenpoltik, forderte in einer Erklärung 
vom 29.4., die Verantwortlichen soll­
ten "im Staatsinteresse für sich die 
Konsequenzen des einstweiligen Bei­
seitetretens ziehen". Penner steht 

fest auf dem Boden der wehrhaften 
Demokratie: "Daher können auch 
Handlungen gerechtfertigt sein, die 
unter normalen Umständen nicht an­
gängig sind. In jedem Fall kann nur ein 
außerordentlich bedrohlicher Sach­
verhalt den Einsatz sonst ungewöhnli­
cher Mittel rechtfertigen. Daß dabei 
nicht der Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit außer Kraft gesetzt werden 
kann und die außergewöhnliche Bedro­
hung eine tatsächliche ... und darüber 
hinaus eine gegenwärtige sein muß, 
versteht sich von selbst." Penner" be­
zweifelt" lediglich, daß diese Voraus­
setzungen in Celle erfüllt waren. Völ­
lig "rechtsfremd" sei die Zusammen­
arbeit mit einem Schwerkriminellen, 
und der Einsatz von Sprengstoff zur 
"Durchsetzung des Strafverfolgungs­
anspruches des Staates" sei nicht zu 
rechtfertigen. Das ist ein Angebot, 
Albrechts Kurs zu unterstützen, denn 
Penner unterstellt, die niedersächsi­
sche Landesregierung habe sich in 
Strafverfolgung befunden, währendsie

■Soziaidemokraten

doch in Wirklichkeit ein Delikt erfun­
den hat, um ihren Terror gegen staats­
feindliche Gefangene zu begründen. 
Sie hat auf Grund ihrer eigenen Taten 
Sigurd Debus verfolgt, indem sie ihn 
mit Isolationshaft quälte, an deren 
Folgen er gestorben ist. Die rechtli­
chen Ansprüche der SPD beschränken 
sich darauf, keinen Sprengstoff, son­
dern vermutlich Maschinengewehre 
zu benutzen und keine unausgebilde­
ten Spitzel, sondern Beamte zu ver­
wenden. Die Position der SPD zur Ab­
sicherung terroristischer Handlungen 
des Staatsapparats wird ergänzt durch.
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Sigurd Debus’ Tod: 
Keine Ermittlungen 

Am 16. April 1981 starb der zu zwölf 
Jahren Haft verurteilte politische 
Gefangene Sigurd Debus während 
eines Hungerstreiks. Seit seinem Tod 
versuchen seine Eltern, ein Ge­
richtsverfahren gegen die für seinen 
Tod Verantwortlichen in Gang zu 
bringen. Doch bislang ist selbst das 
Ermittlungsverfahren verschleppt.

Sigurd Debus war für zweieinhalb 
Jahre, bis zum Januar 1979, im Cel- 
ler Hochsicherheitstrakt inhaftiert. 
Nach dem Staatsschutz-Attentat 
verschärfte Paul Kühnen, Anstalts­
leiter im Celler Gefängnis, die Haft­
bedingungen für Sigurd Debus gra­
vierend: tägliche Zellenrazzien, kör­
perliche Durchsuchungen, Einzel­
hofgang, obwohl dem Anstaltsleiter 
bekannt war, wer für den Anschlag 
auf das Gefängnis verantwortlich 
war. Als weitere haftverschärfende 
Maßnahme wurde Sigurd Debus von 
Celle nach Hamburg-Fuhlsbüttel in 
den dortigen Hochsicherheitstrakt 
verlegt.

Dort beteiligte er sich 1979 und 
1981 an den Hungerstreikaktionen 
der politischen Gefangenen gegen 
die Isolationshaft und für die Anwen­
dung der Genfer Konvention auf die 
politischen Gefangenen aus der RAF 
und den Revolutionären Zellen. Im 
Hungerstreik 1981 ist Sigurd Debus 
zwangsernährt worden. Die bei der 
Obduktion festgestellte Todesursa­
che lautete: "Absterben von Hirnge­
webe mit Hirnblutungen und stark 
erhöhtem Hirndruck." - also keines­
wegs, wie zuerst von der Hamburger 
Justizbehörde erklärt, an Unterer­
nährung.

In ihrer Aprilausgabe veröffent­
lichte die Zeitschrift "Konkret" Aus­

züge aus Gutachten über seinen Tod. 
Sie ergeben: Sigurd Debus ist an der 
besonderen Art der Zwangsernäh­
rung gestorben. Erstens ist er mit 
Gewalt, mit Hilfe von acht Sanitä­
tern, an die Infusionsschläuche ange­
schlossen worden und kann dabei 
auch am Kopf verletzt worden sein. 
Zweitens sind die Nahrungsdosen und 
die -Zusammensetzung der Infusio­
nen vollständig unzureichend gewe­
sen. Über die Zwangsernährung er­
klärt der Gutachter Kontokollias: 
Die Nährflüssigkeit sei "gerade aus­
reichend, den Zustand, der mit Be­
ginn der parenteralen (unter Umge­
hung des Magen-Darm-Traktes, d. 
Red.) Ernährung vorlag, aufrecht zu 
erhalten ... Hier wird eine gewisse 
Eskalation vermißt an der täglichen 
Substition von Flüssigkeit, Amino­
säuren, Kalorien und Vitaminen, um 
den mit Sicherheit defizitären Ener­
giehaushalt auszugleichen. In diesem 
Zusammenhang muß festgestellt 
werden, daß die Aminosäurelösung, 
die der Patient erhielt, Vitamin C, 
B6, B2 und Niazin beinhaltet, hinge­
gen kein Vitamin A, Bi, sowie B12 
und K." Sigurd Debus wurde also so­
wenig zwangsernährt, daß die Ver­
antwortlichen gravierende Mangel­
erkrankungen, die auch zu Gehirn­
blutungen führen können, einkalku­
lierten. Ein weiterer Gutachter, der 
inzwischen verstorbene Professor 
Naeve, erklärte: "Es läßt sich fest­
stellen, daß die Anwendung der pa­
renteralen Ernährung bei dem Pa­
tienten Debus nicht in angemessener 
Dosierung erfolgte. Darüber hinaus 
wurden die für die konkrete defizitä­
re Situation des Energiehaushaltes 
geltenden Regeln nicht beachtet ... 
Für die Verletzung obiger Sorgfalts­
regeln und die dürftige, äußerst 
mangelhafte Dokumentation ärztli­

cher und sonstiger Maßnahmen 
zeichnet sich die Leitung des Zen­
tralkrankenhauses der Justizbehörde 
der Freien und Hansestadt Hamburg 
verantwortlich." Und das sind in die­
sem Fall der Arzt Dr. Görland und 
sein Vorgesetzter Dr. Friedland.

Die Staatsanwaltschaft hat in den 
bis jetzt fünf Jahren weder sie noch 
andere Zeugen vernommen, nicht 
einmal die zitierten Gutachten ge­
würdigt. Der Anwalt der Eltern, 
Heinrich Hannover, erklärte bereits 
1983 gegenüber der Staatsanwalt­
schaft: "Nach dem bisherigen Er­
mittlungsergebnis besteht der drin­
gende Verdacht, daß der Tod des 
Herrn Debus von den Verantwortli­
chen mindestens fahrlässig in Kauf 
genommen worden ist." 
Quellenhinweis: Konkret, Nr. 4/86; 
Unsere Zeit v. 7.5.86

die Forderung ihres Vorstandes, 
Sprengstoffanschläge, "über deren 
Hintergrund und Durchführung die zu­
ständige Kriminalpoliziei und die Ju­
stiz getäuscht werden", seien zu un­
terlassen, da sie die für einen Recht­
staat selbstverständliche Grenze 
überschritten. Ihrer Ansicht nach 
schadet es dem bürgerlichen Staat, 
wenn die Staatsorgane gegeneinander 
operieren, statt gemeinsam gegen den 
inneren Feind.

Die Enthüllung der Grünen war dazu 
gedacht, auf die bevorstehenden 
Landtagswahlen in Niedersachsen ein­
zuwirken. Jedoch kommt keine Freu­
de auf. Die CDU verkraftet die Ent­
hüllung gut. Albrecht nutzt sie sogar, 
um einen terroristischen Kurs für die 
Zukunft anzukündigen. In Niedersach­
sen handle es sich nunmehr um eine 
"Entscheidungswahl". Der Spreng­
stoffanschlag werde zweifellos ein 
Wahlkampfthema sein, die CDU be­
grüße dies. Die Bürger wollten "keinen 

Staat, in dem die Politiker ihrer Em­
pörung Ausdruck geben, wenn die To­
ten auf der Straße liegen". Diese Ein­
stellung sei bis weit hinein in die SPD- 
Wählerschaft anzutreffen. Daß das 
Angebot verschiedener führender 
SPD-Politiker, seinen Kurs zu stüt­
zen, noch nicht reicht, machte er der 
SPD höhnisch klar. Geschlossenheit 
sei nötig. Er sei für ein Kontrollgre­
mium für solche Aktionen, in dem al­
lerdings keine Vertreter der Grünen 
sitzen dürften. Die zwei Sozialdemo­
kraten, die möglicherweise darin sä­
ßen, würden es "innerparteilich sehr 
schwer haben". Dies kann man als 
Antwort auf indirekte Angebote der 
SPD für eine künftige große Koalition 
der inneren Sicherheit werten. Al­
brecht stellt die Bedingungen fest.

Die FAZ gibt Albrecht Schützenhil­
fe, denn wenn er sich durchsetzt, ist 
auch für die FDP etwas gewonnen. Am 
26.4. widmet FAZ-Redakteur F. K. 
Fromme dem "Landesvater" Albrecht 

eine ganze Seite, ohne die Bombe auch 
nur zu erwähnen. Am 3.5. folgt ein 
Sittengemälde aus der Stadt Celle, wo 
die "beiden Schandpfähle aus alter 
Zeit an der Seite des Rathauses . .. 
nachts angestrahlt" sind. In diesem 
Albrechtschen Milieu läßt die FAZ 
zwei Spielarten des Mannes auf der 
Straße zu Wort kommen. Ein "Mann 
auf dem Marktplatz" meint, die De­
mokratie müsse "sich wehren". Eine 
Kellnerin sagt, damals sei die Empö­
rung über den Anschlag groß gewesen, 
aber so, wie es sich heute herausstel­
le, sei es doch gut. Gewinnt Albrecht 
die Wahl, hat die CDU ein Testergeb­
nis, wieviel Blut und Tränen sie auch 
im Bundestagwahlkampf versprechen 
kann.
Quellenhinweis: FAZ, 28.4. bis 9.5.; 
Handelsblatt, 5.5.; Service der SPD 
für Presse, Funk, TV vom 28.4.; Infor­
mation der Sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion vom 29.4. 1986 
- (anl, uld)



Seite io Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Politische Berichte 10/86

Tschernobyl

Einige technische Bemerkungen zur 
"vorsintflutlichen Russen-Technik"

Im Vergleich zu den wesensverwand­
ten Siedewasserreaktoren westlicher 
Bauart hat der in Tschernobyl verwen­
dete sowjetische RBMK-Reaktor eini­
ge wichtige Abweichungen. So gibt es 
keinen riesigen Reaktordruckbehäl­
ter, stattdessen 1900 Bohrungen mit 
1693 Prozeßkanälen, in denen das 
Kühlwasser in Röhren unter einem 
Druck von 70 bar von unten nach oben 
strömt. Jeder Kühlkanal stellt gewis­
sermaßen einen "Minireaktor" dar. 
Diese Prozeßkanäle lassen sich we­
sentlich leichter herstellen als die 
technisch weitaus schwierigeren und 
gefährdeter en Druck Wasserbehälter, 
wie sie in den westlichen Reaktorty­
pen verwendet werden. Die Kanäle 
lassen sich auch individuell über­
wachen und, — wie auch die Brennele­
mente - während des Reaktorbetrie­
bes austauschen. Aufgrund dieser Ei­
genarten sprach man dem RMBK-Re- 
aktor auch in westlichen Fachkreisen 
bislang eine system-spezifische Si­
cherheit zu. Die sowjetische Kernen­
ergietechnik verfolgte von Beginn an 
(1954 wurde in Obninsk bei Moskau das 
erste Kernkraftwerk der Welt instal­
liert) einen eher vorsichtigen Kurs. 
Ebenso wie in der Raumfahrt, wo mit 
diesem Kurs beachtenswerte techni­
sche Erfolge erzielt wurden, galt auch 
die sowjetische Kerntechnologie als 
solide und betriebssicher.

Der nun immer wieder herangezo­
gene Vergleich, westliche Kernreak­
toren hätten alle ein Containment, 
(einen Sicherheitsbehälter), der so­
wjetische Reaktor hingegen keinerlei 
Sicherheitsvorkehrungen, ist nicht 
korrekt. Es wird der Eindruck er­
weckt, als wären westliche Reaktoren 
um eben dieses Containment sicherer 
als sowjetische, ein Trugschluß, der 
die unterschiedliche Konzeption der 
Kernkraftwerke sowjetischen Typs 
nicht berücksichtigt und die in gewis­
sem Umfang vorhandene größere sy­
stemimmanente Sicherheit leugnet. 
Zudem verfügt der RMBK-Reaktor 
zwar über kein Containment für den 
Gesamt- Komplex, dafür sind aber die 
meisten druckführenden Anlageteile 
von dichten Betonzellen, einer Art 
Sub-Containments, umgeben.

Die sowjetische Sicherheitsphiloso­
phie ging bislang davon aus, daß ein 
Unfall wie in Tschernobyl absolut un­
möglich sei, und hat deshalb auf ein 
zusätzliches Containment verzichtet, 
ein Fehler, der nun teuer bezahlt wer­
den muß. Die bürgerliche Presse ver­
breitet, "typische russische Schlam­
perei" habe zu dem Unfall geführt. 
Dieser Vorwurf ist absolut unhaltbar 
und verfolgt lediglich ideologische 
und rassistische Ziele. Selbst die 

"VDI-Nachrichten, Informationen für 
das technische Management", denen 
man bestimmt keine besondere Vor­
liebe für die Sowjetunion unterstellen 
kann, kommen nicht umhin: "Tscher­
nobyl darf keinesfalls zum Hochmut 
verführen, im Osten nehme man es 
halt mit der Sicherheit nicht so genau. 
Westliche Fachleute und Kenner so­
wjetischer Kernkraftwerke sind über­
zeugt, daß ihre östlichen Kollegen ge­
nauso zuverlässig und verantwor­
tungsbewußt arbeiten. Die erwiesene 
hohe technische Zuverlässigkeit der 
Anlagen sowjetischer Bauart stützt 
diese Ansicht".

Was hat es nun mit der Behauptung 
auf sich, daß es Reaktoren wie in der 
Sowjetunion im Westen nicht gäbe, 
und deshalb auch ein Reaktorunfall 
wie in Tschernobyl ausgeschlossen 
sei? Zunächst einmal muß richtigge­

Kernschmelzen-Unfälle

Reaktor Jahr

NRX (Kanada), Forschungs-Druckgefäß 1952
EBR 1 (USA), Schneller Brüter 1955
Windscale (GB), Plutonium Produktionsanlage 1957
SL 1 (USA), Forschungsreaktor 1961
Enrico Fermi (USA), Schneller Brüter 1966
Chapelcross (GB), Magnox-Reaktor 1966
St. Laurent (F), Magnox-Reaktor 1966
Lucens (CH), Forschungsreaktor 1969
Three Mile Island (USA), Druckwasser-Reaktor 1979
Tschernobyl (UdSSR), Druckröhrenreaktor 1986

Beim Unfall des amerikanischen SL 1 wurde ein Mensch getötet, der einzige be­
kannte Todesfall vor Tschernobyl. (Quelle: Financial Times)

stellt werden: Sicherlich gibt es in den 
westlichen Ländern nicht genau den­
selben Reaktortyp. Aber es gibt Reak­
toren, die ganz ähnlich aufgebaut 
sind, die sogenannten Gas-Graphit- 
Reaktoren. Wie bei dem Reaktor in 
Tschernobyl dient Graphit in diesen 
Reaktoren als Moderator (Der Mode­
rator bewirkt die Abbremsung der im 
Kernprozeß freigewordenen Neutro­
nen, um die Wahrscheinlichkeit wei­
terer Kernspaltungen zu erhöhen), al­
lerdings wird statt Wasser gasförmi­
ges Kohlendioxid als Kühlmittel ver­
wendet. Diese Reaktoren dienen im 
wesentlichen der militärischen Pluto­
niumgewinnung, die Gewinnung von 
elektrischer Energie ist meist ein Ne­
benprodukt. Von diesen Reaktoren, 
die mit Sicherheit kein Containment 

oder ähnliche Sicherheitseinrichtun­
gen aufweisen, sind derzeit nach unse­
ren Kenntnissen in Betrieb: In Frank­
reich Chinon 2 und Chinon 3 sowie in 
Marcoule G3. In Großbritannien die 
sogenannten Magnox-Reaktoren, je­
weils vier Reaktoren in Calder-Hall 
und in Chapelcross. Über den gasge­
kühlten Magnox-Reaktor ist wenig 
Gutes bekannt. In einem solchen Re­
aktor kam es 1962 in Großbritannien 
in Windscale zu einem Graphitbrand. 
Große Mengen radioaktiver Stoffe ge­
langten an die Umwelt und verseuch­
ten das Gelände auf Jahre hinaus. Vor 
der Öffentlichkeit wurde der Unfall 
zunächst totgeschwiegen. Kurz da­
rauf gab es im Magnox-Reaktor in 
Calder-Hall ebenfalls einen Graphit­
brand. Die schlechten Kühleigen- 
schaften des Kohlendioxids hatten die 
Sowjetunion bewogen, davon abzuge­
hen und Wasser als Kühlmittel zu ver­
wenden. Im Westen sind diese Reakto­
ren weiterhin in Betrieb, obwohl im­
mer wieder gravierende Störfälle auf­
traten. (Siehe Tabelle)

Der.Grund, weshalb es in der BRD 

diese Reaktoren nicht gibt, hat nichts 
mit den vielzitierten Sicherheitsmar­
gen zu tun, sondern mit den politi­
schen Ergebnissen des Zweiten Welt­
krieges. Die BRD konnte zunächst 
nicht off iziell in die Plutoniumgewin­
nung für Atombomben über eine aner­
kannt militärische Reaktorlinie ein­
steigen, dies ist der Hauptgrund da­
für, weshalb die o.g. Reaktorlinie in 
der BRD nicht existiert; ein Manko, 
das sie heute über den schnellen Brü­
ter in Kalkar und die WAA in Wackers­
dorf beseitigen will.
Quellenhinweis: VDI-Nachrichten 19/ 
86, 9.5.; Spektrum der Wissenschaften 
12/1984; Atome für den Krieg, Verlag 
Kölner Volksblatt, 1983; Financial 
Times zitiert nach VDI-Nachrichten 
19/86 - (dif, ehe)
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Konsequenzen der Reaktion: 
"•. hilft nur ’der starke Staat1"

Die Auswirkungen des Reaktorunfalls von Tschernobyl in 
der BRD sind von drei widersprüchlichen Tatsachen be­
stimmt:

1.) Der Reaktorunfall in Tschernobyl ist ein Reaktor­
unfall in der Sowjetunion. Weder die Gründe für das Kern­
energieprogramm der Sowjetunion, die Ziele dieses Pro­
gramms, seine technische Durchführung, noch die Fehler 
der in der Sowjetunion herrschenden Klasse sind diesel­
ben wie in den kapitalistischen Ländern. Das Motto, vor 
der Kernenergie seien alle Gesellschaften gleich, zu dem 
sich inzwischen auch die Leitartikel der "Deutschen 
Volkszeitung" (DVZ) und die Kommentare der UZ hin­
reißen lassen, verdeckt in Wirklichkeit sowohl die Auf­
gaben der Kritik des imperialistischen Energiepro­
gramms wie eine mögliche Befassung mit der Frage, wo­
rin denn nun tatsächlich die Fehler der in der Sowjetunion 
herrschenden leitenden Klasse bestehen.

Unmittelbar nach Bekanntwerden des Reaktorunfalls 
hat die westdeutsche reaktionäre Presse versucht, unter 
der Devise, man müsse das sowjetische "System ankla­
gen, nicht die Technik" (Strauß) und: "ein System brennt" 
(Die Welt 2.5.), eine offen kriegslüsterne, chauvinistische 
und demagogische Hetze vom Zaun zu brechen. "Die 
schwerste Atomkatastrophe in der Geschichte der 
Menschheit hat möglicherweise 30000 Todesopfer gefor­
dert, erfuhr Bild aus Geheimdienstkreisen". (Bild 30.4) 
Als die Pressehetze über Zehntausende von Toten sich 
nicht'mehr aufrecht erhalten ließ, wurde aus der "Nukle­
arkatastrophe" die "Informationskatastrophe", wie die 
TAZ am 5.5. zu melden wußte. Mit dem Nachweis von er­
höhter radioaktiver Strahlung auch in der BRD wurde 
dann die Pressekampagne aus sensationslüsternen 
Falschmeldungen über die Sowjetunion durch eine nicht 
minder verlogene techno-chauvinistische Propaganda ab­
gelöst. "Deutsche Reaktoren die sichersten der Welt", die 
Welt müßte an "deutschen Sicherheitsnormen gemessen 
werden" usw., usf. Ausgerechnet die minimalen Siche­
rungsmaßnahmen, die Ergebnis der schweren politischen 
Auseinandersetzungen um Wyhl, Brokdorf, Grohnde, Kal­
kar waren, sollten jetzt zum Beleg "deutscher Technik" 
werden.

Wenn in dieser Lage die DKP und andere Organisatio­
nen die Plattheit, daß Atomkraft gefährlich ist, zur 
Plattform eines "Bündnisses" mit dem bürgerlichen Lager 
breittreten wollen, wenn ausgerechnet die Kerntechnik 
ein Beweis dafür sein soll, daß die Technik und die techni­
sche Entwicklung klassen- und gesellschaftsneutral sei­
en, dann behindert das gerade die notwendigen gesell­
schaftlichen und politischen Gegenmaßnahmen.

2.) Der Reaktorunfall in Tschernobyl und seine Auswir­
kungen haben viele Argumente der Bewegung gegen das 
Atomenergieprogramm bestätigt. Die Auswirkungen des 
Unfalls an diesem Reaktortyp in der Sowjetunion zeigen 
nur andeutungsweise die zu erwartenden Folgen von Un­
fällen bei den westdeutsche Reaktoren. In vielen Städten 
und Regionen fanden Demonstrationen statt. Ihre Forde­
rungen waren vor allem gegen den Betrieb der jeweils 
nächstgelegenen Reaktoren und der geplanten Wieder­
aufbereitungsanlagen gerichtet. Die Grünen haben unter 
der Losung "Tschernobyl ist überall" der Forderung nach 
der Stillegung aller Kernkraftwerke neuen Nachdruck 
verliehen. In NRW fordern sie einen Volksentscheid für 
die Stillegung aller Kernkraftwerke, ein Vorschlag, des­
sen Durchführung und Unterstützung den imperialisti­
schen Staat und die Fortführung des reaktionären Ener­
gieprogramms schwächen würde. Die Politik der CDU 
und der SPD treffen sich in der Abwehr der Forderung 
nach sofortigen Maßnahmen in der BRD, Die SPD fordert 
einen geordneten "Ausstiegsplan", der sich über Jahr­

zehnte hinziehen soll. Die CDU spricht im Vorfeld der 
Niedersachsenwahlen von der Möglichkeit, "auf Energie 
aus Atomkaft langfristig zu verzichten"' (Biedenkopf), 
und auch "Geißler schloß ebenfalls auf lange Sicht einen 
Ersatz der Kernenergie durch andere Technologie nicht 
aus." (Mannheimer Morgen, 13.5.) Das von CDU und SPD 
in unterschiedlicher Form verwendete Argument der 
"Kernenergie als Übergangsenergie" ist nicht neu. Es ist 
kein Argument gegen den Einsatz von Kernkaftwerken, 
sondern für die Durchsetzung des imperialistischen Ener­
gieprogramms.

3.) Auf die Meldung von erhöhter radioaktiver Strah­
lung in der BRD reagierte die Bundesregierung öffentlich 
zunächst vor allem mit Beschwichtigung. Grenzwerte 
wurden rauf und runter geschoben. Nachgerade genüßlich 
wurde Desinformation und Desorganisation vorgeführt. In 
Rheinland-Pfalz wies die Landesregierung die örtlichen 
Feuerwehren an, öffentliche Messungen durchzuführen, 
bei denen jeder sein Gemüse begutachten lassen könnte. 
Anschließend mokierte sich der Mannheimer Morgen: 
"Mainz läßt messen — keiner blickt durch". Völlig unklar 
blieb, was die Feuerwehr da gemessen hatte. Einige Ra- 
dischen von 1200 Gemüseproben hätten "erhöhte Impul­
se" gezeigt. Der Ruf nach "klaren Richtlinien und eindeu­
tigem Handeln" (Kölner Stadtanzeiger, 12.5.) ertönte als 
Forderung der Opposition nach Notstandsmaßnahmen. 
SPD-Fraktionschef Vogel forderte die Einberufung eines 
ständigen Krisenstabes der Landesinnenminister beim 
Bundesinnenministerium. Die Rhein-Neckar-Zeitung 
wird deutlicher: "Bleibt die Frage nach dem Katastro­
phenschutz ... Auf die Diskussion um das Chaos im Kata­
strophenschutz darf man gespannt sein." (9-5-) Das ist 
eine Konsequenz für die Reaktion: Verschärfung der be­
stehenden Zivilschutzvollmachten und Verabschiedung 
der geplanten neuen Katastrophenschutzgesetze auf 
Landesebene, die — wie z.B. in der baden-württembergi­
schen Gesetzesvorlage — umfassende Notstands-, Sicher­
stellungs- und Zwangsverpflichtungsmaßnahmen vorse­
hen. Die zweite Konsequenz nannte Kohl am letzten Wo­
chenende. Nicht sofort, aber demnächst müßten als 
"Konsequenz aus Tschernobyl" die Zuständigkeiten in 
Umweltfragen zwischen Bund und Ländern neu geregelt 
werden. Der Bund müßte die Länderverantwortlichkeiten 
an sich ziehen.

Die Reaktion verfolgt zielstrebig den Kurs, daß "in der 
Katastrophe" nur eine starke und gesetzlich ungebundene 
Exekutivgewalt durch diktatorische Maßnahmen "Hilfe" 
bringt. Sie propagiert und exerziert, daß Diktatur und 
nicht Demokratie und Organisierung der Lohnabhängigen 
die einzig richtige Gegenmaßnahme gegen sog. "Kata­
strophen" und gegen die Zerstörung der Reproduktionsbe­
dingungen der arbeitenden Klassen ist. Gegen diesen Kurs 
gibt es nur vereinzelte Gegenmaßnahmen. Dabei enthält 
sowohl die Programmatik der Grünen wie die der revolu­
tionären Organisationen wie die Tradition des Arbeiter­
widerstandes gegen Reaktion und Faschismus hinrei­
chende Elemente, um die erforderlichen Gegenpositionen 
zu entwickeln. Nicht Stärkung, sondern Schwächung der 
staatlichen Zentralgewalt und dafür Stärkung der kom­
munalen Rechte und Kompetenzen, z.B. Zugangs- und 
Kontrollrechte gegenüber den jeweiligen Kernkraft­
werken sowie allen Produktionsanlagen der Kapitalisten. 
Nur so ist z.B. eine Kontrolle der laufenden Schadstoff- 
emmission bei den Verursachern möglich. Kommunale 
und zentrale Kontroll-, Zugangs- und Entscheidungskom­
petenzen der Lohnabhängigen und der Werktätigen, also 
der Gewerkschaften, der Interessenvertretungen der 
Bauern, des Handwerks, in allen Fragen, die die Repro­
duktionsbedingungen der arbeitenden Klassen betreffen.

Eine Diskussion über Forderungen unter dieser Ziel­
setzung ist jetzt notwendig. Die Reaktion wird alles da 
ran setzen, solche Forderungen mit dem Ruf nach neuen 
Notstandskompetenzen zu ersticken.
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Jugoslawien

Handelsbilanzdefizit verringert 
zu Lasten der Arbeiter und Bauern

Anfang der siebziger Jahre sind die 
Schulden Jugoslawiens an den Westen 
sprunghaft angestiegen. Wir können 
hier nicht genau die Ursachen dieses 
Anstiegs untersuchen, wesentliche 
Ursache dafür war sicher der Einkauf 
ganzer Industrieanlagen in den impe­
rialistischen Ländern und der plötz­
liche Anstieg des Zinssatzes für Kapi­
tal aus den westlichen imperiali­
stischen Ländern, (s. Tabelle S. 13)

Seit Ende der siebziger Jahre bleibt 
die langfristige Verschuldung Jugosla­
wiens im wesentlichen gleich hoch. 
Siebetrug 1982 16,67 Mrd. US-Dollar, 
1985 17,185 Mrd. US-Dollar (1). Betei­
ligt an dieser Verschuldung sind (1985) 
mit 1,968 Mrd. eine Unterabteilung 
der Weltbank, mit 1,916 Mrd. der In­
ternationale Währungsfonds, und mit 
212 Mio. europäische Bankkonsortien. 
Leider liegen uns keine genauen Anga­
ben über die Aufteilung der verblei­
benden 13 Mrd. vor, nach anderen ju­
goslawischen Angaben (2) sind Banken 
aus dem EG-Bereich mit über 60% an 
der Gesamtverschuldung Jugosla­
wiens beteiligt. Man kann auch des­
halb davon ausgehen, daß europäische 
Bankkönsortien den Hauptanteil der 
Gläubiger bilden, da einmal alle Um­
schuldungsverhandlungen in den letz­
ten Jahren unter der Leitung euro­
päischer Bankkonsortien durchgeführt 
wurden, zum anderen sich die USA und 
die westeuropäischen Imperialisten 
die Schuldnerländer in der Welt aufge­
teilt haben: US-Banken sind Gläubiger 
der mittel- und südamerikanischen 
Länder, westeuropäische Banken 
Gläubiger verschuldeter euro­
päischer, aber auch arabischer und 
afrikanischer Staaten.

Während die langfristige hohe Ver­
schuldung nicht reduziert werden 
konnte, sondern von jugoslawischer 
Seite versucht wird, durch immer 
neue Umschuldungsverhandlungen die 
Rückzahlung hinauszuzögern, wurde 
das hohe Handelsbilanzdefizit mit den 
westeuropäischen Ländern verrin­
gert. Z. B. betrug das Handelsbilanz­
defizit mit der BRD, nach der UdSSR 
Jugoslawiens größter Handelspartner, 
1979 3,6 Mrd. DM, 1984 1,4 Mrd. DM 
(3). Insgesamt verringerte sich das 
Handelsbilanzdefizit mit den westli­
chen imperialistischen Ländern durch 
die Erhöhung des jugoslawischen Wa­
renexports in diese Länder, verbunden 
mit strengen Importrestriktionen 
nach Jugoslawien. Daß allerdings auf­
grund ungleicher Verhältnisse immer 
wieder ein Handelsbilanzdefizit er­
zeugt wird, dazu folgendes Zitat aus 
einem Vortrag von M. Krstic, Minister 
in der Republik Serbien, über "Das ju­

goslawische Stabilisierungspro-
gramm", gehalten vor der Südosteuro­
pa-Gesellschaft München (März 
1984):
"Die EG-Länder sind natürliche und 
traditionelle Partner der jugoslawi­
schen Wirtschaft, wobei die BRD als 
größter unserer Partner sowohl im 
Warenaustausch wie auch in den übri­
gen Formen der Zusammenarbeit eine 
dominierende Stellung einnimmt. 
Grundlage der Zusammenarbeit sind 
die vielen gegenseitigen Ergänzungen 
und komparativen Vorteile —

Aber trotz guter Ergebnisse in vie­
len Bereichen können wir mit der Ent­
wicklung der Zusammenarbeit nicht 
rundum zufrieden sein. Das jugoslawi­
sche Defizit im Wirtschaftsverkehr 
mit den EG-Ländern betrug 1983 trotz 
der bedeutenden Erhöhung unserer 
Exporte 1,3 Mill. Dollar oder 60% un­
seres gesamten Außenhandelsdefizits 
... Die wirtschaftliche Zusammen­
arbeit Jugoslawiens mit den west­
lichen Industrieländern ist bereits seit 
Jahren von strukturellen Disparitäten 
gekennzeichnet, die sich aus der Ab­
hängigkeit der jugoslawischen Wirt-

Offizieller Index Jugoslawiens, Nr. 11/85

Industrieproduktion

Einzelhandelspreise

Lebenshaltungskosten

Industrielle Erzeugerpreise

Landwirtsch. Erzeugerpreise 

Der Index wird immer bezogen auf 100 = Vorjahr. Z.B.: 1985 sind 
die Einzelhandelspreise um 74,7% gegenüber 1984 gestiegen. Die letzte Spalte 
gibt das Verhältnis vom 3. Quartal 1985 gegenüber dem 3. Quartal 1984 (= 100) 
an.
Quelle: Bundes-Statistik-Büro Jugoslawien, Belgrad

schäft von der Einfuhr von Ausrüstun­
gen und Reproduktionsmaterialien, 
insbesondere aus der EG, ergeben. Der 
jugoslawische Warenaustausch mit 
der EG im Zeitraum 1970 — 1982 er­
brachte ein Defizit von 20 Mrd. Dollar 

— das ist selbst für eine so große Han­
delsmacht wie die EG ein enormer 
Überschuß gegenüber einem Handels­
partner." (2)

Zu wessen Lasten die Verringerung 
des Handelsbilanzdefizits bei gleich­
zeitig gleichbleibendem hohen Ver­
schuldungsniveau geht, dazu die Ta­
belle auf Seite 12. Es geht daraus her­

vor, daß die Industrieproduktion in Ju­
goslawien stagniert, nicht nur in der 
quantitativen Ausdehnung, sondern, 
daß das Investitionskapital fehlt, die 
veralteten . Industrieanlagen zu mo­
dernisieren. Dies kann — bei gleich­
zeitiger Stagnation der landwirt­
schaftlichen Produktion, nur dahin 
führen, daß Waren, die in Jugoslawien 
selbst dringend benötigt werden, in 
die Gläubigerländer exportiert wer­
den müssen, und das zu Dumping-Prei­
sen.

Im Jahresdurchschnitt 1983 lagen 
die Exportpreise für jugoslawische 
Waren (Gesamtexport) um 11,6% hö­
her als auf dem Binnenarkt. Im Handel 
mit den westlichen Industrieländern 
war die Situation jedoch erheblich un­
günstiger, hier verkaufte man zu Prei­
sen, die durchschnittlich um 5,9% un­
ter denen in Jugoslawien lagen. So 
wurden elektrische Maschinen und 
Apparate um 25%, Textilfasern und 
Stoffe um 29%, fertige Textilien um 
17,8%, ..., Nahrungmittel um 22,9% 
umd Maschinen um 16,6 % billiger ver­
kauft als in Jugoslawien. (4)

Aus der Tabelle auf Seite 12 geht 
weiterhin hervor, daß auf der einen 
Seite die industriellen Erzeugerpreise 
anstiegen, die landwirtschaftlichen 
Erzeugerpreise aber nicht im selben 
Maße. Dies vergrößert die sogenannte 
Preisschere, d.h. Bauern müssen im­
mer größere Mengen ihrer Waren ver­

1982 1983 1984 1985/3

100,0 102,1 105,5 101,4

130,0 139,0 157,0 174,7

132,0 141,0 153,0 I7i,9

125,0 132,0 157,0 182,2

135,0 146,0 144,0 —

kaufen, um z.B. eine Landmaschine zu 
erstehen. So vergrößert sich der Ge­
gensatz Stadt-Land, der in Jugosla­
wien durch den hohen Anteil kleiner, 
rückständiger Bauernwirtschaften 
schon immer groß ist. Dies wird sich 
bei weiterem Anschluß an die EG noch 
verstärken und führt schon jetzt zu 
Erscheinungen, die aus anderen südeu­
ropäischen Ländern nach EG-An­
schluß bekannt sind: Bauernlegen, 
Verkarsten ganzer Regionen, Stadt­
flucht, die die Arbeitslosenquote in 
den Städten erhöht usw.

Während die Industrieproduktion
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stagniert, das Nord-Süd-Gefälle und 
der Gegensatz Stadt-Land sich ver­
größern, sind die Einzelhandelspreise, 
wie auch die Lebenshaltungskosten, 
immens angestiegen. Es handelt sich 
bei der Tabelle bereits um inflations­
bereinigte Angaben. Ende 1983 wur­
den auf Druck des IWF sämtliche vor­
her festgesetzten Preise freigegeben, 
was in vielen Bereichen zu immensen 
Preiserhöhungen führte. Die deshalb 
stark ansteigenden Lebenshaltungsko­
sten treffen v.a. die Arbeiter, und da 
besonders die in den großen Städten, 
die sich nicht über private Gärten, 
Viehhaltung usw. Lebensmittel besor­
gen können, sondern auf die Märkte / 
Geschäfte angewiesen sind. So geht 
v.a. in den Städten der Verbrauch an 
Fleisch, Frischgemüse etc. zurück, 
der Umsatz an Billigprodukten steigt. 
Auch der Verkauf von Textilien oder 
Haushaltsmaschinen geht zurück.

In den herrschenden Klassen in Ju­
goslawien (Management der selbst­

Westdeutsche Pläne mit 
Jugoslawien

Im folgenden Auszüge aus einem Ar­
tikel der SZ vom 18.10.85 über Ver­
einbarungen Wirtschaftsminister 
Bangemanns mit dem jugoslawischen 
Außenhandelßminister Bojanic bei 
seinem Besuch in Jugoslawien:

Bangemann unterstrich, "daß man 
dem hochverschuldeten Land ... 
helfen müsse, durch eigene Kraft die 
Schulden abzubauen. Man müsse sich 
aber Gedanken über neue, vernünfti­
ge Kreditrückzahlungsbedingungen 
machen. Für solche wolle er sich in­
nerhalb der EG einsetzen, die zur 
Zeit mit Jugoslawien über ein neues 
Kooperaionsabkommen verhandelt. 
... Bangemann kündigte an, daß er 
sich auch für direkte Zahlungen aus 
dem EG-Haushalt für bestimmte ju­
goslawische Projekte verwenden 
wolle, die im Interesse der EG lägen. 
Dazu gehöre vor allem der Ausbau 
von Straßen- und Schienenwegen aus 
West- und Südosteuropa durch Ju­
goslawien ... Kritisch vermerkte 
Bangemann, daß bei einigen 'sen­
siblen' jugoslawischen Exportpro­
dukten die jugoslawischen Preise in 
letzter Zeit einige 'Schwierigkeiten' 
bereitet hätten, was wiederum zu ei­
ner gewissen Reserve gegenüber 
Einfuhrvergünstigungen geführt ha­
be. Er habe zwar Verständnis, wenn 
die Jugoslawen durch hohe Preise im 
Export ihre Deviseneinnahmen erhö­
hen wollen, dies sollte jedoch, 'auch 
im jugoslawischen Interesse', nicht 
ohne jede Rücksicht auf den innerge­
meinschaftlichen Markt erfolgen." 
Im folgenden Auszüge aus einem Ar­
tikel in der FAZ v. 23.1.86 "Jugosla­
wien und der Währungsfonds":

"Manche dieser Maßnahmen mit 
administrativem Charakter, zu de­

verwalteten Betriebe, technische In­
telligenz, Führungskader der Armee 
und der Partei) gewinnen immer mehr 
diejenigen die Überhand, die für wei­
teren Anschluß an die EG und Markt­
wirtschaft, verbunden mit "Öffnung 
gegenüber dem Weltmarkt", sind. Dies 
mag damit Zusammenhängen, daß die 
Politik, die zu der Verschuldung ge­
führt hat (Aufkauf westlicher Indu­
strieanlagen) gerade diesen Kreisen 
bestimmte Machtpositionen in den 
Betrieben gesichert hat. Und daß sie 
sich Unterstützung erhoffen beim 
Niederhalten derjenigen, die Opfer ih­
rer jetzigen Politik sind, der Arbeiter 
und kleinen Angestellten, der Bauern, 
Rentner, Teile der Studenten und der 
Arbeitslosen.

Daß den Imperialisten, allen voran 
den westdeutschen, die bisherige Ab­
hängigkeit nicht reicht, sondern Ju­
goslawien eingespannt werden soll in 
ihre geopolitischen Pläne, dazu die 
Äußerungen Bangemanns im Kasten 

nen beim Kampf gegen die Inflation 
noch die Preiskontrollen zu zählen 
wären, könnte der Währungsfonds 
zur Not akzeptieren, wenn sie nur 
vorübergehenden und rein techni­
schen Charakter hätten. In Jugosla­
wien ist das Problem indessen im­
mer, daß sich sofort eine große Zahl 
von Leuten mit Interessen auf diese 
Maßnahmen stürzen und daraus ein 
politisches Programm machen wol­
len ...

Der Währungsfonds wird deshalb 
wahrscheinlich sehr wohl darauf be­
stehen, auch weiterhin ein Mit- 
spracherecht bei dem 'Wie' des ju­
goslawischen Weges, also bei den 
konkreten Maßnahmen, zu haben, 
zumal die bisherigen Erfolge bei der 
Schuldenrückzahlung nicht groß sind 
und die neuen Maßnahmen keines­
wegs mehr versprechen. Anderer­
seits könnte ... auch einmal die vom 
Währungsfonds stets umgangene 
Frage gestellt werden, ob denn das 
gegenwärtige jugoslawische System 
überhaupt je die Möglichkeit einer 
wirksamen Sanierung bieten könne. 
Ein jugoslawischer Wirtschaftsfach­
mann aus Kroatien hat dieser Tage in 
einem Büchlein unter dem Titel 
'Vorschlag 85' diese Frage selbst ge­
stellt und ist zu dem Schluß gekom­
men, daß die Wurzel des Übels schon 
im Fundament des wirtschaftlichen 
Systems in Jugoslawien gesucht wer­
den müsse, nämlich in der Unterneh­
mung, ihrer Struktur und ihrer Funk­
tionsweise.

Freilich ist hier ein äußerst delika­
ter Punkt berührt: die heutige 
’Selbstver wal tungsu nternehmung' 
ist in Jugoslawien nicht nur die 
Keimzelle des wirtschaftlichen, son­
dern auch des politischen Systems — 
die Keimzelle der Parteimacht."

Zinsen für Auslandskredite 
(in Mio. US-Dollar)

Jahr Zinsen

1973 229
1974 291
1975 337
1976 369
1977 381
1978 455
1979 821
1980 1281
1981 2107
1982 2049

Quelle: Ekonomska Politika, 7.11.83 

auf dieser Seite. Und der Kommenta­
tor der FAZ sagt in dankenswerter Of­
fenheit, was darüberhinaus bezweckt 
ist: sämtliche planwirtschaftlichen 
Mechanismen im jugoslawischen Wirt­
schaftssystem zu beseitigen ebenso 
wie die Vergesellschaftung der Be­
triebe und von Grund und Boden. 
Quellenhinweis: (i/Yug. Economic In­
formation Statement, National Bank 
of Yug., Belgrad Dez. 1985; (2) M. 
Krstic: "Das jugoslawische Stabilisie- 
rungsprogramm" in Südosteuropa 
3/84; (3) SZ vom 18.10.85; (4)
Privredni Pregled v. 10.1.84 — Usc)

Zimbabwe
Vor der Vereinigung 

von ZANU und ZAPU?

Nach den Wahlen im Juli 1985 hatten 
viele, oft in interessierter Erwartung, 
Bürgerkrieg in Zimbabwe prophezeit: 
Die ZANU mit Premierminister Mu­
gabe hatte ihre Mehrheit ausgebaut 
und 63 von 80 Sitzen (1980: 57) er­
obert. Aber die ZAPU mit ihrem Vor­
sitzenden Nkomo hatte alle Sitze im 
Matabeleland gewonnen. Die Spaltung 
zwischen den beiden Parteien, die sich 
in den letzten Jahren des Befreiungs­
kampfes zur Patriotischen Front zu­
sammengeschlossen, dann aber wieder 
getrennt hatten, überschnitt sich da­
mit noch deutlicher als bei den Wahlen 
1980 mit einer ethnischen Spaltung 
der zimbabwischen Bevölkerung.

Die aus dem letzten Jahrhundert re­
sultierenden Widersprüche zwischen 
den Schöna, der Mehrheit der Bevöl­
kerung, und den Ndebele von Matabe­
leland sind auch im gemeinsamen Be­
freiungskampf gegen das rhodesische 
Siedlerregime nicht ganz überwunden 
worden. Das heißt, daß die zimbabwi- 
sche Nation, die sich im Kampf gegen 
Imperialismus und Kolonialismus her­
ausgebildet hat, noch nicht ganz gefe­
stigt ist. Das bietet der imperialisti­
schen Aggression Einfallstore. Südaf-
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rika bildet in Lagern in Nordtransvaal 
sog. Dissidenten aus, die dann nach 
Zimbabwe eingeschleust werden und 
für einen Großteil des konterrevolu­
tionären Terrors in Matabeleland ver­
antwortlich sind.

Doch nicht nur deshalb war die Lage 
in Matabeleland längere Zeit sehr ge­
spannt. Vor allem Angehörige der frü­
heren ZAPU-Armee, der ZIPRA, 
schweiften umher und marodierten, 
ermuntert durch die Politik führender 
Kräfte der ZAPU, die in Putschvorbe­
reitungen gegen die Regierung Muga­
be verstrickt waren. Die Regierung 
sandte daraufhin die 5. Brigade ins 
Matabeleland; ihr werden Grausam­
keiten gegen die Matabele-Bevölke- 
rung nachgesagt. Die Widersprüche im 
zimbabwischen Volk verschärften sich 
und begannen, den nationalen Aufbau 
ernsthaft zu gefährden.

Vor diesem Hintergrund gewinnt die 
geplante und bevorstehende Vereini­
gung von ZANU und ZAPU große Be­
deutung. Seit letzten Herbst führen 
beide Parteien Verhandlungen mit 
dem Ziel der Verschmelzung. Die mei­
sten Fragen sind inzwischen geklärt. 
Im März führten der ZAPU-Vorsitzen- 
de Nkomo und Innenminister Nkala, 
ZANU, eine gemeinsame Rundreise 
ins Matabeleland durch, um mit der 
Bevölkerung die Notwendigkeit der 
Vereinigung der Parteien als Schritt 
zur Einheit der Nation zu erörtern. 
Mehrere Zehntausend kamen zu den 
Veranstaltungen. Inzwischen hat die 
Regierung führende Mitglieder der 
ZAPU, die wegen Beteiligung an 
Putschversuchen inhaftiert waren, 
aus dem Gefängnis entlassen. 
Quellenhinweis: The Herald, io.u.24.
3.; AfricAsia, April 1986 — (scc)

EG/NATO
Expansion gegen 

nordafrikanische Staaten

Mit dem Beitritt von Spanien und Por­
tugal zur Europäischen Gemeinschaft 
am 1.1.86 konnten die EG-Imperiali­
sten ihr wirtschaftliches und poli­
tisches Einflußgebiet erheblich aus­
weiten, und sie kommen ihrem Ziel, 
das Mittelmeer zu einem EG-Binnen­
meer zu machen, gefährlich näher. 
Spanien und Portugal haben ihre nord­
afrikanischen Kolonien in die EG und 
NATO miteingebracht.

Dem Leser bekannter sind z.B. die 
Azoren und die Kanarischen Inseln. 
Weniger bekannt ist, daß Spanien über 
koloniale Gebiete auf marokkani­
schem Territorium bzw. unmittelbar 
vor der marokkanischen Küste ver­
fügt: die Städte Ceuta und Melilla 
sowie die Inseln Velez de la Comero, 
Penon de Alhucemas und Chafarinas.

Mit der Bestätigung der NATO-Mit­
gliedschaft Spaniens durch ein Re­
ferendum im Frühjahr verfügt die 

NATO neben den militärischen Nut­
zungsrechten der USA für strate­
gische Eingreiftruppen in Marokko 
und den französischen Basen im 
Tschad über weitere Stützpunkte für 
Aggressionen gegen die nordafrika­
nischen Staaten. Die Europäische 
Wehrkunde schrieb zur Bedeutung 
Spaniens für die NATO:

"Was die Geostrategie anbelangt, so 
muß angesichts der immer stärkeren 
Präsenz der sowjetischen Marine im 
Mittelmeer und aufgrund ihres Ein­
flusses in diesem Gebiet sowie der 
instabilen Lage in den Maghreb-Staa­
ten die Möglichkeit einer Bedrohung 
der NATO von der Südflanke aus in 
Betracht gezogen werden. In diesem 
Falle ist die strategische Lage Spa­
niens von größter Bedeutung ... 
Ceuta und Melilla werden aufgrund 
der Rolle, die sie bei der Überwachung 
der Straße von Gibraltar spielen, eine 
größere geostrategische Bedeutung 
erlangen ... Der NATO-Beitritt er­
möglicht die Errichtung von Stütz­
punkten und die Einrichtung von Früh­
warnsystemen und erleichtert die Ab­
schreckung gegenüber der Bedrohung 
von der Südflanke her." (1)

Der Maghreb-Staat Libyen ist auf­
grund seiner antiimperialistischen 
Politik wiederholt zur Zielscheibe 
militärischer Aktionen der Imperia­
listen geworden. Bereits jetzt hält 
Spanien 25000 Soldaten in ihren Ko­
lonialstädten Ceuta und Melilla sta­
tioniert zur Einschüchterung und Be 
drohungder Maghreb-Staaten, die zu 
dem einem immer stärkeren wirt 
schaftlichen und politischen Druc 
der EG-Imperialisten ausgesetz 
sind.

Der Außenminister Marokkos er­
klärte 1978 vor den Vereinten Natio­
nen: "Die Wiedererreichung der terri­
torialen Integrität Marokkos ist ein 
unaufhaltsamer Prozeß, über den es 
keinen Dialog noch irgendeine Form 
von Verhandlungen geben kann." Die 
marokkanische Regierung ergriff 
Maßnahmen gegen die Stützpunkte: 
Ein neuer Hafen in der Nähe von Me­
lilla wurde errichtet, die Grenzüber­
tretungsgebühren erhöht und die Ver­
sorgung der beiden Städte einge­
schränkt. Marokko und Libyen, das die 
Position Marokkos unterstützt, 
schlossen 1984 eine politische Föde­
ration. Ghadaffi bezeichnete Ceuta 
und Melilla auf Auslandsbesuchen 
mehrfach als "arabische Städte". Die 
Hamburger Ubersee-Rundschau for­
dert ein "klärendes Wort der NATO", 
"daß sich ihr Schutz natürlich auf die 
Gesamtheit des spanischen Staates 
erstreckt, mithin auch auf diese bei­
den Enklaven in Nordafrika." 
Quellenhinweis: Länderdokumenta­
tion beim HWWA; (1) Heinz Brill: 
Spanien und die NATO. Ein Sonder­
problem: Spanisch-Nordafrika; in: Eu­
ropäische Wehrkunde 10/82; Uber­
see-Rundschau 4/84 — (sie)

Österreich
Deutschnationalismus ist 
keine Generationenfrage

Die Wahl zum österreichischen Bun­
despräsidenten am 4. Mai hatte mit 
89 % die bisher niedrigste Wahlbeteili­
gung. Rund 5% der Wähler stimmten 
ungültig. Von den gültigen Stimmen 
fielen auf den Kandidaten der Öster­
reichischen Volkspartei (ÖVP), Kurt 
Waldheim, 49,64%; der Kandidat der 
SPÖ, Kurt Steyrer, erhielt 43,66 %; die 
Kandidatin der Grün-Alternativen, 
Meissner-Blau, erzielte 5,5% der 
Stimmen; auf den Rechtsradikalen 
Scrinzi kamen 1,2%.

Damit ist zum zweiten Mal (nach 
1951) eine Stichwahl zwischen den

Kurt Waldheim, ÖVP-Kandidat zur
Bundespräsidentenwahl

Kandidaten der ÖVP und der SPÖ er­
forderlich, die für den 8. Juni ange­
setzt ist. Bisher hatte die SPÖ den 
Bundespräsidenten gestellt. Die ÖVP, 
die mit einem Sieg Waldheims auch 
für die Parlamentswahlen 1987 die 
"Wende" einleiten will, hat jetzt be­
antragt, den Stichwahl-Termin um 14 
Tage vorzuverlegen. Sie befürchtet, 
daß die Welle der Euphorie, die ihrem 
Kandidaten angesichts der "Anti- 
Waldheim-Kampagne" entgegenge­
bracht wurde und Einbrüche in die 
Stammwählerschaft der SPÖ ermög­
lichte, abebben könnte.

"Wir haben niemals behauptet, Kurt 
Waldheim hätte sich persönlich etwas 
zuschulden kommen lassen. Was wir 
behaupten ist, daß er seine Tätigkeit 
in der NS-Ära verschleiert hat."

So umreißt Eli Rosenbaum, Rechts­
berater des Jüdischen Weltkongres­
ses, den Standpunkt seiner Organisa­
tion gegenüber Waldheim.

ieser hatte zunächst die in seiner 
Wehrstammkarte ausgewiesenen Mit­
gliedschaften im nationalsozialisti­
schen Studentenbund und in der 
SA-Reiterstandarte 5/90 geleugnet; 
später bestritt er, als 3. Ordonnanz-
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Offizier der Heeresgruppe E im Raum 
Saloniki unter dem Befehl des 1947 in 
Jugoslawien als Kriegsverbrecher hin­
gerichteten Generals Löhr von Met­
zeleien gegen jugoslawische Parti­
sanen und von Judendeportationen 
gewußt zu haben. Schließlich erklärte 
er, er habe nur "seine Pflicht getan". 
Diese "Pflicht getan" haben viele 
Österreicher, davon etliche, die be­
reits Regierungsämter bekleiden, z.B. 
der amtierende österreichische Bun­
despräsident Kirchschläger, der als 
deutscher Wehrmachtsoffizier zu­
mindest von der Verschleppung tau­
sender Slowenen in Konzentrations­
lager "gewußt" haben muß.

Man fragt sich spontan, warum erst 
jetzt der "Fall Waldheim" vor allem in 
der westdeutschen Presse groß aufge­
macht wird. Schließlich kandidierte 
Waldheim bereits 1971 als Bundesprä­
sident— damals unterlag er dem am­
tierenden Präsidenten Jonas (SPÖ) nur 
knapp —, acht Monate später wurde er 
einstimmig zum Generalsekretär der 
Vereinten Nationen gewählt. Es 
scheint, daß damals die Zeit nicht reif 
genug war, deutschnationale Vergan- 
genheitsbewältigung zu üben.

Bundeskanzler Helmut Kohl fühlte 
sich verpflichtet, als "Mann Helmut 
Kohl" seinem "Freund" Waldheim zur 
Seite zu stehen. Bei einer Tagung der 
Deutschen Handelskammer in Salz­
burg griff er "die bösartigen Ver­
leumdungen" gegen Waldheim an, ver­
sicherte ihm, ein "großartiger 
Patriot" zu sein, beteuerte, wenn er 
Österreicher wäre, wüßte er, wen er 
zu wählen habe, und verdammte "die 
Arroganz der Spätgeborenen".

Es ist keine Frage des Alters. Am 
Fall Waldheim wird ein Exempel sta­
tuiert, alle alten Nazis reinzuwa­
schen. Die neuen Nazis sitzen aber be­
reits in der Regierung, und sie sind 
zum Teil jünger als 40. Hinsichtlich 
der Parlamentswahlen 1987 kann den 
westdeutschen Imperialisten eine 
Koalition ÖVP/FPÖ nur begrüßens­
wert sein.— (rua)

Großbritannien
Zeitungskapitalist Murdoch 

gerät unter Druck

Mit zunehmend brutaleren Polizeiein­
sätzen versucht die britische Regie­
rung, die Massenentlassung von etwa 
5500 Druckarbeitern durch den Zei­
tungskapitalisten Murdoch gegen die 
Gewerkschaften durchzusetzen. Am 
3. Mai z.B. ließ sie 1744 Polizisten vor 
der neuen Druckerei im Londoner 
Stadtteil Wapping aufmarschieren, 
die eine wilde Prügelei auf vorher zu­
sammengetriebene Demonstranten 
veranstalteten. Fünfzig mußten in 
Krankenhäuser eingeliefert werden. 
Ähnliche Auseinandersetzungen gab 
es am 12. April.

Murdoch kommt durch die starken 
Streikposten vor seiner stacheldraht­
umzäunten Druckerei in wachsende 
Schwierigkeiten. Vor allem die Sonn­
tagszeitungen Sunday Times und News 
of the World werden regelmäßig mit 
Verspätung ausgeliefert und bleiben 
öfter im Großhandel hängen. Unter 
den Journalisten, die sich mehrheit­
lich nicht dem Streik angeschlossen 
haben, ist die Stimmung schlecht. 
Murdoch sucht inzwischen ein Redak­
tionsgebäude außerhalb der eigentli­
chen "Festung", um seinen loyalen Re­
dakteuren den täglichen Weg zur Ar­
beit durch die Streikposten zu er­
sparen. Die Elektrikergewerkschaft 
EEPTU, die mit Murdoch ein "No- 
Strike'-Abkommen für die neue Druk- 
kerei geschlossen hat, sieht sich zu­
nehmend isoliert.

Deshalb versuchte Murdoch, mit ei­
nem ersten Angebot in die Offensive 
zu kommen. Er werde den Arbeitern 
"als Zeichen des guten Willens" die ge­
setzlich geregelte Abfindung zahlen 
"(etwa 15 Mio. Pfund) und den Gewerk­
schaften die bisherige "Times"-Druk- 
kereiinder Gray’s Inn Road schenken 
oder billig verpachten. Dort könnten

DDR

XI. Parteitag der SED: 
"Festhalten am bewährten Kurs"

Vom 17. bis 21. April fand der XI. Par­
teitag der SED mit rund 2500 Dele­
gierten der 2,2 Millionen SED-Mit­
glieder und 140 Gastdelegationen aus 
104 Ländern statt. Erstmals hatte 
auch die SPD einen Beobachter ent­
sandt, den Abteilungsleiter der Bon­
ner Friedrich-Ebert-Stiftung Wilhelm 
Bruns.

Generalsekretär Honecker auf dem Parteitag

sie dann eine eigene Zeitung heraus­
geben oder andere Blätter drucken.

Das Angebot war alles andere als 
großzügig. Ausgehandelte Abfindun­
gen würden Murdoch etwa 80 Mio. bis 
100 Mio. Pfund kosten. Außerdem 
sollten die Gewerkschaften nur den 
Rotationskeller und fünf Hinterhaus­
geschosse erhalten. Schließlich wollte 
Murdoch 30 der 90 Rotationseinheiten 
abbauen, die restlichen sind weitge­
hend abgenutzt.

Die fünf betroffenen Gewerkschaf­
ten halten an ihren Hauptforderungen 
fest: Anerkennung der Druckerge­
werkschaften in den neuen Druckerei­
en, Wiedereinstellung der entlassenen 
Arbeiter bzw. ordentliche Abfindun­
gen.

Gleichzeitig machten sie ein weit­
reichendes Kooperationsangebot, das 
u.a. die Bildung eines Verhandlungsko­
mitees aller Gewerkschaften für alle 
Abteilungen und alle Druckereien, 
Einführung der Schlichtung und das 
Versprechen, ununterbrochene Pro­
duktion zu sichern, beinhaltet. Weite­
re Verhandlungen sind geplant. 
Quellenhinweis: Financial Times, 
PRINT, verseh. Ausgaben — (hef) 

zu erwarten: "Größte Leistungsstei­
gerung, umfassende Intensivierung, 
Höchstleistungen für das Volk". Die 
Begründungen dafür sind lapidar. "Zur 
weiteren allseitigen Stärkung der 
DDR und zur Erhöhung ihres Beitrags 
für die Sicherung des Friedens ist eine 
hohe Dynamik des volkswirtschaftli­
chen Wachstums, der Produktivität
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Auch im vierten Monat nach dem Sturz des verhaßten Diktators Duvalier reißen 
die Massenaktionen auf Haiti nicht ab. Bereits im Februar demonstrierten 
50000 in der Hauptstadt für die Ablösung der Duvalier-Anhänger, die Aus­
schreibung von Wahlen, die Bestrafung der Angehörigen der Terrormiliz und für 
grundlegende soziale Änderungen. Nach weiteren Demonstrationen — allein in 
La Cayes demonstrierten 100000 — verbot die Regierung, die weitgehend aus 
früheren Gefolgsleuten Duvaliers besteht, alle Massenversammlungen. Anfang 
Mai schoß die Polizei in eine Demonstration und tötete acht Menschen. Die Re­
gierung hält das Verbot der Rückkehr der Exilierten aufrecht. — (scc)

Türkisch-Kurdistan: 
neuer NATO-Flughafen

In Pirinclik bei Diyarbakir im Süd­
osten der Türkei wird ein neuer Flug­
hafen der NATO errichtet. 17500 ha 
Land sind dafür beschlagnahmt, zwölf 
Dörfer und drei weitere Siedlungen 
sollen aufgelöst werden. Der Stütz­
punkt Pirinclik wurde vor 33 Jahren 
errichtet und gilt als Vorposten der 
NATO im Mittleren Osten. 450 US- 
Soldaten und 250 türkische Soldaten 
betrieben hier eine große Radarsta­
tion. Mit dem Bau des Flughafens kön­
nen künftig hier auch Einsatztruppen 
der NATO gegen die Sowjetunion oder 
gegen Staaten des Mittleren Ostens 
zwischenlanden oder stationiert wer­
den. Auch der Einsatz türkischer 

Truppen gegen kurdische Befreiungs­
kämpfer wird durch den neuen Flugha­
fen erleichtert.— (rül)

VR China: Konkursgesetz 
für sozialistische Betriebe

Noch in diesem Jahr wird der Nationa­
le Volkskongreß der Volksrepublik 
China eine Konkursgesetzgebung be­
schließen, die die marktwirtschaft­
lichen Reformen in Industrie und 
Handel ergänzt. Nach offiziellen 
Quellen arbeiten 20% der chinesi­
schen Staatsbetriebe mit Verlusten. 
Zentrales Problem der Gesetzesfor­
mulierung: Können die Vermögens­
werte der Betriebe, die dem chinesi­
schen Volk gehören, bei Konkurs auf 
die einzelnen Gläubiger aufgeteilt 
werden? — (wom)

Afghanistan: 
Rücktritt Karmals

Am 5.5. haben erneut Gespräche zwi­
schen Afghanistan und Pakistan be­
gonnen. Kurz zuvor war der Vorsit­
zende der Nationaldemokratischen 
Partei Afghanistan, Karmal, zugun­
sten Najibullahs (Bild) zurückgetre­
ten. Die bisherigen afghanisch-paki­
stanischen Verhandlungen haben Ver­
einbarungen über die Einstellung jeg­
licher ausländischer Intervention in 
Afghanistan, über die Garantie einer 
Gesamtlösung durch die UdSSR und 
die USA sowie über die Rückkehr der 
afghanischen Flüchtlinge erbracht. 
Sie sind jedoch an eine Einigung über 
den Abzug der sowjetischen Truppen 
geknüpft. Dafür hat Afghanistan dem 

reicht, der jetzt verhandelt werden 
soll. Die UdSSR drängt allen Anzei­
chen nach auf Beendigung ihres Trup­
peneinsatzes. Die afghanische Regie­
rung bemüht sich seit einiger Zeit, ih­
re politische Basis zu erweitern. Sie 
nahm Ende '85 14 Parteilose in hohe 
Regierungsämter auf und kritisierte 
eigene Fehler. Ob Karmals Rücktritt 
zur Korrektur gehört? — (scc)

tionsprozesses zu sichern." Und: 
"Heute, da die Wirtschaft zum Haupt­
feld der Auseinandersetzung zwischen 
den beiden Systemen geworden ist und 
bleiben soll, bedeutet Zeitgewinn zu­
gleich Kraftgewinn für den Sozialis­
mus." (Aus: "Direktiven des XI. Par­
teitags der SED zum Fünfjahrplan für 
die Entwicklung der Volkswirtschaft 
der DDR in den Jahren 1986 bis 
1990")

Das Politbüro der SED propagiert 
das "Festhalten am bewährten Kurs": 
Unterschiedliche Klasseninteressen 
werden nicht zugegeben. Stereotyp 
heißt es nur in den Berichten des ZK, 
daß sich die Beziehungen zwischen 
Arbeiterklasse und allen anderen 
Klassen und Schichten weiter gebes­
sert und gefestigt haben. Das einheit­
liche Interesse des ganzen Volkes wird 
betont: "Die Verwirklichung des 
Grundsatzes: Was der Gesellschaft 
nutzt, ist auch für den einzelnen von 
Vorteil, erweist sich als kräftiger Mo­

tor der Entwicklung des Sozialismus, 
der Festigung und effektiveren Nut­
zung seiner materiell-technischen Ba­
sis und der kontinuierlichen Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbedin­
gungen des Volkes." (Ebenda.) Auch 
der Kurs Einholen und Überflügeln des 
Imperialismus, wobei allerdings mehr 
vom Einholen und Gleichziehen die 
Rede ist, unterliegt keinem Zweifel. 
Daß über diese Dinge allerdings Dis­
kussionen in den Parteien der Länder 
des RGW stattfinden, wird auch durch 
den Umstand nahegelegt, daß der hohe 
Gast des Parteitags, der Generalse­
kretär des ZK der KPdSU Michail Gor­
batschow, fast ein Viertel seiner Rede 
darauf verwendet, den Kurs des 27. 
Parteitags der KPdSU zu verteidigen: 
"Haben wir die Selbstkritik nicht 
übertrieben? Nähren wir damit nicht 
die antikommunistische Propaganda? 
... Der XXVII. Parteitag der KPdSU 
ist ein Wendepunkt der Geschichte. 
Wir sind von der Richtigkeit unseres 

Weges überzeugt,* und wir werden 
nicht von ihm abgehen." Applaus 
schien ihm für diese Worte nicht 
beschieden.

Für unsere These, daß die leitende 
Klasse der werktätigen Intelligenz ih­
re Herrschaft weiter zu befestigen 
sucht, gibt es in den Dokumenten 
reichlich Anhaltspunkte. 1981 bilden 
die Aufgaben der Wissenschaft ein 
Unterkapitel zu "Die Erfordernisse 
der weiteren geistig-kulturellen Ent­
wicklung im Sozialismus" im Bericht 
des ZK an den Parteitag. Ein eigenes 
Kapitel ist den "Leistungen der Werk­
tätigen" gewidmet. 1986 kommt letz­
teres so nicht mehr vor, und "Die Auf­
gaben der Wissenschaft und der weite­
ren Entwicklung des geistig-kulturel­
len Lebens" sind eins der vier Haupt­
kapitel. 1981 heißt es auch im ent­
sprechenden Kapitel der Direktive 
zum Fünfjahrplan "Die weitere Ent­
wicklung des materiellen und geistig­
kulturellen Lebensniveaus des Volkes"
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Ceuta/Melilla: Demonstration 
gegen Ausländergesetz

Ende April demonstrierten in den spa­
nischen Kolonialstädten Ceuta und 
Melilla erneut mehrere tausend Men­
schen marokkanischer Abstammung 
gegen Rassismus und für gleiche 
Rechte und gegen das am 1.3. in Kraft 
getretene Ausländergesetz, das die 
Mehrzahl des 30—50%igen marok­
kanischen Bevölkerungsanteil in einen 
noch rechtloseren Ausländerstatus 
versetzt und sie mit Abschiebung be­
droht. Pro-spanische und faschisti­
sche Kräfte mobilisieren gegen 
"wachsende Überfremdung". - (sie)

Norwegen: Arbeiter­
partei rangelassen

Die bürgerliche Presse prophezeit der 
neuen norwegischen Minderheitsre­
gierung, die nach dem Rücktritt der 
konservativen Regierung von der sozi­
aldemokratischen Arbeiterpartei ge­
stellt wird, ein schnelles Ende. Die 
Konservativen waren zurückgetreten, 
als ihr sog. Sparprogramm keine 
Mehrheit fand. Prinzipielle Einwände 
dagegen hatte die Arbeiterpartei 
nicht erhoben. Das Sparprogramm 
sah, neben verschiedenen Haushalts­
kürzungen, vor allem die Erhöhung der 
indirekten Steuern auf Benzin (plus 
ca. 12 Pf., so daß der Literpreis für 
Benzin auf 2,15 DM gestiegen wäre), 
Alkohol und Tabak vor. Als Bedingung 
für ihre Zustimmung hatte die Arbei­
terpartei aber eine einmalige Abgabe 
für alle, die mehr als 50000 DM im 
Jahr verdienen, in Höhe von 2% ihres 
Einkommens gefordert. Jetzt werde 
sie nicht umhin können, selbst das 
Sparprogramm durchzusetzen, kom­
mentiert hämisch die Presse. Denn: 
20% des Staatshaushaltes werden aus 
dem Ölgeschäft bestritten. 1985 wa­
ren das 17 Mrd. DM. In diesem Jahr 

werden sich, die Öleinnahmen auf­
grund des Ölpreisverfalls mehr als 
halbieren. Die Arbeiterpartei weiter 
nach rechts treiben, um sie entschei­
dend zu schwächen, ist das Kalkül. — 
(scc)

Neufundland: Streiks 
im öffentlichen Dienst 

Seit mehr als zwei Jahren findet im 
öffentlichen Dienst von Neufundland 
an der kanadischen Ostküste eine Aus­
einandersetzung zwischen Gewerk­
schaften und Provinzregierung statt. 
1983 verabschiedete die Tory-Regie- 
rung das Gesetz Nr. *59’ als Novelle 

Am I. Mai führte die azanische Befreiungsbewegung die umfangreichste Pro­
testaktion in der Geschichte der Republik Südafrika durch. Mindestens 1,5 Mil­
lionen Arbeiter streikten an diesem Tag, unterstützt von einer Million Schüler 
und Studenten. In den Zentren von Industrie und Bergbau beteiligten sich zwi­
schen 70 und 100% der Arbeiter an dem Generalstreik. Aufgerufen hatten die 
Gewerkschaftsverbände COSATU, CUSA und AZACTU. Das Regime zog alle 
Register seines Terrors. Es verhängte ein weitgehendes Versammlungsverbot, 
und Polizei und Armee versuchten, die schwarzen Townships abzuriegeln. Sie 
erschossen dabei mindestens fünf Menschen. Dennoch konnten sie Massenkund­
gebungen nicht verhindern. In Durban z.B. versammelten sich über 70000, in 
Soweto 40000. — (scc)

zum Gesetz über Tarifrecht im öf­
fentlichen Dienst. Es verpflichtet die 
Gewerkschaft, mit der Regierung 
Verhandlungen darüber zu führen, 
welche Gruppen von gewerkschaftlich 
organisierten Arbeitern — z.B. Sani­
täter oder Schneepflugfahrer — im 
Streikfall als "wesentliche Beschäf­
tigte" gelten. Nach dem Gesetz kön­
nen bis zu 49% der Arbeiter als "we­
sentlich" erklärt werden und damit 
Streikverbot erhalten. Nach 21 Mona­
ten der erfolglosen Verhandlung tra­
ten am 3. März etwa 1 200 Straßen­
bau-Arbeiter in den als "illegal" gel­
tenden Streik. — (mfr)

an hervorragender Stelle: "Die weite­
re planmäßige Entwicklung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen in den 
Kombinaten, Betrieben, Genossen­
schaften und Einrichtungen als grund­
legender Bestandteil des materiellen 
und geistigen Lebensniveaus der 
Werktätigen ist darauf zu richten, das 
vorhandene schöpferische Potential, 
die Ideen und Fähigkeiten aller Werk­
tätigen, insbesondere der Jugendli­
chen, voll zur Wirkung zu bringen, die 
Arbeit rationeller zu gestalten, die 
Herausbildung sozialistischer Kollek­
tivbeziehungen zu fördern und insge­
samt die Qualität der sozialistischen 
Arbeitskultur zu fördern." Ähnliche 
Formulierungen sucht man in der Di­
rektive zum Fünfjahrplan von 1986 
vergebens. Dort lautet die entspre­
chende Stelle unverblümt, um nicht zu 
sagen unverschämt: "Durch die weite­
re planmäßige Entwicklung der Ar- 
beits- und Lebensbedingungen in den 
Kombinaten, Betrieben, Genossen­

schäften und Einrichtungen ist das ho­
he Qualifikationsniveau der Werktäti­
gen umfassend zur Wirkung zu brin­
gen, ihre schöpferische Aktivität zu 
fördern und das Interesse an der 
Schichtarbeit stärker zu stimulie­
ren."

Daß die "Höchstleistungen für das 
Volk" zum Beispiel durch noch weiter 
ausgedehnte Schichtarbeit erbracht 
werden sollen, ist unübersehbar. Im 
nächsten Planjahrfünft soll die zeitli­
che Auslastung der wichtigsten Pro­
duktionsausrüstungen mindestens 17,5 
Stunden pro Kalendertag betragen, in 
den anlageintensiven Zweigen der 
Grundstoffindustrie sogar 18-20 
Stunden. Verbesserungen der Kennzif­
fern zur Messung der Arbeitsleistung 
werden verlangt, um "das Leistungs­
prinzip ... als Grundprinzip der Ver­
teilung im Sozialismus noch wirkungs­
voller anzuwenden". An eine weitere 
Differenzierung der Löhne wird also 
gedacht. Erstmals tauchen in der Di­

rektive zum Fünfjahrplan auch Quo­
ten für Bildungswege auf: Der Anteil 
der Zulassungen zum Direktstudium 
an Hoch- und Fachschulen soll von 
1986 bis 1990 22—23 Prozent betra­
gen, 918000 junge Facharbeiter sollen 
ausgebildet werden, davon 53000 mit 
Abitur.

Allgemein werden Verbesserungen 
in den Arbeitsbedingungen der 
Schichtarbeiter in Aussicht gestellt, 
und jährlich sollen für 80000 bis 90000 
Werktätige "noch bestehende Arbeits­
erschwernisse" abgebaut werden. An 
konkreten Maßnahmen wird angekün­
digt: Familienförderung (ein ganzes 
bezahltes Babyjahr ab sofort, Erhö­
hung des Kindergelds und der Famili­
engründungsdarlehen), Verbesserun­
gen des Konsumangebots, der Dienst­
leistungen und des Wohnungskom­
forts.
Quellenhinweis: Neues Deutschland, 
diverse Ausgaben — (doz)



beite iS Aus Verbänden und Karteien ko ltiscne nenc.ne io/öo

* Veröffentlichungen *

Wozu rüstet 
die EG?

Welchen U Tifang hat die westeuropä­
ische Rüstungskooperation, welche 
Ziele verfolgen die westeuropäischen 
Imperialisten damit? Diesen Fragen 
geht ein jetzt erschienenes Taschen­
buch nach. Der Autor, Mitarbeiter des 
"Aibeiterkampf" und gelegentlich 
auch der "Politischen Berichte", wen­
det sich darin gegen die bürgerlichen 
Versuche, die europäische Einigung 
als "friedfertig" und die Ziele der 
westeuropäischen Imperialisten als 
harmlos darzustellen. Demgegenüber 
untersucht er die westeuropäische Zu­
sammenarbeit bei der Entwicklung 
neuer Raketen, im atomaren Bereich, 
bei der Weltraumrüstung, bei SDI und 
Eureka, weist auf die Beteiligung aller 
EG-Staaten am Krieg gegen Argenti­
nien um die Malwinen und die Türkei­
politik der westeuropäischen Mächte 
hin und unterstreicht mehrfach die 
Aggressivität der westeuropäischen 
Mächte. Sein Fazit ist dann aber 
merkwürdig zurückhaltend: "Daher 
ergibt sich für eine radikale Friedens­
bewegung . .. die unbedingte politi­
sche Notwendigkeit, sich unabhängig 
von den Interessen des westeuropäi­
schen Imperialismus zu entwickeln. 
Für die westdeutsche Friedensbewe­
gung kann das nur bedeuten, die For­
derung nach dem NATO-Austritt der 
BRD weitaus stärker in den Mittel­
punkt der Propaganda zu stellen." 
Wieso das? Muß die Friedensbewegung 
nicht vielmehr ihre Kritik der NATO 
auf die Kritik der "europäischen Eini­
gung" und speziell der hierbei vom 
westdeutschen Imperialismus verfolg­
ten Ziele ausdehnen? Eine Beschrei­
bung der weltweiten Interessen der 
westeuropäischen Mächte - ihrer Ka­
pitalanlagen, Rohstoffquellen, Kre- 
ditforderungen, Militärstützpunkte 
usw. - hätte dem Buch gut getan. Är­
gerlich ist das Vorwort. Ein D. Geiss, 
vermutlich wie der Verlag der IV. In­
ternationale nahestehend, versteigt 
sich darin zu kühnen Behauptungen, 
z.B. daß der "Traum der europäischen 
Imperialisten und Militärs, die verei­
nigten imperialistischen Staaten von 
Europa zu schaffen, .. . zerplatzt." 
Solchen Unsinn zu widerlegen, hat 
sich der Autor nun gerade bemüht!
(0. Pirschei, Frieden schaffen mit 
westeuropäischen Waffen? isp-Ver- 
lag, 110 S., 1986, 10,80 DM - rül)

Befreiung der Arbeit ohne 
Beseitigung der Lohnarbeit?

Uber die Befreiung der Arbeit kann 
nicht realitätsgerecht nachgedacht 
werden ohne eine richtige Analyse der 
jetzigen kapitalistischen Verhältnis­
se. Diese Feststellung drängt sich bei 
der Lektüre des im Verlag "Neue Ge­
sellschaft" erschienenen Sammelban­

des "Befreiung der Arbeit" auf. 14 so­
zialdemokratische Politiker und Wis­
senschaftler sind sich einig, daß die 
bestimmende Kraft der wirtschaftli­
chen und gesellschaftlichen Entwick­
lung die Technik sei. Deren für die 
Lohnabhängigen nachteilige Auswir­
kungen müßten "sozial gesteuert" 
werden, wie der SPD-Geschäftsfüh­
rer P. Glotz schreibt. Nicht die Herr­
schaft des Kapitals, nicht die Lohnar­
beit sollen beseitigt werden. Das sei 
auch nicht nötig und möglich, behaup­
tet P. Glotz, indem er die von Bern­
stein Ende des letzten Jahrhunderts 
gegen Marx’ Kapitalanalyse aufge­
stellte Behauptung sinngemäß wieder­
holt: "Der Faktor menschliche Arbeit 
tritt mehr und mehr in den Hinter-

P. Glotz: "Die Arbeitsgesellschaft der 
Zukunft wird weit mehr als die heuti­
ge von unterschiedlichen Arbeitszei­
ten geprägt sein." Die Zustimmung 
von Seiten der Flexibilisierungsstrate­
gen des Kapitals ist Glotz gewiß.

gründ, und das Produktionsergebnis 
verdankt sich in den hochproduktiven 
Bereichen fast ausschließlich dem 
Faktor Kapital, das in der Maschinerie 
verkörpert ist. Der technologische 
Prozeß .. . verlagert immer mehr Ar­
beitsfunktionen vom Menschen auf die 
Maschine ...: Nicht länger ist die Ar­
beit die Hauptquelle gesellschaftli­
chen Reichtums, sondern die Tech­
nik." Gegenüber solchen Behauptun­
gen ist klarzustellen: Die kapitalisti­
sche Mehrwertproduktion beruht dar­
auf, daß das Kapital die Arbeitszeit 
als einziges Maß und Quelle des 
Reichtums setzt. Marx analysierte 
richtig: "Nach der einen Seite ruft es 
(das Kapital) also alle Mächte der Wis­
senschaft und der Natur... ins Leben, 
um die Schöpfung des Reichtums un­
abhängig (relativ) zu machen von der 
auf sie angewandten Arbeitszeit. 
Nach der andren Seite will es diese so 
geschaffnen riesigen Gesellschafts­
kräfte messen an der Arbeitszeit, und 
sie einbannen in die Grenzen, die er­
heischt sind, um den schon geschaffe­
nen Wert als Wert zu erhalten" 
(Grundrisse der Kritik der politischen 

Ökonomie). Von daher sind die Angrif­
fe der Kapitalisten auf Lohn und Ar­
beitsbedingungen systematisch be­
stimmt. In der Auseinandersetzung 
mit sozialdemokratischen Auffassun­
gen über "Verteilung von Arbeit und 
Einkommen", wie sie in diesem Buch 
entwickelt sind, gilt es, Schranken ge­
gen die Kapitalistenangriffe zu si­
chern. (K. van Haaren, H.-U. Klose, 
M. Müller (Hg). Befreiung der Arbeit. 
Strategien gegen Arbeitslosigkeit, 
Naturzerstörung und Entfremdung. 
Verlag Neue Gesellschaft, Bonn 1986, 
19,80 DM - gba)

Dokumentiert: Aktivitäten 
gegen die Volkszählung

Gegen die Volkszählung und die von 
der Bundesregierung eingebrachten 
Sicherheitsgesetze organisieren sich 
erneut verschiedene politische Kräf­
te. Wir dokumentieren im folgenden 
Auszüge aus Aufrufen und Erklärun­
gen solcher Initiativen. — (uld)

Initiative gegen den 
Überwachungsstaat

"Seit einem Vierteljahr gibt es in 
Hamburg wieder ein Gruppe, die ver­
sucht, aus den Resten der alten Volks­
zählungsboykottbewegung den Wider­
stand gegen die neuen Kontrollgeset­
ze und die kommende Volkszählung zu 
entwickeln. Wir wollen versuchen, 
Anlaufstelle für Gruppen- und Einzel­
personen zu sein, die jetzt wieder mit 
dem gleichen Ziel arbeiten. Um einen 
neuen Verteiler erstellen zu können, 
brauchen wir die Rückmeldung aller 
existierenden Gruppen. Falls schon 
Papiere und Aktionsvorschläge beste­
hen, sendet sie uns zu, damit eine ge­
meinsame Diskussion über die näch­
sten Schritte begonnen werden kann. 
Es wird Zeit, die jetzt anlaufende 
Kampagne der Bundesregierung für 
die Volkszählung zu bekämpfen und 
den Menschen klarzumachen, daß sich 
nichts Grundlegendes geändert hat. 
Wichtig für uns ist der Zusammenhang 
zwischen den gerade verabschiedeten 
Kontrollgesetzen, dem maschinenles­
baren Personalausweis und der Volks­
zählung, durch die wir noch perfekter 
verplanbar und überwachbar werden. 
Wir werden diesem Staat, der seinen 
"Sicherheitsorganen" uneingeschränk­
te Schnüffelmöglichkeiten ver­
schafft, auch weiterhin unsere Zu­
sammenarbeit und Daten verweigern. 
Nach letzten Umfragen sind 12% der 
Bevölkerung der gleichen Ansicht. Ein 
guter Grundstock für eine neue Vobo- 
Bewegung. ..

Bis wir ein Büro und Telefon haben, 
gilt die unten stehende Briefadresse: 
Initiative gegen den Überwachungs­
staat; c/o Druckerei; Schanzenstraße 
59; 2000 Hamburg 6

Kongreß "Kein Staat 
mit diesem Staat?"

Vom 30.5. bis 1.6. soll in der Universi­
tät Bielefeld ein Kongreß mit diesem
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Titel stattfinden. Zu dem Kongreß ru­
fen auf: die Grünen, die Jungdemokra­
ten, die Jungsozialisten, die SDAJ, die 
Humanistische Union, die Vereinigung 
Demokratischer Juristen (VDJ), der 
AStA und die Fachschaft Jura der 
Universität Bielefeld.

In dem Aufruf heißt es:
"Die gegenwärtige gesellschaftli­

che Situation in der BRD ist geprägt 
von Erwerbslosigkeit, fortschreiten­
dem Sozialabbau und der Verarmung 
breiter Bevölkerungsschichten, insbe­
sondere von Frauen, alter Menschen 
und gesellschaftlicher Randgruppen. 
Daneben sind verstärkte Eingriffe in 
bürgerliche Freiheitsrechte sowie der 
massive Ausbau des staatlichen Ge­
walt- und Repressionsapparates zu 
verzeichnen: neue 'Sicherheits’-Ge- 
setze, Volkszählung, erweiterte Mel­
de- und Polizeigesetze, maschinenles­
bare Personalausweise, Angriffe auf 
das Streikrecht... - das ’Modell 
Deutschland’ vollendet sich im mo­
dernen Sicherheitsstaat!

Gesellschaftlicher Protest wird im­
mer offener mit Hilfe von Polizei, 
Verwaltung und Justiz unterdrückt, 
kriminalisiert und durch den Entzug 
von Existenzgrundlagen und Entfal­
tungsmöglichkeiten in dieser Gesell­
schaft behindert. Soziale Probleme 
werden nicht gelöst, sondern nur ver­
waltet, kontrolliert oder verleugnet, 
immer größere gesellschaftliche 
Gruppen werden ausgegrenzt. Auf 
diesem Hintergrund rückt die Frage 
nach dem Verhältnis zu diesem Staat 
in den Mittelpunkt der Diskussionen 
um politische Veränderungen ..."

Folgende Arbeitsgruppen sollen 
stattfinden:
- Keine Frieden mit dem Staat? 
(Konsequente Kriegsdienstverweige­
rung; Ziviler Ungehorsam; Zivile Ver- 
teidigung/Zivilschutz)
- Frauenbewegung und Staat — Kein 
Staat mit "Vater" Staat? (Zugangs­
und Ausgangsbedingungen von Frauen 
in diesem Staat; Finanzierung autono­
mer Frauenhäuser?; Staatliche Ein­
richtungen zur Gleichstellung der 
Frau; § 218, Gentechnologien)
- Ausländer als "Inländer" in diesem 
Staat? (Ausländergesetzgebung; Par­
tizipation; Neofaschismus/Ausländer- 
feindlichkeit/Rassismus; Asylrecht/ 
Abschiebung mißliebiger Ausländer; 
Auswirkungen des Ausländerrechts 
auf die Situation von Migrantinnen)
- Innere Sicherheit — wessen Sicher­
heit (Datenerhebung - die menschli­
che Würde ist eintastbar ...; "Sicher- 
heits"-Gesetze: das institutionalisier­
te Mißtrauen des Staates gegenüber 
dem Bürger; Die Polizei als Freund 
und Helfer?; Wieviel Überwachung 
braucht der Staat?; Politische Straf­
prozesse und kein Ende)

Weitere Informationen sind zu er­
halten bei: Kongreßbüro Kein Staat 
mit diesem Staat?; c/o AStA der Uni­
versität Bielefeld; Postfach 8640; 
4800 Bielefeld 1

Bundestagswahlen

DKP will die Friedensliste unterstützen
Wenig Kritik am BRD-Imperialismus

Auf einer Parteivorstandstagung im 
März fielen erste Entscheidungen 
über die Wahlstrategie und -taktik der 
DKP zu den Bundestagswahlen im 
kommenden Jahr. Der Parteitag der 
DKP, der am 3-/4. Mai in Hamburg 
tagte, bestätigte den dort eingeschla­
genen Kurs. "Die DKP wird mit ihrer 
ganzen Kraft die Friedensliste unter­
stützen", heißt es dazu in einem Be­
schluß des Vorstands. Die Bundesmit­
gliederversammlung der Friedensliste 
hatte zuvor schon beschlossen, zu den 
Bundestagswahlen zu kandidieren.

Ein Vortrag auf der Vorstandsta­
gung erläuterte diesen Beschluß. Bei 
der Diskussion über die Aufgaben der 
Partei im Bundestagswahlkampf, 
müsse man sich von der Fragestellung 
leiten lassen, wie die "Rechtskoali­
tion" "möglichst schnell überwunden 
werden kann"? "Optimal" wäre für die 
DKP dabei eine SPD-geführte Regie­
rung mit Beteiligung der Grünen. Dies 
sei Voraussetzung, um eine "andere 
Politik" durchsetzen, "demokratische 
Alternativen" entwickeln zu können.

Die Aussichten dafür bewertet die 
DKP-Führung positiv: "Drei Jahre 
nach den Bundestagswahlen am 6. 
März 1983 können wir... sagen: Es 
gibt neue Chancen, der Rechtskoali­
tion weitere Niederlagen zufügen zu 
können." Sinkende Stimmenanteile 
bei den vergangenen Landtagswahlen 
belegten dies. Außerdem entwickle 
sich der außerparlamentarische 
Kampf. Die Möglichkeit, die konser­
vativ-liberale Regierungskoalition 
per Stimmzettel abzulösen, sieht der 
Parteivorstand, wenn es gelingt, "die 

"Wir führen den Kampf um Vollbeschäftigung... (er) ist Dreh- und Aneelmmkt der gesellschaftlichen Entwicklung." (H. Mies auf dem DKP-ParteitagJ P kt

außerparlamentarischen Bewegungen 
zu verstärken, das gemeinsame Han­
deln zu festigen und auszubauen und 
daraus eine politische Verständigung 
über die wichtigsten gemeinsamen Al­
ternativen herbeizuführen".

Wie soll die "andere Politik" ausse­
hen, für die die DKP im Rahmen der 
Friedensliste beim Bundestagswahl­
kampf eintreten will? Wogegen will 
die DKP Propaganda machen? Bezieht 
sie Position gegen die Tätigkeiten der 
Reaktion zur Stärkung des westdeut­
schen Imperialismus? Tritt sie für Ar­
beiterinteressen ein? "Die rechtskon­
servative Regierung deformiert das 
Land. Sie machte die Bundesrepublik 
zum raketenstarrenden Atomwaffen­
arsenal, zu einer der gefährlichsten 
Zonen dieser Erde. Sie unterwirft sich 
den Plänen der US-Regierung, den 
Weltraum zu militarisieren. Die Wen­
depolitiker legen Hand an die Grund­
rechte des Volkes. An das Streikrecht. 
An das Demonstrationsrecht. Der 
Überwachungsstaat soll installiert 
werden. Millionen Menschen wird das 
Recht auf Arbeit, auf Berufsausbil­
dung und Berufsausübung versagt. 
Korruptionsskandale und Beste­
chungsaffären gehören zum Alltag. 
Ausländerfeindlichkeit, Neonazi mus 
und Antisemitismus werden gefördert 
und neu belebt. Frauendiskriminie­
rung, Berufsverbote und Antikom­
munismus kennzeichnen die ’geistig- 
moralische’ Wende, die Kohl durch­
setzen will." So beschreibt der Partei­
vorstandsbeschluß das Treiben der 
Reaktion in der BRD.

Gegen diese Entwicklung gelte es
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alle "demokratischen Kräfte" zu mo­
bilisieren. Der DKP geht es dabei "um 
Abrüstung, vor allem darum, jede Un­
terstützung von SDI zu verhindern und 
die atomaren Mittelstreckenraketen 
aus unserem Lande zu entfernen", so­
dann um die "wirksame Bekämpfung 
der Massenarbeitslosigkeit, vor allem 
darum, ein Beschäftigunsprogramm 
durchzusetzen und den Sozialabbau 
rückgängig zu machen". Außerdem 
tritt sie für die "Wiederherstellung 
demokratischer Rechte" ein, gegen 
Berufsverbote und alle Gesetze und 
Vorhaben, die darauf gerichtet sind, 
die "Kampfbedingungen der Arbeiter­
klasse und der anderen demokrati­
schen Kräfte zu verschlechtern".

Wahlkampf gegen Unter­
werfung der Regierung?

Der Kampf für den "Erhalt des Frie­
dens" wird vom DKP-Vorstand als 
"drängendste Aufgabe unserer Zeit" 
bezeichnet. Er läßt sich dabei von der 
Auffassung leiten, die BRD sei hilflo­
ser Vasall der US-lmperialisten. Zum 
Stichwort ’Abrüstung’ fällt dem Par­
teivorstand lediglich die Nichtbeteili­
gung am SDI-Programm der USA und 
der Abzug der neuen Mittelstrecken­
raketen ein. Und auch das nicht in 
Hinblick auf die Interessen, die der 
BRD-Imperialismus an diesen Waffen 
entwickelt. Unterstellt wird viel­
mehr, die Bundesregierung handele 
damit gegen die eigenen Interessen, 
verwandele die BRD in ein "raketen­
starrendes Atomwaffenarsenal" von 
dem sie selbst nichts hätte, "unter­
werfe" sich den USA. Unter den Tisch 
fällt dabei nicht nur, daß sich die Re­
aktion sowohl durch die Stationierung 
von Pershing II und Cruise Missile als 
auch durch die SDI-Beteiligung mit 
Recht Hoffnungen machen kann, die 
eigene Kriegsfähigkeit deutlich zu er­
höhen; unerwähnt bleibt auch, daß daß 
die Bundesregierung selbst fieberhaft 
aufrüsten läßt. Das Eureka-For- 
schungsprogramm, immer neue und 
modernere konventionelle Waffen für 
die Bundeswehr markieren diesen 
Kurs, ebenso wie die zunehmende Mi­
litarisierung der Gesellschaft über­
haupt. Die Fähigkeit der BRD, ihre 
Expansion auch mit Krieg durchzuset­
zen, steigt in bedrückendem Ausmaß. 
Seit ihrem Regierungsantritt fördert 
und betreibt die konservativ-liberale 
Koalition revanchistische Hetze ge­
gen die Staaten Osteuropas. Sie kann 
sich dabei direkt auf das Grundgesetz 
stützen, in dem gefordert wird, das 
Deutsche Reich in den Grenzen von 
1937 wiederherzustellen. — Kriegs­
drohung in Permanenz. Der DKP ist 
das in ihrem Beschluß zu den Bundes­
tagswahlen keine Zeile wert.

Daß Aufrüstung und Kriegsvorbe­
reitungen forciert werden, um die im­
perialistische Expansion abzusichern 
und durchzusetzen hält der DKP-Be- 

schluß nicht für erwähnenswert; ge­
nausowenig eine Kritik überhaupt am 
Wirtschaften der Imperialisten. Daß 
namentlich die BRD-Imperialisten in 
nie gekanntem Ausmaß weltweit ihre 
schmutzigen Geschäfte betreiben, in 
Westeuropa wirtschaftlich und militä­
risch die erste Geige spielen, auch 
darüber schweigt er sich aus. Eine 
Kritik an der Politik der Reaktion, die 
sich auf Arbeiterinteressen bezieht, 
muß sich gegen die imperialistische 
Expansion der BRD richten, begründet 
die konservative und liberale Propa­
ganda die den Lohnabhängigen abver­
langten "Opfer" doch mit der Notwen­
digkeit, die Geschäfte der Imperiali­
sten müssten florieren, damit sich die 
Lage aller bessere. Eine Kritik an den

Kohl und Wörner bei der Truppe. Die BRD ist militärisch Nummer eins in West­
europa. Die DKP spricht von Unterwerfung unter die USA.
Beschäftigungsprogramm 
für Arbeiterinteressen?

Zum zweiten Schwerpunkt ihrer Bun­
destagswahlkampagne will die DKP 
den Kampf gegen die Massenarbeits­
losigkeit machen. Die Lage der Lohn­
abhängigen, insbesondere der hart ar­
beitenden, ist geprägt von Lohnsen­
kungen, zunehmend unerträglicher 
gestalteten Arbeitsbedingungen durch 
Schicht-, Teilzeit-, Wochenendarbeit, 
und umfassenden Angriffen auf den 
kollektiven Versicherungsschutz. Die 
Kapitalisten nutzen die durch die 
Profitwirtschaft hervorgerufene in­
dustrielle Reservearmee, um die 
Löhne noch weiter zu drücken, um zu­
nehmend jeden Schutz gegen den Ver­
schleiß von Arbeitskraft einzureißen. 
Meint die DKP allen Ernstes, sie kön­
ne innerhalb der Friedensliste und im 
Wahlkampf das Gewicht der Arbeiter­
bewegung stärken, wenn ihr als Re­

zept gegen die vielfältigen Angriffe 
der bürgerlichen Klasse ausgerechnet 
ein "Beschäftigungsprogramm" ein­
fällt, ohne die Bedingungen, zu denen 
da beschäftigt werden soll, auch nur 
am Rande zu thematisieren? Wie will 
sich die DKP von der Sozialdemokra­
tie abgrenzen, die ein solches Pro­
gramm selbst fordert: "Arbeit und 
Umwelt". Dabei handelt es sich um ein 
Konzept, das die Profitwirtschaft 
stärken und den Export zum Florieren 
bringen soll. Die Besserung der Lage 
der Lohnabhängigen wird dabei an die 
erfolgreiche Tätigkeit der westdeut­
schen Monopole gebunden. Die waren 
und sind durchaus nicht gegen mehr 
Beschäftigung. Arbeitsplätze haben 
sie schon geschaffen: zu Elendslöh­
nen, möglichst rund um die Uhr an

Die DKP will den Bundestagswahl­
kampf nutzen, um Arbeiterinteressen 
zu stärken. Dazu wird aber nötig sein, 
Forderungen zu formulieren, die nicht 
die Lage auf dem Arbeitsmarkt, son­
dern die der Arbeiter verbessern kön­
nen. Dazu wird es nötig sein, deutlich 
zu machen, daß eine erfolgreiche Ge­
genwehr gegen die Kapitalisten- und 
Regierungsangriffe nur in schroffer 
Abgrenzung von der kapitalistischen 
Expansion — und käme sie auch in so­
zialdemokratischem Gewand daher — 
möglich sein wird. Dazu wird schließ­
lich nötig sein, im Kampf gegen Mili­
tarismus und Hochrüstung die Interes­
sen der westlichen Imperialisten an 
den Kriegsvorbereitungen beim Na­
men zu nennen und zu kritisieren — 
insbesondere auch die des BRD-Im- 
perialismus.
Quellenhinweis: UZ-Eigenbeilage,
26.3.86; UZ, 2.5.86 und 6.5.86. — (jüg)
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Mehrere Hundert gegen 
NPD-Landesparteitag

Herne. Am Sonntag, 4.5., konnte die 
NPD in Herne ihren Landesparteitag 
für NRW durchführen. Das Verwal­
tungsgericht Gelsenkirchen hatte die 
Stadt zur Vergabe des Kulturzentrums 
verpflichtet, 1300 Polizisten riegel­
ten das Gelände ab, um der NPD die 
Aufstellung einer Landesliste für die 
Bundestagswahlen zu ermöglichen. In 
Sicht- und Hörweite des Kulturzen­
trums fand währenddessen eine Kund­
gebung statt, zu der VVN/BdA, DKP, 
MLPD, Falken, Jusos, Vereinigung de­
mokratischer Juristen, GEW, Grüne 
und türkische Organisationen aufge­
rufen hatten und an der 1 500 teilnah­
men. Auch viele Autonome und die 
Volksfront beteiligten sich. Einige 
hundert Teilnehmer führten während 
des mehrstündigen Kulturprogramms 
eine spontane Demonstration durch 
die Stadt durch. Der DGB hatte Aktio­
nen am Sonntag abgelehnt und führte 
bereits am Vortag eine Demonstration 
durch. Dabei sprach sich der Kreisvor­
sitzende der Gewerkschaft der Poli­
zei Bochum, H. Plank, für ein Verbot 
der NPD nach den Alliierten Kontroll­
ratsbeschlüssen aus, ließ jedoch kei­
nen Zweifel, daß die Polizei am Sonn­
tag ihre "Pflicht" tun würde. — (wof)

Libysches Volksbüro 
bedankt sich

München. Die Fachgruppe Buch­
handel und Verlage der Gewerkschaft 
HBV beschloß eine Resolution anläß­
lich der Bombardierung libyscher 
Städte durch die USA. Darin wird von 
der Bundesregierung gefordert, - ihre 
Verleumdungskampagne gegen Libyen 
und dessen Präsidenten einzustellen, 
- in der UNO auf eine Verurteilung 
des Terrorangriffs der USA hinzuwir­
ken, — ihre Rechtfertigungsversuche 
des weltweiten amerikanischen Ter­
rors zu unterlassen, — alle Verträge 
aufzukündigen, die es den USA erlau­
ben, von der BRD aus Aggressionen zu 
starten, - das NATO-Bündnis aufzu­
kündigen, mit dem sich die BRD an der 
Seite des Aggressors befindet und ver­
sucht, an den Früchten des Terrors 
teilzuhaben.

Die Resolution wurde mit 30:3 
Stimmen angenommen. Die Gegen­
stimmen bezogen sich auf den NATO- 
Austritt. Gleichzeitig wurden Unter­
schriften gesammelt unter Briefe an 
die Bundesregierung, an die US-Bot- 
schaft, sowie an das libysche Volksbü­
ro in Bonn, damit die Haltung der Kol­
legen auch schnell ihren Ausdruck fin­
det, während die Resolution noch hö­
heren Gremien vorgelegt werden 
muß.

Das libysche Volksbüro hat sich in­
zwischen für die Solidarität bedankt. 
Es schreibt: "In der gegenwärtig 
schwierigen Situation hat es uns viel 
bedeutet, Ihr Schreiben zu erhal­
ten." - (jür)

Gelsenkirchen. Etwa 200 Antifaschisten protestierten am Samstag, den 
3.5., gegen Kundgebungen der NPD in der Innenstadt und in Gelsenkirchen- 
Buer. Unter dem Eindruck von Trillerpfeifen, Gasdruckfanfaren und Sprech­
chören brachen die 20 NPD-Mitglieder beide Kundgebungen nach kurzer Zeit 
ab. Die Polizei nahm vier Antifaschisten fest. — (wof)

Keine öffentliche Kundgebung 
der Konservativen Aktion

Westberlin. Für den 10. Mai hatte 
die Konservative Aktion zu einer 
Großkundgebung aufgerufen, um für 
die Freilassung des Kriegsverbrechers 
Rudolf Heß zu demonstrieren. Die 
VVN hatte zusammen mit anderen, 
darunter auch der Volksfront, einen 
Aufruf herausgegeben mit der Forde­
rung "Kriegsverbrechen dürfen nicht 
verjähren!" Dazu wurde am 10. Mai 
ganztägig eine Mahnwache vor dem 
Gefängnis durchgeführt. Die Konser­
vative Aktion hatte, offensichtlich 
aus Furcht vor Auseinandersetzun­
gen, ihre Kundgebung in ein Hotel in 
die Innenstadt verlegt, nur vereinzel­
te Mitglieder tauchten vor dem Ge­
fängnis auf, ein Bus aus Westdeutsch­
land hielt kurz an, zwei Männer spran­
gen heraus und legten Blumen an der 
Polizeiabsperrung nieder, die von 
Teilnehmern der Mahnwache sofort 
vernichtet wurden. Kurzfristig war 
für 14.00 Uhr nachmittags zu einer 
Demonstration aufgerufen worden, an 
der ca. 300 Personen unter starker Po­
lizeibewachung teilnahmen, -(gug).

Gedenkstätte für 
Edelweißpiraten 

Köln. Am 8. Mai weihte die Initiati­
ve "Edelweißpiraten als Antifaschi­
sten" in Köln-Ehrenfeld eine Gedenk­
tafel ein. Die Gedenkstätte befindet 
sich an dem Hinrichtungsort, wo Ende 
1944 die Nazi-Polizei 13 russische und 
polnische Zwangsarbeiter ermordete 
und elf deutsche Widerstandskämp­
fer, darunter fünf Mitglieder der anti­
faschistischen Widerstandsgruppe 
"Edelweißpiraten", ohne Gerichtsver­
fahren öffentlich erhängte. Auf der 
Grundlage der Gestapo-Akten, die 
vollständig lügenhaft die Wider­
standskämpfer als "Kriminelle" hin­
stellen, haben die Behörden in empö­
render Schändlichkeit eine Anerken­

nung als Widerstandskämpfer bisher 
abgelehnt. Die Sprecher, darunter F. 
Theilen, selber Mitglied der "Edel­
weißpiraten" und deswegen inhaf­
tiert, und ein Vertreter der damaligen 
Kölner Gruppe des "Nationalkomitee 
Freies Deutschland", forderten, daß 
endlich die Gegner des Regimes reha- 
biliert werden. — (gba)

Revanchisten trommeln zum 
37. Sudetendeutschen Tag 

München. Vom 15. bis 18. Mai fin­
det in München unter dem Motto "Ge­
rechtigkeit schafft Frieden" dieses 
Revanchistentreffen statt. Erwartet 
werden über 150000 Teilnehmer. Der 
Sprecher der Sudetendeutschen Volks­
gruppe, Staatsminister für Arbeit und 
Soziales, Franz Neubauer, testete 
Ende April bei der Ehrung eines Grün­
ders der Sudetendeutschen Lands­
mannschaft den antifaschistischen 
Widerstand. In Freising wurde eine 
Gedenktafel für einen "glühenden 
Verehrer Hitlers" enthüllt, der nach 
dem Einmarsch in die Tschechoslowa­
kei in einem Telegramm an den Führer 
erklärt hatte: "Sie, mein Führer, ha­
ben uns Vaterland und Heimat, dem 
deutschen Volk die Selbstachtung und 
den Glauben an seine nationale Idee 
gegeben, Europa aber den Weg gewie­
sen, ohne den es einer unvorstellbaren 
Vernichtung preisgegeben worden 
wäre ..." Neubauer würdigte diesen 
Nazi "als eine herausragende Persön­
lichkeit seines Herkunftslandes, ja der 
mitteleuropäischen Geschichte", be­
zeichnete ihn als einen "Demokraten 
mit nationalliberaler Gesinnung", der 
den "Anschluß" der Tschechoslowakei 
als "Verwirklichung seines Traumes 
vom Zusammenschluß aller deutsch­
sprachigen Völker" sah und nicht "weil 
er Nationalsozialist gewesen sei". Ge­
gen diese deutsche Europapolitik tra­
ten die DKP, Freisinger Friedensin- 
initiative, SDAJ und die VVN in einer 
Gegenkundgebung an. - (dil)
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Oberbürgermeisterwahlen Weinheim

Initiative gegen 
faschistischen OB-Kandidaten

Weinheim. Am 8.Juni finden Wahlen 
zum Oberbürgermeister statt. Es kan­
didiert ein gemeinsamer Kandidat von 
CDU und Freien Wählern (im Volks­
mund: "Freudenberg-Wahl-Verein"
genannt) und ein Kandidat der SPD. 
Ein oppositioneller Kandidat (z.B. 
GAL) steht nicht zur Wahl. Jedoch 
kandidiert wiederum Günter Deckert, 
stadtbekannter Neonazi, ehemaliger 
Bundes-Vorsitzender der Jungen Na­
tionaldemokraten, Mitinitiator der 
verschiedensten bundesweiten "Aus- 
länderstop”-Kampagnen, Autor in fa­
schistischen Zeitschriften, derzeit 
bei vollen Bezügen suspendierter Stu­
dienrat, seit 1975 zunächst als NPD- 
Vertreter im Stadtrat, seit 1984 als 
Vertreter der "Deutschen Liste".

1975 hatte er schon einmal - als 
einziger Gegenkandidat zum Freuden-

Kurpfälzer Treff 1986
Wochenende nationaler Gemein­
schaft
26./27. April 1986 
Weinheim/Bergstraße.
Veranstalter: „Bürger für aktive 
Freizeit“, Deutscher Kreis, Studen­
tenbund Schlesien.
Vorträge: „Zeitgeschichte und Poli­
tik — das Auschwitzgesetz, eine 
kritische Durchleuchtung“; „Die 
Schweiz — eine heile Insel?“; „Der 
8. Mai 1945 — eine Rückblende“; 
„Die Nationale Front in Frank­
reich“; „Hölderlin — ein deutscher 
Dichter“.
Film: „Kolberg“.
Auskunft und Anmeldung:
Stadtrat Günter Deckert, D-6940 
Weinheim/Bergstraße, Postfach 
1566; Tel.: 06201/61329.

Erneut trafen sich rund ioo Faschisten, z.T. aus der ganzen BRD, im städti­
schen "Engelbrecht-Haus" zum "Kurpfälzer Treff". Deckert ist Organisator.

berg-Schützling Gießelmann (Freu­
denberg ist mit ca. 8000 Beschäftig­
ten am Ort der heimliche Herrscher 
Weinheims) — kandidiert und damals 
ca. 25% der Stimmen bei ca. 50% 
Wahlbeteiligung erhalten. Bei der 
Kommunalwahl *84 erreichte seine 
"Deutsche Liste" noch immer über 2% 
der Stimmen. Er selbst lästert heute 
über die FDP, "selbst ein OB-Kandidat 
Martin Bangemann würde hier weni­
ger Stimmen bekommen als der Deut- 
sche-Liste-Kandidat Deckert".

Recht ungestört hatte Deckert 
schon vor langem seine OB-Kandida- 
tur angekündigt, nutzte er seinen Ge­
meinderatssitz zur Verbreitung von 
Rassismus und Kriegshetze, forderte 
mehr "sichtbare Anwesenheit" der Po­
lizei zwecks "psychologischer Wir­
kung". Er fragte beispielsweise im Ge­
meinderat an, was die Verwaltung da­

gegen zu tun gedenke, daß die in Wein­
heim untergebrachten Asylbewerber 
nachts noch Licht brennen ließen. 
(Worauf er vom SPD-Bürgermeister 
die Versicherung erhielt, man werde 
sich darum kümmern). Er forderte in 
wörtlichem Gleichklang mit der örtli­
chen Jungen Union, den "deutschen 
Charakter der Gemeinde zu wahren" 
und die "Überfremdung zu stoppen". 
(Originalton CDU-Stadtrat Philipp: 
Die Asylbewerber seien "völlig unge­
prüfte Leute, die den ganzen Tag her­
umlungern und auf die Bevölkerung 
losgelassen" würden.)

Im Januar sorgte Deckert dann mit 
einer Haushaltsrede für so viel Tru­
bel, daß erste Distanzierungen folg­
ten: Ohne offiziellen Einspruch for­
derte er, die Weinheimer "Kreise, die 
die Liebe zum deutschen Nächsten —

haben wir keine Not bei den Deut­
schen in den fremdbesetzten Ostge­
bieten, in Rumänien, in der UdSSR? — 
durch eine Exotenliebe ersetzen, sol­
len ihre Fremdenliebe dann auch 
selbst finanzieren". Einzelne SPD- 
Stadträte verließen daraufhin den 
Saal. Für den OB war die Sache noch 
recht normal. Deckert erhielt erst 
dann eine "Rüge", als er dann auch 
noch mit einem Zwischenruf glänzte: 
Die Grünen sollten "froh sein, daß es 
den Adolf gegeben habe", weil sie 
sonst nicht die Anwesenheit von Asyl­
bewerbern heute mit der Lage im Fa­
schismus vergleichen könnten. Sogar 
die Ortspresse nahm dies als "Aus­
bruch eines Unbelehrbaren" mit "Ent­
setzen" zur Kenntnis, fragte: "Wie 
weit noch?"

Die Ortsgruppe der Volksfront hatte 
sich bereits geraume Zeit um gemein­

same Tätigkeiten der Opposition ge­
gen Deckert und seine OB-Kandidatur 
bemüht. Nach dem öffentlichen Auf­
ruhr um Deckert gründete sich eine 
Initiative "Kein braunes Weinheim!". 
Beteiligt waren Mitglieder bzw. 
Stadträte von GAL, SPD, Stadtju­
gendring, Volksfront, Friedensinitia­
tive, 3.-Welt-Gruppen und teilweise 
DKP. In der Dokumentation "Braunes 
Weinheim lebendig?" wurden einige 
Zitate von und über Deckert aus den 
letzten zehn Jahren zusammenge­
stellt, um seine "offen und unge­
schminkt rassistischen, nazistischen, 
friedensfeindlichen Auffassungen" 
anzuprangern. Damit wird ein Antrag 
an den Gemeinde-Wahlausschuß be­
gründet, Deckert zur Wahl nicht zuzu­
lassen; darunter werden Unterschrif­
ten gesammelt.

Leidersetzte sich dabei bisher eine 
Argumentation durch, die Deckerts 
Nichtzulassung anstrebt, weil er keine 
Person sei, die "die Gewähr dafür bie­
tet, daß sie jederzeit für die freiheit­
lich-demokratische Grundordnung im 
Sinne des Grundgesetz eintritt". Die­
ses nämlich sieht der §46, Abs.i, Ge­
meinde-Ordnung als Kriterium vor. 
Mitglieder der Volksfront legen einen 
zusätzlichen Antrag vor, der Deckerts 
Nichtzulassung fordert, da seine Ziele 
und Organisationen im Sinne des § 139 
GG verboten seien.

Nach der Entscheidung des Wahl­
ausschusses am 15.5. wird über weite­
re Schritte beraten werden. — (bef)

Neue Heimat

Hamburgs SPD-Senat 
betreibt CDU-Konzept

Hamburg. Mitte April ’86 hat der 
sozialdemokratische Senat sein Sanie­
rungskonzept für die Neue Heimat 
(NH) vorgelegt. Von der NH wird ver­
langt: Offenlegung sämtlicher Kon­
zernunterlagen, Duldung eines einge­
setzten Wirtschaftsprüfers, Eigenka­
pitalzuschüsse der DGB-Gewerk­
schaften, Garantieerklärungen von 
der Bank für Gemeinwirtschaft bzw. 
der Volksfürsorge, "genereller For­
derungsverzicht gegenüber einem re­
gional auf Hamburg begrenzten Un­
ternehmen", weiterer Bezug von Ser­
viceleistungen der "Rest-NH" zu "an­
gemessenen Preisen", sofortiger 
Stopp jeglicher Verkäufe. Unter die­
sen Bedingungen erklärt sich der Se­
nat bereit, "einen hiernach möglicher­
weise noch verbleibenden Restbetrag 
...zu leisten, der durch die ange­
spannte Haushaltslage begrenzt ist".

Völlig offen gelassen wird dagegen 
die Geschäftsform für den Hamburger 
NH-Wohnungsbestand. Möglich ist al­
les: Aufteilung der Wohnungen auf 
verschiedene Genossenschaften, An­
gliederung an die staatliche Woh­
nungsgesellschaft SAGA oder Weiter-
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führung als eigenständiges Hamburger 
Wirtschaftsunternehmen. Von den 
mehr als 3000 NH-Beschäftigten in 
Hamburg ist sowieso nicht die Rede. 
Wenn sie überhaupt ihre Arbeitsplätze 
behalten, dann nur zu erheblich 
schlechteren Bedingungen.

In Hamburg mußte die NH seit zwei 
Jahren schon mehrere Tausend ihrer 
ca. 50000 Wohnungen verkaufen, z.B. 
an die Allianz, die gleich mit drasti­
schen Mieterhöhungen ankam, z.B. an 
private Spekulanten, die Luxusmoder­
nisierungen durchziehen wollen. An­
fang Januar '86 hatte daraufhin eine 
Mieterinitiative im Rathaus 5000 
Wählerstimmen demjenigen angebo­
ten, der die Gemeinnützigkeit der 
Wohnungen erhalten würde. Dem 
dient offensichtlich das Senatskon­
zept. Dabei sichert der Senat aus­
drücklich nicht den Erhalt des gesam­
ten gemeinnützigen Bestandes zu, ge­
schweige denn den Rückkauf der be­
reits verkauften freifinanzierten 
Wohnungen. Ziele sind vielmehr "die 
Interessen der Gesamtwirtschaft, der 
Kreditwirtschaft wegen ihrer Sicher­
heiten in anderen Objekten, der Im­
mobilienwirtschaft, der freien und ge­
meinnützigen Wohnungswirtschaft, 
der öffentlichen Hände einschließlich 
des Bundes, der mit mehreren 100 
Mio. DM bürgt", und ganz zuletzt und 
ganz allgemein "der Mieter" (SPD- 
Presseerklärung). Originalton SPD: 
"Eine Lösung, bei der alle bluten müs­
sen." — (mek)

R ekrutengelöbni s
Protest gegen reaktionären 

"Antifaschismus"

Dachau. Erstmals seit 1945 veran­
staltete die Bundeswehr am 2. Mai in 
Dachau auf dem Festplatz ein öffent­
liches Rekrutengelöbnis— gerade eine 
Woche vor der Feier zum 41. Jahres­
tag der Befreiung des KZ Dachau. Aus 
allen Kasernen im Münchner Norden 
wurden dazu 820 Rekruten zusam­
mengezogen.

Hundertfünfzig Leute, darunter et­
wa dreißig aus München, protestierten 
dagegen auf einer Kundgebung und 
Demonstration unter der Losung 
"Kein öffentliches Rekrutengelöbnis 
in Dachau und anderswo!" Aufgerufen 
hatten die örtliche Friedensinitiative, 
ein Mitglied der VVN, der Stadtrat der 
Grünen und eine SPD-Stadträtin. Die 
Feierlichkeit der Rekrutenvereidi­
gung wurde durch Pfeifen und Sprech­
chöre erfolgreich beeinträchtigt.

Die Lokalausgabe des "Münchner 
Merkur" - traditionell Sprachrohr der 
örtlichen CSU - hetzte am Tag da­
nach: "5000 Dachauer beim Bundes­
wehr-Gelöbnis / Gegen-'Demo' nur 
ein Flop ... Kaum ein Dutzend Dach­
auer verliefen sich unter den 50 De­
monstranten, die aus dem Raum Mün­

chen angereist waren ... Als ihre 
rhythmischen Zwischenrufe zur Dau­
erstörung wurden, drängten sie Poli­
zeikräfte ab." Zum Vergleich die Lo­
kalausgabe der Südd. Zeitung: "Auf 
der Gegenkundgebung ... am Wider­
standsplatz ... rund 120 Teilnehmer 
... Rund 800 Zuschauer, überwiegend 
die Eltern der jungen Soldaten hatten 
sich auf der Thoma-Wiese eingefun­
den ... Von der Rede des Oberbürger­
meisters war phasenweise nichts mehr 
zu hören. Mehr und mehr Gegner der 
Veranstaltung skandierten: 'Nie wie­
der Faschismus, nie wieder Krieg'."

Vier Tage vor dem Ereignis hatte 
sich auf Antrag des Grünen-Stadtrats 
noch der Hauptausschuß des Stadtrats 
mit dem Gelöbnis befassen müssen. 
Triumphierend berichtete der "Mer­
kur": "Von Dachaus demokratischen 
Parteien volle Rückendeckung für die 
Bundeswehr". Die SPD-Fraktion hatte 
sich dem Standpunkt des CSU-Orts- 
vorsitzenden angeschlossen: Man habe 
bei der Einführung der Bundeswehr 
das Konzept vom "Staatsbürger in 
Uniform" entworfen. Das bedeute, 
daß die Bundeswehr sich nicht von der 
Öffentlichkeit abkapseln dürfe, und 
dies müsse in Dachau genauso möglich 
sein wie anderswo.

Das DGB-Ortskartell hat eine Un­
terstützung des Protests gegen das 
Gelöbnis abgelehnt u.a. mit der Be­
gründung: Eigentlich wäre es gut, 
wenn die Bundeswehr solche Gelöbnis­
se direkt auf dem Gelände des ehema­
ligen KZ durchführen würde, um die 
Rekruten auf eine antifaschistische 
Tradition zu verpflichten.

Der Kommandeur eines der betei­
ligten Bataillone griff solche Erwar­
tungen in seiner Rede beim Gelöbnis 
auf — seine Antwort: "... was uns der 
Zweite Weltkrieg und der Nationalso­
zialismus gelehrt haben, ist, daß die 
Freiheit immer stärker sein muß als 
der Totalitarismus; daß das Gute im­
mer stärker sein muß als das Böse ... 
Ungleichgewicht zwischen dem tota­
litären Osteuropa und dem freien 
Westeuropa ..." Das ist nicht antifa­
schistisch, das ist wortgetreue Über­
nahme faschistischer Parolen, -(pek)

BMW AG
Sonderschichten
zur Imagepflege

München. Im Münchner BMW-Werk 
werden derzeit sechs Sonderschichten 
gefahren, wegen "erfreulicher Auf­
tragslage im Programm der 3er Rei­
he". Ziel sei, die "z.T. erheblichen 
Lieferfristen zu verkürzen". Das er­
staunt. Eigentlich seit genau einem 
Jahr lassen sich die erheblichen Rück­
gänge von BMW auf dem Inlandsmarkt 
nicht mehr vertuschen. Um heutige 
"Zuwachsraten" zu würdigen, muß 
man die Vorjahreszahlen kennen: Zu­

lassungsminus gegenüber 1984 per 
3/85: - 36%, per 4/85: -30% BMW ge­
samt, — 32% der BMW 3er Reihe, per 
12/85: —7,6% BMW gesamt, —5% 
BMW 3er Reihe. Gegen Jahresende 
wurde die Statistik durch Finanzie­
rungshilfen und Verkaufshilfen an 
Händler und Betriebsangehörige stär­
ker geschönt. Letztes Jahr hieß es, 
der Export (65% des Verkaufs) habe 
mit seinem Anstieg von 6,8% die nega­
tive Inlandsentwicklung wettge­
macht. Jetzt ist das US-Geschäft 
rückläufig, bei 35% Anteil am BMW- 
Export fällt das ins Gewicht, der Ex­
port insgesamt geht zurück.

Produktion bei BMW

"Gestiegene" Nachfrage und auch 
"Lieferfristen" träfen allenfalls auf 
die neuen Modellvarianten der 3er 
Reihe zu. Aber vor allem, weil diese 
von der Konstruktion her und tech­
nisch unausgereift, unter Konkurrenz­
druck verfrüht auf den Markt ge­
schmissen wurden. Die Auslieferung 
des Cabrios ist z.B. noch gar nicht an­
gelaufen.

Das Volumen dieser neuen Modell­
varianten, wie auch die Tatsache, daß 
das Werk Dingolfing, wo neben 5ern, 
7ern und 6ern auch eine Anzahl von 
3ern produziert wird, eine geringe 
Auslastung hat und aus der Sonder­
schichtregelung ausgenommen ist, 
verstärken die Vermutung, daß die 
Sonderschichten einzig dazu dienen, 
BMW eine gute Presse zu verschaffen, 
zumal ja die Gerüchte nie verstum­
men, daß die Quandt-Erben die BMW 
AG versilbern wollen. Gegenüber der 
Belegschaft tritt v. Kuenheim mit ei­
nem Lohnangebot von 0% auf, Inflati­
onsausgleich müsse es dieses Jahr ja 
wohl nicht geben. Ansonsten schickt 
er Gesamtbetriebsrats vorsitzenden 
Golda vor, der die Glorie des "weiß­
blauen Zeichens" und die "BMW-Fami- 
lie" beschwört und von den Automo­
bilkonzernen "unerbittlich verlangt", 
statt in die Konkurrenz gegeneinander 
zu investieren, einen "Fonds zu bilden 
zum Kampf gegen die gemeinsame ja­
panische Konkurrenz". - (ke)
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ster (1000) — konkrete Forderungen 
der Demonstrationsteilnehmer.

dergartenpolitik des SPD-Senats. Der Arbeitskreis Azania sammelte 828,46 
DM für eine Anti-Asbest-Kampagne der Gewerkschaft BAMCWU.

Hannover: zentrale DGB-Kundgebung. Die Forderung (s. Bild) war eine der 
wenigen, die sich gegen Angriffe auf die Beschäftigten richtete. Allgemeine 
Forderungen wie "Hände weg von Gewerkschaftsrechten" waren zahlreich. 
Diese wurden auch nicht durch die Rede des DGB-Vorsitzenden Breit - dem 
viele der 18000 Teilnehmer den Beifall verweigerten -konkretisiert.

Köln. Hier demonstrierten rund 500Q 
HB V-Vorstandsmitglieds Schwengler 
hielt eine defensive und für die SPD 
werbende Rede, ohne diese auf Arbei­
terinteressen zu verpflichten.

Stuttgart. Die Demonstration stützte u.a. die Mindest­
forderung bei Metall, staatstragend die DGB-Rede: 
"Schwächt doch um Gottes Willen das System nicht, son­
dern stärkt die Wachsamkeit für die Grundrechte." Gast­
redner war ein azanischer Gewerkschafter, -(ulk)

Augsburg. Nach den Demonstrationszügen durch die 
Stadt beteiligten sich ca. 1 500 Teilnehmer an der Kundge­
bung des DGB. Es gab kein Transparent zu Libyen und kei­
nes zum Metalltarifkampf. Betriebliche Auseinanderset­
zungen fanden keinerlei Niederschlag. - (poj)
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Stellungnahmen zum
1. Mai

Der DGB war schon in seinem Aufruf 
zum 1. Mai mit der Kritik an den Ka­
pitalisten zurückhaltend gewesen, 
obwohl sie die treibende Kraft bei 
der Verschärfung der Ausbeutung 
und der Gestaltung der reaktionären 
Politik sind. Die DGB-Redner am 1. 
Mai vermittelten häufig dasselbe 
Bild: kaum Auseinandersetzung mit 
den Kapitalisten und ihren Verbän­
den und gegenüber der Bundesregie­
rung eine blecherne Kritik, die einer 
SPD-geführten Regierung freie 
Hand lassen würde. So faßte z.B. der 
Hauptredner auf der Stuttgarter 
Maikundgebung, der HBV-Landes- 
vorsitzende Rückert, seine Forde­
rungen in dem Schlachtruf zusam­
men: "Wir werden jede Gelegenheit 
nutzen, um zurückzuschlagen.“ Wel­
che Gelegenheiten er nutzen will, 
gegen wen es dabei um was gehen 
soll, verriet er aber in der ganzen 
Rede nicht.

Der Aufruf des SPD-Präsidiums 
zum 1. Mai hatte für diese Haltung 
Pate gestanden und sie selber auf die 
Spitze getrieben. Die Kapitalisten 
wurden dort mit keinem Wort er­
wähnt und die Regierungskoalition 
im wesentlichen als nationalschäd­
lich kritisiert: “Diese auf Spaltung 
der Gesellschaft angelegte Politik 
treibt die Bundesrepublik Deutsch­
land auf sinnlose und kräfteverzeh­
rende Auseinandersetzungen zu." 
Unter den "wirklich drängenden Auf­
gaben" machte die SPD deutlich, daß 
die Kapitalisten im Kampf um den 
Weltmarkt mit ihr rechnen können, 
mit der Forderung "Nutzung der der­
zeit guten weltwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen zur entschlos­
senen Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit".

Für die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion warf Dregger dem DGB vor, 
"das für die Arbeitnehmer Wichtig­
ste zum größten Teil unerwähnt" ge­
lassen zu haben. Eines seiner Bei­
spiele dafür lautete: "In diesem Jahr 
erlebten wir den stärksten Anstieg 
der Realeinkommen der Arbeitneh­
mer seit sieben Jahren." Der Dema­
goge schlachtet für seine Argumente 
ebenso zielstrebig die arbeiterfeind­
liche Politik der Schmidt/Genscher- 
Regierung aus, wie er die Lohnsen­
kungspolitik der Kohl/Genscher-Re- 
gierung unterschlägt. Und er drohte 
dem DGB im Zusammenhang mit 
dem Vorwurf der Wahlhilfe für die 
SPD unüberhörbar mit christdemo­
kratischer Gewerkschaftsspaltung. 
Quellenhinweis: SPD-Aufruf zum 
i.Mai 1986 vom 22.4.86; Presseer­
klärung der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion vom 2.5.86; Handelsblatt 
6.5.86 —(rok)

Ausländische Arbeiter
CDU Niedersachsen 

verschärft Ausländerhetze

Die CDU Niedersachsen nutzt in Ge­
stalt ihres Landesvorsitzenden Wil­
fried Hasselmann, gleichzeitig nie­
dersächsischer Minister für Bundesan­
gelegenheiten, den Wahlkampf zu den 
nds. Landtagswahlen im Juni dieses 
Jahres, um die Brutalisierung ihres 
Anhangs voranzutreiben. Uber die 
CDU-Pressestelle rief er die Auslän­
der (zum letzten Mal?) auf, zur Inte­
gration bereit zu sein, ".2.2. andern­
falls sollten sie gerade im Hinblick auf 
ihre Kinder in ihre Heimatländer zu­
rückkehren. Wer das Angebot zur In­
tegration nicht annehme, sich also 
nicht integrieren wolle und eine Ghet­
tobildung anstrebe, der müsse gehen. 
Spätestens nach fünf Jahren könne je­
dem Ausländer die Entscheidung über 
die Integration oder Rückkehr in sein 
Heimatland zugemutet werden, be­
tonte Hasselmann abschließend." 
(Pressestelle der Niedersachsen-CDU 
vom 18.04.86) Als "Integration" ver­
steht Hasselmann nur noch die Einbür­
gerung, und er erklärt im selben Text, 
"noch nicht einmal 0,1 Prozent" der 
Türken würde davon Gebrauch ma­
chen.

Die Reaktion in manchen Auslän­
derinitiativen und Asylgruppen auf 
diese Erklärung ist eher, sie "nur" als 
Stimmenfang anzusehen, um den Fa­
schisten die Wähler abzujagen oder sie 
achselzuckend mit der Bemerkung 
"nichts Neues" abzutun. Das ist aber 
leider eine gewaltige Unterschätzung 
der Richtung, in die die staatliche 
Ausländerpolitik zielt. Diese Erklä­
rung muß — wörtlich — ernst genom­
men werden. Hasseimanns Vorschlag, 
nach fünf Jahren Arbeitsaufenthalt in 
der BRD 99,9% der türkischen Arbei­
ter in die Türkei zurückzujagen, 
stimmt mit den Plänen der Kapitali­
sten überein, ausländischen Arbeitern 
nur noch Hungerlöhne zahlen zu wol­
len und jede Anspruchsbildung zu un­
terbinden. Geeignetes Mittel dafür ist 
die Rotation, die Abschiebung der rui­
nierten und die Zufuhr frischer Ar­
beitskraft, und fünf Jahre sind durch­
aus ein Zeitraum, in dem die Kapitali­
sten die Arbeitskraft vollständig rui­
nieren können und dann nach Nach­
schub rufen. Da die Aufenthaltsdauer 
ausländischer Arbeiter sich gegen­
wärtig weiter verlängert und der Ver­
schleiß der Arbeitskraft sich bemerk­
bar macht, wächst die Forderung nach 
gleichen Rechten und ebenfalls die In­
anspruchnahme der Sozialversiche­
rungen. Die Kapitalisten trommeln 
zur Umkehr dieser Entwicklung, wo­
bei sie sich darüber im klaren sind, daß 
dazu Gewaltmaßnahmen nötig wer­
den: "Es ist eine Illusion, anzunehmen, 
eine größere Zahl von Ausländern 
würde diese soziale Sicherheit frei­

willig gegen eine wirtschaftlich völlig 
ungewisse Zukunft eintauschen." (In­
stitut der deutschen Wirtschaft, "Aus­
länder raus?", 1982)

Massenvertreibungen hat es auch in 
Niedersachsen schon gegeben. So ha­
ben in Salzgitter, dem Standort des 
Stahlkonzerns P+S, 1984 im Rahmen 
des "Rückkehrförderungsgesetzes" 
rund 21 % der dort lebenden Ausländer 
die BRD verlassen müssen. Es sind vor 
allem alte und kranke Arbeiter gewe­
sen, denn in Salzgitter waren im Ja­
nuar 1983 noch 21,7% der Ausländer 
zwischen 35 -44 Jahre alt, im Dezem­
ber 1984 nur noch 10,9%. Bei den 
45—59-jährigen verringerte sich der 
Anteil von 11,8% im Januar 1983 auf 
4,8% im Dezember 1984.

Hasseimanns Erklärung zielt da­
rauf, eine von jeder Menschlichkeit 
befreite Meute zu schaffen, die dieses 
Austreibungswerk in großem Stil in 
die Tat umsetzen kann. Gegenwärtig 
sind es vor allem die Ausländerbehör­
den in den Städten und Landkreisen, in 
denen treibhausmäßig zynische und 
sadistische Menschenquälerei wu­
chert. Einige von vielen Beispielen: 
"Das Heimatland des Herrn X. ist Sri 
Lanka. X hat in seinem Heimatland in 
sehr einfachen Verhältnissen gelebt. 
Seine Lebensgewohnheiten liegen 
weit unter dem hiesigen Durch­
schnitt. Seine Ernährungsgewohnhei­
ten sind einfach. Aufwendige Mahl­
zeiten sind ihm fremd. X hat sich in 
der kurzen Zeit, in welcher er sich in 
der Bundesrepublik Deutschland auf­
hält, noch nicht an den hiesigen Le­
bensstandard gewöhnt und angepaßt. 
Er hat sich hauptsächlich von Reis er­
nährt. Uber seinen Gesundheitszu­
stand ist nichts Negatives bekannt." 
Mit dieser Begründung wurde einem 
Asylbewerber im August 1985 von der 
Samtgemeinde Gieboldehausen der 
Regelsatz der Sozialhilfe um 20% ge­
kürzt. - (kek)
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Ausländer im Dortmunder Norden

"Wir Türken wollen endlich wie
Menschen behandelt werden!"

Dortmund. Die Nordstadt — ein tra­
ditionsreiches Arbeiterviertel in 
Dortmund, gelegen zwischen einem 
der drei Werke des Stahl-Konzerns 
Hoesch, der die Stadt Dortmund be­
herrscht, und der Innenstadt. Die Ar­
beitslosigkeit beträgt etwa 20%. Viele 
Ausländer, vorwiegend Stahlarbeiter, 
leben in der Nordstadt. 15 Fußminuten 
vom Hauptbahnhof entfernt liegt der 
"Schüchtermann-Block", vier Stra­
ßenzüge mit 26 Häusern, Altbaube­
stand, Baujahr zumeist um 1910. Im 
Block leben fast nur ausländische Ar­
beiterfamilien, acht Nationalitäten 
sind vertreten. Den größten Anteil 
stellen Türken. 24 der Häuser gehören 
der Firma Julius Ewald Schmitt. Die 
Firma nennt in Dortmund und Umge­
bung rund 2500 Wohnungen ihr eigen, 
darüberhinaus besitzt J.E. Schmitt ei­
ne Baufirma, Bauschlosserei und 
Kunststoff-Fenster-Firma.

Die meisten Häuser und Wohnungen 
im Block sind in erbärmlichem Zu­
stand: Fenster und Türen sind kaputt, 
Wände durchfeuchtet, Decken naß, es 
bildet sich Schimmel, heruntergefal­
lene Decken werden nicht verputzt, 
elektrische Leitungen liegen offen, 
Wasserrohre brechen. Die Hinterhöfe 
sind betoniert, stehen voller Gerüm­
pel. Kinder müssen auf der Straße 
spielen. Alle Beschwerden der Mieter 
nutzten jahrelang nichts. Schmitt un­
terhält ein Büro im Block, die Mieter 
müssen nur um die Ecke, um Mängel 
anzuzeigen oder sich zu beschweren. 
Aber sie werden abgewimmelt, behan­
delt wie Dreck; wie selbstverständlich 
werden sie geduzt; sie werden mit 
Versprechungen abgespeist oder be­
kommen gesagt, sie seien selber 
schuld am Zustand der Wohnungen. 
Türken hätten nun mal die Neigung, 
Wohnungen abzuwohnen.

Diese Erfahrung ist alltäglich, nicht 
nur bei den Wohnbedingungen. Ein 
zehnjähriges türkisches Mädchen er­
zählt: "In der Schule werden wir von 
den älteren deutschen Kindern geär­
gert. Wenn deutsche Kinder in der 
Pause mit uns spielen, kommen die äl­
teren und sagen 'Laßt doch die doofen 
Türken. Spielt mit uns’." Ein Arbeiter 
aus einem Automobilbetrieb: "Ich bin 
gesundheitlich kaputt und kann nur 
noch Fließbandarbeit machen. Da 
werden wir behandelt wie Dreck, zum 
Teil auch von den deutschen Kolle­
gen." Gegenteilige Erfahrungen gibt 
es weniger: "Bei uns in der Abteilung

(Stahlindustrie, d.Verf.) ist das Ver­
hältnis eigentlich ganz gut. Die Deut­
schen verhalten sich meist kollegial." 
Ob sie die Ausländerfeindlichkeit spü­
ren? Ja, sagen die meisten. Viele 
trauen sich abends nicht allein auf die 
Straße, immer wieder gibt es Überfäl­
le von den Nazis der FAP und der 
Borussenfront, allerdings weniger in 
der Gegend des Schüchtermann- 
Blocks als am Borsigplatz, aber das 
verunsichert doch. Es kommt auch 
vor, daß ausländische Frauen in deut­
schen Geschäften nicht bedient wer­
den. So hält man sich an die türkischen 
Läden in der Nähe. Zurück in die Tür­
kei wollen sie fast alle, hier fühlen sie 
sich fremd, aber wann das sein wird, 
weiß keiner. Viele sagen, bis zum Ren­
tenalter müßten sie wohl hierbleiben, 
wovon sollten sie in der Türkei sonst 
leben? Andere wollen und können 
nicht zurück, solange die faschisti­
sche Junta herrscht. Aber hierblei­
ben? Nein. "Früher haben sie uns ge­
holt und gesagt 'Ihr kriegt Arbeit, ihr 
könnt alles bekommen', und jetzt wol­
len sie uns rausschmeißen. Wegen der 
Arbeitslosigkeit, sagen sie." Viele Fa­
milien leben am oder unter dem Exi­

Ein typischer Straßenzug im Dortmunder Norden, hier am Borsig-Platz

stenzminimum. "Wenn du drei oder 
vier Kinder hast, reicht der Lohn 
nicht. Aber mehr arbeiten kann ich 
nicht." Kein Wunder, arbeiten die 
meisten doch schon lange Schicht, seit 
einiger Zeit auch häufig Samstags. 
Bei den Italienern sieht es nicht besser 
aus. Die meisten von ihnen sind Wan­
derarbeiter, zwei, drei Jahre in der 
BRD, dann zurück nach Italien, ir­
gendwann wieder in die BRD und so 
geht es weiter. In einer solchen Lage 
nimmt es nicht Wunder, daß gerissene 
und geldgierige Vermieter noch an der 
größten Armut verdienen können. 
Diese Leute wissen um das Damokles­
schwert der Ausweisung, das über ei­
nem Ausländer schwebt, der keine 
Wohnung vorweisen kann. Und wo sol­
len sie sich beschweren? Bei der 
Firma Schmitt läuft das beispielhaft 
so ab:

Als ein Wasserrohrbruch in einer 
Wohnung, deren Mieter in Urlaub sind, 
zu einer Überschwemmung führt und 
ein Nachbar ins Büro der Firma 
Schmitt läuft, wird er durch die ge­
schlossene Tür abgewiesen: Es sei 
schon Feierabend. Der Mann läßt sich 
nicht abwimmeln, trommelt mit den
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Fäusten gegen die Tür. Daraufhin ru­
fen die Angestellten die Polizei: Sie 
würden gerade überfallen. Die ein­
treffenden Beamten zeigen Verständ­
nis, kümmern sich darum, daß der 
Haupthahn gesperrt und die Über­
schwemmung gestoppt wird. Glück für 
den Mieter, denn oft genug zeigen sich 
Dortmunder Polizisten als besondere 
Ausländerfeinde.

Im Winter frieren Wasserleitungen 
ein. Drei Wochen sind zwei Häuser 
ohne Wasser. Die Kinder laufen mit 
Eimern durch den Block, Wasser, holen 
bei Nachbarn. Ein Türke: "Es war fast 
wie im Nomadenzelt in Anatolien; nur 
nicht so gemütlich.11 Der Verwalter 
meint, es habe eh keinen Sinn, den 
Klempner zu holen, die Rohre würden 
wieder einfrieren.

Im Kinderzimmer einer Familie mit 
zwei Kindern fehlen die Fensterschei­
ben, und das seit Monaten. Die Firma 
Schmitt erklärt, sie könne kein pas­
sendes Fenster auftreiben. Im Winter 
müssen die Kinder in der Küche spie­
len, in Kinderzimmer und Hausflur 
herrschen -10 Grad.

Aber wehe, ein Mieter zahlt nicht 
pünktlich die Miete, und das kann des 
öfteren passieren, denn wie schnell 
wird man in Dortmund arbeitslos! So­
fort sind die Mahnungen da und der 
Gerichtsvollzieher hat den Block 
mehr als einmal aufgesucht. So läßt 
sich an der Armut verdienen! Die Fir­
ma setzte jahrelang darauf, daß die 
Mieter sich nicht wehren würden. Sie 
weiß, daß viele Ausländer Angst haben 
- vor Verlust der Wohnung und des Ar­
beitsplatzes und vor der Ausländerbe­
hörde. Mitte 1985 findet Schmitt eine 
neue Möglichkeit, Geld zu verdienen: 
Eine Modernisierung muß her, im In­
teresse der Mieter natürlich! Bäder 
und Heizungen sollen eingebaut wer­
den. Für die vorhandenen Schäden 
wird nur ein kleiner Betrag veran­
schlagt, Bauaufnahmen werden nicht 
durchgeführt. Die Stadtverwaltung 
spielt mit: zwei Millionen Mark wer­
den als Modernisierungszuschuß ge­
währt, das sind fast 50% der veran­
schlagten Kosten. Ein großer Teil der 
Restsumme soll auf die Mieten umge­
legt werden. Nach diesem Plan stei­
gen die Mieten um bis zu ioo%! Dann 
beginnt die Entmietung. Viele Fami­
lien ziehen aus, sie wissen, daß sie die 
neuen Mieten von 6 DM pro qm nicht 
werden bezahlen können, oder sie ha­
ben einfach die Schnauze voll. Der 
Block fängt an, sich zu leeren.

In dieser Situation werden im De­
zember 1985 einige Mieter aktiv. Zu­
nächst mit Unterstützung der 
GRÜNEN, dann selbständig gründen 
sie den "Bewohnerverein Schüchter­
mann-Block e.V.". Dem Mieterverein 

schließen sich als Unterstützer Juri­
sten, Raumplaner, Architekten und 
Dolmetscher an. Anfänglich gestaltet 
sich die Arbeit schwierig, viele Mieter 
sind skeptisch, manche haben auch 
Angst: "Wenn wir uns wehren, fliegen 
wir raus." Der Verein gibt Flugblätter 
für die 200 Mietparteien heraus, be­
sucht die Familien in den Wohnungen. 
Der Verein erklärt, er kämpfe für 
menschenwürdige Zustände im Block 
und gegen Ausländerfeindlichkeit, 
denn nur mit Ausländern glauben 
deutsche Hauseigentümer so umgehen 
zu können. Im Februar 1986 trägt die 
Arbeit erste Früchte: Der Verein 
unterstützt die Mieter bei der Abfas­
sung von Mängelrügen, ein Jura-Stu­
dent berät sie, in dringenden und gra­
vierenden Fällen wird ein unterstüt­
zender Rechtsanwalt eingeschaltet. 
Und plötzlich wird repariert. Da fin­
det sich ein Fenster für das Kinder­
zimmer, da wird eine Decke verputzt, 
eine einbehaltene Kaution ausbe­
zahlt, gefrorene Wasserleitungen auf­
getaut. Die Architekten und Raum­
planer führen selber Bauaufnahmen 
durch. Sie weisen nach, daß das 
Mauerwerk erneuert werden muß. Der 
Verein führte erste Gespräche mit 
dem Geschäftsführer der Firma 
Schmitt. Dieser erklärt, es seien in 
der Vergangenheit "Unregelmäßig­
keiten" vorgekommen, die sollten ab­
gestellt werden; er akzeptiere den 
Verein als Vertreter der Mieter.

Regelmäßig führt der Verein Mie­
terversammlungen durch. In zwei Mo­
naten werden 40 Familien Vereinsmit­
glieder. Ein Konzept gegen die Mo­
dernisierungspläne wird entwickelt. 
Der Verein fordert: Umgehende Be­
seitigung aller bestehenden Mängel; 
Bauaufnahmen; Recht der Mieter auf 
Ablehnung des Fernwärmeanschlus­
ses; Festlegung der neuen Mieten un­
terhalb der von der Stadt festgelegten 
Obergrenze von 6 DM/qm; Mitspra- 
cherechte der Mieter. Im März wer­
den zwei Verträge über die Moderni­
sierungsfolgen ausgehandelt. Die be­
troffenen Mieter wohnen während der 
Modernisierungszeit mietfrei in Er­
satzwohnungen, die Firma zahlt die 
Umzugskosten, die Mietobergrenze 
wird auf 5,50 DM festgelegt, Kaution 
wird nicht gestellt.

Gleichzeitig beginnt der Verein mit 
Öffentlichkeitsarbeit. In allen drei 
Dortmunder Zeitungen erscheinen 
mehrfach Artikel, Radio Dortmund 
und WDR 1 berichten, das Kabelfern­
sehen dreht eine Reportage. Der Ver­
ein wendet sich nun an die Stadtver­
waltung. In einem offenen Brief an 
den zuständigen Dezernenten wird 
endlich eine aktive Wohnungaufsicht 
gefordert, kein Mieter dürfe vertrie­

ben werden, die Stadt soll mit dem 
Verein über die Modernisierung ver­
handeln. Stadtdezernent Dannebom 
antwortet: Er kenne die Probleme im 
Block und verbürge sich, daß die not­
wendigen Instandhaltungsarbeiten 
durchgeführt werden. Ein Gespräch 
zwischen ihm und dem Verein soll ver­
einbart werden.

Samstag, 19. April: Der Verein hat 
zu einer Podiumsdiskussion eingela­
den. 30 Mieter, etliche Unterstützer, 
der Geschäftsführer der Firma 
Schmitt, Haas, Vertreter von SPD, 
CDU und GRÜNEN sowie die Presse 
sind erschienen. Für den Verein erläu­
tert eines der unterstützenden Mit­
glieder die Ziele des Vereins 
und die bisherigen Aktivitäten. Dann 
spricht der türkische Vereinsvorsit­
zende Aydudu. Er erklärt, man wolle 
sich die Zustände im Block nicht mehr 
gefallen lassen und fordert: "Wir 
Türken wollen endlich wie Menschen 
behandelt werden!" Geschäftsführer 
Haas wird mit Vorwürfen der Mieter 
konfrontiert. Einer nach dem anderen 
schildert seine Probleme. Ein Türke 
erklärt: "Ich habe kein Vertrauen 
mehr. Ich werde nur noch schriftlich 
mit Firma Schmitt verkehren." Eine 
85jährige deutsche Mieterin: "Ich 
wohne hier seit 50 Jahren. Ich kann 
kaum noch die Wohnung verlassen, 
weil man überall über Gerümpel stol­
pert und meine Türe klemmt." Haas 
sagt Abhilfe zu, konkrete Zugeständ­
nisse macht er nicht, es soll aber ein 
Hausmeister, möglichst ein Türke, 
eingestellt werden. Die GRÜNEN er­
klären unter Beifall, sie unterstützten 
die Forderungen des Vereins. Die SPD 
versucht sich zu profilieren: Sie habe 
sich schon immer für die Ausländer 
eingesetzt. Die CDU hüllt sich in 
Schweigen. Die Frage, wie die Par­
teien gedenken, künftig eine Auslän­
derpolitik zu gestalten, beantworten 
nur die GRÜNEN. Einstimmig fordern 
die Mieter den Vereinsvorstand auf, 
mit der Firma Schmitt über eine Mu­
stervereinbarung über die Modernisie­
rung zu verhandeln. An einer solchen 
Vereinbarung arbeitet der Vorstand 
zur Zeit.

Was zu Beginn ein Versuch auf 
wackligen Füßen war, zeigt zuneh­
mend Früchte: Aus der individuellen 
Einschüchterung durch Vermieter, 
Stadt und Ausländerbehörde ist eine 
kollektive Gegenwehr entstanden. 
Ausländer verschiedener Nationalitä­
ten und Deutsche; Arbeiter, Studen­
ten und Selbständige leisten gemein­
sam einen Beitrag gegen menschen­
unwürdige Wohnverhältnisse und Aus­
länderfeindlichkeit. Wenngleich der 
Kampf noch lange nicht entschieden 
ist. - (Mak)
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Streiks im 
Sanitärbereich 

Hamburg. In sieben Be­
trieben legten am 6.5. die 
Klempner die Arbeit nieder. 
Während der Streiks führten 
sie eine außerordentliche 
Versammlung im DGB-Haus 
durch, um gegen die Ver­
schleppungstaktik der Kapi­
talisten zu protestieren. Die 
IG Metall führt seit einem 
Jahr mit der Sanitärinnung 
Verhandlungen. Bisher fan­
den acht Verhandlungen 
statt, ohne Ergebnis. Die IG 
Metall fordert für den Sani­
tärbereich: Arbeitszeitver­
kürzung bei vollem Lohn­
ausgleich und Erhöhung der 
Löhne bei 12 Monaten Lauf­
zeit. (Nach: UZ, 10.5.86) 
- (gba)

HPVG verstößt gegen 
Landesverfassung 

Frankfurt. Der hessische 
Staatsgerichtshof ent­
schied, daß das Hessische 
Pe r so naivertretungsgesetz 
vom 01.10.1984 in wesentli­
chen Punkten verfassungs­
widrig ist. Gegen die Aus­
weitung der Mitbestim- 
mungs- , Mitwirkungs- und 
Initiativrechte der Perso- 
nalräte z.B. bei technischen 
R a t ional isierungsmaßnah- 
men, bei der Vergabe oder 
Privatisierung von Aufga­
ben oder bei Datenverarbei-

Regierung und Verwaltungs­
spitze müßten, wie bereits 
bei den Beamten gesetzlich 
geregelt, ein Letztbestim­
mungsrecht im Mitbestim-

Mehrere Zehntausend Lohnabhängige aus allen Bereichen 
des öffentlichen Dienstes streikten am 6. Mai gegen die 
Lohnsenkungspolitik der belgischen Regierung. Diese be­
rät noch über umfangreiche Lohnsenkungen, Entlassungen 
und Privatisierungen. Ende Mai will sie ihre Pläne bekannt­
geben und per Sondervollmachten sofort in Kraft setzen. 
Dagegen hatten sämtliche Gewerkschaften im öffentli­
chen Dienst Belgiens zum Streik aufgerufen. Viel wird da­
von abhängen, ob diese gewerkschaftliche Einheitsfront 
aufrechterhalten werden kann. Der Gewerkschaftsbund 
ABVV mobilisiert schon jetzt für eine Großdemonstration 
am 31. Mai in Brüssel. — (rül)

Bochum. Mit ganztägigen 
Betriebsversammlu ngen 
protestierten die 230 Be­
schäftigten des Wertheim- 
Kaufhauses (Hertie) gegen 
die Schließung und forder­
ten, daß der Vorstands­
sprecher des Konzerns sich 
der Betriebsversammlung 
stellen solle. Der Vorstand 
in Frankfurt lehnte ab, ei­
nen Vertreter zu schicken. 
Am Nachmittag des 5.5. zog 
die Belegschaft in . einem 
Demonstrationszug durch 
die Innenstadt. Bisher wur­
den 30000 Unterschriften 
gegen die Schließung ge­
sammelt. — (gba) 

beim Staatsgerichtshof. Zu­
sätzlich haben Bundesregie­
rung, einige Landkreise und 
Städte in Karlsruhe Verfas­
sungsbeschwerde eingelegt. 
Wie die Richter argumen­
tieren auch sie, daß man der 
Spitze der Exekutive die 
Verantwortlichkeit für Ver- 
waltungs- und Behördenor­
ganisation, für wirtschaft­
liche Angelegenheiten 
öffentlicher Betriebe sowie 
für Personalangelegenhei­
tenhoheitlich tätiger Ange­
stellter in gehobener Stel­
lung nicht entziehen dürfe.

P+S-Auszubildende 
fordern Übernahme

Salzgitter. Vom 5. bis 
9.5. führten die Auszubil­
denden des Salzgitterkon­
zern P+S Mahnwachen vor 
den Werkstoren durch. Die 
Übernahme in ein unbefri­
stetes Arbeitsverhältnis 
soll erreicht werden. Allein 
im März wurden 42000 
Überstunden gefahren. Der 
Fremdfirmeneinsatz wird 
vom neuen Vorstandsmit­
glied Kehl (ehern. Mannes­
mann) neben der Auswei­
tung von Zeitarbeitsverträ­
gen besonders forciert. Da­
gegen richtet sich der Pro­
test und wird von der IG Me­
tall unterstützt. Nach Aus­
sagen von Kollegen haben 
mehrere Schichten aus Pro­
test die Arbeit nicht auf­
genommen. —(Rok)

Streik im Rei­
nigungsgewerbe 

Bielefeld. Vom 28. bis 30. 
April streikten die Putz­
frauen an der Universität 
Bielefeld für mehr Lohn. Et­
wa 80 Prozent der ca. 110 
Putzfrauen, die bei der 
privaten Firma Quix an­
gestellt sind, hatten sich 
seit März in der IG Bau- 
Steine-Erden organisiert. 
Bei der Urabstimmung 
stimmten alle Putzfrauen 
für Streik. Zwei Streik­
brechereinsätze am 28.4. 
konnten verhindert werden. 
- Der Tarifvertrag im pri­
vaten Reinigungsgewerbe 
NRW war im Oktober letz­
ten Jahres ausgelaufen. Die 
IG BSE forderte 4,5% mehr 
Lohn; der Innungsverband 
wollte eine sog. Nettolohn­
vereinbarung durchsetzen, 
die den gering beschäftigten 
Putzfrauen (zwei Stunden 
pro Tag) Lohnkürzungen 

gebracht hätte. Nur mit 
Streik konnte am 30. April 
ein neuer Tarifvertrag ab­
geschlossen werden, der 
die Nettolohnvereinbarung 
nicht vorsieht. Es gibt 4,8% 
mehr Lohn, allerdings erst 
ab 1. Juni 1986 mit einer 
Laufzeit von einem Jahr. 
- (elb)

37,5 Std.-Woche 
ohne Flexi

M ünchen. Abdem 1.10.86 
gilt in den bayerischen Zeit­
schriftenverlagen die 38,5- 
Stunden-Woche. Bis zum 
1.1.88 wird die Arbeitszeit 
in zwei Schritten auf 37,5 
Stunden verkürzt. Die Erhö­
hung der Löhne und Gehäl­
ter bleibt mit jeweils 3,1% 
zum 1.4.86 und 1.4.87 bei 12 
Monaten Laufzeit zumin­
dest hinter einer Reihe von 
diesjährigen Abschlüssen 
zurück. Ein Kuriosum: Die 
Vertreter der Zeitschriften­
verleger bestanden darauf, 
die Form der Verkürzung 
mit täglich einer halben 
Stunde weniger festzule­
gen. Grund: die negativen 
Erfahrungen mit Einigungs­
stellenverfahren in der 
Druckindustrie. — (chs)

Sozialämter: Dienst 
nach Vorschrift

Hamburg. Wohl nur auf­
grund der Ankündigung von 
"Dienst nach Vorschrift"- 
Aktionen der Beschäftigten 
aller Hamburger Sozialäm­
ter willigte der Senat 45,5 
zusätzlichen neuen Stellen 
(insgesamt 70,5) für 1985 
zu. Die Forderung nach 150 
Stellen bleibt bestehen. Au­
ßerdem sollen die Stellen 
mit "K W"-Vermerk (kann 
wegfallen) gekennzeichnet 
werden. Die Beschäftigten 
planen weitere Aktivitä­
ten. - (veb)
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Skinheadaufmarsch in Flensburg

Polizei ließ den faschistischen 
Horden freie Entfaltung

Flensburg. Am 19. April versammelten sich ca. 200 Skin­
heads aus dem gesamten Bundesgebiet, um den "Führers- 
Geburtstag" in der letzten "Reichshauptstadt" zu feiern. 
Schon im letzten Jahr war ein regionales Skinheadtreffen 
aus diesem Anlaß angekündigt worden. Es versammelten 
sich aber allenfalls 15, zum größten Teil aus Flensburg be­
kannte Skinheads, auf dem Südermarkt. Gerade aufgrund 
dieser Erfahrung wurde in diesem Jahr mit solch einer 
Mobilisierungsfähigkeit der Neofaschisten nicht ge­
rechnet, und für viele antifaschistische Kräfte war und 
kam sie überraschend.

Im Vorfeld des Treffens wurden von der Polizei an die 
Geschäftsleute in der Fußgängerzone Handzettel verteilt 
(siehe Dokument). Ausländischen Geschäften wurde 
währenddessen nur mündlich durch einen Polizeibeamten 
empfohlen, am Samstag ihr Geschäft zu schließen (aus ver­
sicherungstechnischen Gründen), den Schulen wurde teil­
weise durch die Polizei empfohlen, ausländischen Kindern 
schulfrei zu geben usw. Damit wurde schon deutlich, daß 
die Polizei nicht beabsichtigte, gegen die Skinheads ernst­
haft vorzugehen. Dementsprechend verhielt es sich dann 
auch am Samstag. Die Skinheads konnten zum Beispiel am 
frühen Nachmittag ungehindert durch die Polizei in die 
Neustadt ziehen (siehe Bild). Dort befinden sich die mei­
sten ausländischen Geschäfte, und dort wohnen auch sehr 
viele ausländische Mitbürger. Die Polizei ging erst gegen 
Abend gegen die Skinheads auf dem Südermarkt vor, als 
diese "Schaulustige" mit Flaschen und anderen Dingen be­
warfen. Dem gößeren Teil der Skinheads, die dann zum 
Bahnhof zogen, wurde dann auf Drängen der Polizeifüh­
rung auch noch von der Bundesbahn ein Sonderzug in 
Richtung Hamburg zur Verfügung gestellt.

Daß es sich bei den Skinheads um Faschisten handelt, 
wurde weder von der Polizei noch in einer Weise vom 
Flensburger Tageblatt erwähnt oder festgestellt (s. Dok.). 
Unter den Skinheads wurden Flugblätter der "Nationalisti­
schen Front" verteilt. Ein Bielefelder Bus war ständig An­
laufpunkt für die Skinheads, und dieser war eindeutig be­
setzt mit Neofaschisten aus der "Nationalistischen Front". 
Weder der Magistrat der Stadt Flensburg noch SPD oder 
SSW haben sich bislang zu dem Aufmarsch der Faschisten 
öffentlich geäußert. Einzig die Grünen im Flensburger 
Rathaus haben an den Magistrat eine Anfrage gestellt (s. 
Dok.), und die SPD-Landtagsfraktion will dieses Thema in 
der nächsten Sitzung des Innenausschusses des Landtages 
"zur Sprache bringen".

Das antifaschistische Plenum in Flensburg arbeitet an 
einer Dokumentation über den Skinheadaufmarsch. 
Diese soll mit möglichst viel aussagekräftigem Bildmate­
rial ausgestattet sein. Wenn dafür aus anderen Städten 
noch namhaftes Bildmaterial zur Verfügung stände, wäre 
dies äußerst günstig. (Zu schicken an: Buchladen Tiger­
berg, Heiligengeistgang 9, 2390 Flensburg. Hier kann auch 
Bildmaterial angefordert werden.) - (row)

Handzettel der Polizei

"Sehr geehrte Damen und Herren, 
für das kommende Wochenende ist in der Flensburger City 
ein Treffen von Punks und Skinheads (!) geplant, in dessen 
Verlauf u.U. mit Störaktionen zu rechnen ist.

Es handelt sich dabei nicht um eine reguläre Demonstra­
tion; daher liegt bei der Polizei auch keine offizielle An­
meldung vor. Das erschwert die Lagebeurteilung.

... Die Flensburger Polizei bereitet sich auf entsprech­
ende Einsätze vor. Im Vorfeld wird jedoch alles vermieden, 
was dazu führen könnte, die Angelegenheit hochzuspielen. 
Gegenwärtig sind daher auch keine Verlautbarungen vor-

Demgemäß empfehlen wir, nichts zu tun, was Presse, 
Rundfunk oder gar Fernsehen bringen könnten.

Bitte treffen Sie Vorsorge für Waren vor den Geschäfts­
räumen. Wir raten, hausinterne Vorkehrungen und Sicher­
heitsmaßnahmen zu treffen und, falls erforderlich, Kon­
takt mit der Polizei aufzunehmen".

Flensburger Tageblatt 21.4.86

"Rund 250 Skinheads aus dem gesamten Bundesgebiet 
und der Schweiz sowie etwa 100 Gegner überwiegend der 
extrem linken Szene hielten am Sonnabend die Innenstadt 
für einige Stunden in Atem. Beide Gruppen zogen demon­
strierend oder provozierend insbesondere durch die Fuß­
gängerzone sowie über Norder- und Süderhofenden. Die 
Polizei unter Leitung von Siegbert Thiedemann meisterte 
die Lage gut, nur vereinzelt kam es zu gewalttätigen Aus­
einandersetzungen zwischen Anhängern beider Gruppen.

... Den nüchternen Gegendemonstranten warf die Poli­
zei eine militantere Verhaltensweise als den überwiegend 
alkoholisierten Skinheads vor.

... Aber der eine oder andere Skinhead wollte dem rüden 
Benehmen (!), das angesagt war, nicht immer gerecht wer­
den. Zum Beispiel während des Zuges der Kahlgeschorenen 
vom Südermarkt in die Neustadt: Einer der Skins greift 
sich in die Hosentasche, zieht ein Papiertaschentuch her­
aus, putzt sich die Nase, schert aus dem Zug raus, versenkt 
das Taschentuch ordentlich in einen Abfallkorb und läuft 
dann in die Reihe zurück." Ende des Artikels! Resümee: 
Sind doch ganz nette und ordentliche Jungs, oder?

Anfrage der Grünen

"Nachdem vor Wochen zum ’Sturm auf Flensburg’ durch 
rechtsradikale, faschistische Organisationen aufgerufen 
wurde, der ’Sturm’ zwischen dem 19. und 20. April in 
Flensburg stattgefunden hat, bestehen für die Fraktion Die 
Grünen im Rathaus folgende Fragen zu diesem Komplex.

1. Wann sind die städtischen Behörden über die anstehen­
den rechtsradikalen Aktivitäten unterrichtet worden? In 
welchen Umfang?

2. Warum haben die städtischen Behörden keine vorbeu­
genden Maßnahmen getroffen, z.B. ein vorbeugendes Ver­
sammlungsverbot?

3. Warum wurden keine Maßnahmen getroffen, um die in 
Flensburg lebenden Ausländer zu schützen?

4. Warum wurden die rechtsradikalen Gruppen nicht 
schon am Bahnhof abgefangen?

5. Was gedenken die städtischen Behörden, insbesondere 
der Magistrat der Stadt Flensburg, gegen den zunehmen­
den Rechtsradikalismus in Flensburg zu tun.. Welche Maß­
nahmen werden angestrebt?

6. Welche Maßnahmen hat/wird die Stadt Flensburg 
(vertr. durch die zuständigen Behörden/Magistrat/Rats­
versammlung) treffen, um die ausländischen Mitbür­
ger /innen in Flensburg zu schützen?"
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Taschenbücher

Geschichte der Juden in Deutsch­
land und des Antisemitismus

"Die Juden als 
Minderheit . .

Dieses Buch ist nicht emp­
fehlenswert, denn aus den 
abgedruckten Vorträgen ei­
ner Ringvorlesung an der 
Universität Freiburg aus 
dem Jahre 1980 kann der 
Leser in wesentlichen Punk­
ten nur Falsches lernen. So 
behauptet der Autor des 
Vortrages über die national­
sozialistische Judenver­
nichtung: "Auch die bisheri­
ge Forschung .. . hat zen­
trale Fragen der nationalso­
zialistischen Judenpolitik 
entweder nicht erklärt oder 
noch nicht einmal behan­
delt." Dann gibt er selber als 
Begründung für die Vernich­
tung der Juden eine krank­
hafte Persönlickeitsent- 
wicklung Hitlers an: "__ ex­
trem pathologische Persön­
lichkeitsentwicklung, die 
.. . sich als überaus disponi­
bel für eine verstandesmä­
ßige Weiterentwicklung ei­
nes internalisierten Juden­
hasses erwies ... das ver­
folgte Kind wird in der Neu­
inszenierung zum Verfol­
ger". Dagegen wies z.B. der 
Wissenschaftler R. Opitz in 
seinem Buch "Faschismus 
und Neofaschismus" nach, 
daß der "Alldeutsche Ver­
band" schon vor dem 1. 
Weltkrieg die Ausrottungs­
maßnahmen gegen die Juden 
in Osteuropa propagierte, 
um den "Lebensraum im 
Osten" für die deutschen 
Imperialisten zu sichern, die 
die Nazis dann durchführ­
ten. (Die Juden als Minder­
heit in der Geschichte, dtv 
1745, 12,80 DM - gba)

Juden in der 
Literatur

Das Buch entstand 1985 als 
Sammlung von Vorträgen 
für eine Ringvorlesung des 
Zentrums für Antisemitis­
musforschung. Es handelt 
sich um Literaturanalysen 
verschiedener Autoren, die 
einzelne Werke analysieren, 
z.B. Shakespeares "Der 
Kaufmann von Venedig", 
oder die Darstellung der Ju­
den im Werk eines Schrift­
stellers oder einer Epoche 
untersuchen, z.B. "Heinrich 
Heines jüdische Portätgale-

rie" oder "Judenbilder in der 
realistischen Erzähllitera­
tur". Der Bogen reicht in hi­
storischer Anordnung bis 
zur deutschsprachigen Lite­
ratur nach 1945. Weiter be­
handelt es Judenbilder in 
der französischen Litera­
tur, im russischen Roman 
des 20. Jahrhunderts und in 
den USA nach 1945. Das 
Buch bietet viel Material — 
auch eine Bibliographie 
deutscher, französischer, 
englischer, russischer, ame­
rikanischer Werke —, for­

dert vom Leser aber ein ei­
genes Urteil. So kann in der 
Beurteilung des Romans 
"Soll und Haben" von Gustav 
Freytag vom liberalen 
Standpunkt der Autoren der 
Widerspruch nicht aufge­
klärt werden, daß die Ge­
stalt des Juden "Itzig" von 
den Faschisten zum Proto­
typ des alles vergiftenden, 
schachernden Juden genom­
men werden konnte, Frey­
tag andererseits mit Juden 
befreundet war und für die 
Gleichstellung der assimi­
lierten Juden eintrat. Von 
Lessing wird das weitgehend 
unbekannte Jugendstück 
"Die Juden" behandelt, doch 
fehlt sein "Nathan der Wei­
se", der doch als Parade­
stück deutscher Aufklärung 
und bürgerlicher Toleranz 
jeden höheren Schüler quäl­
te. Lion Feuchtwanger, Au­
tor u.a. von "Jud Süß", fehlt 
ganz. (Juden und Judentum 
in der Literatur, hrsg. von 
H.A. Strauss und Chr. Hoff­
mann, 1985, dtv Sachbuch 
Nr. 10513, 19,80 DM -ulk)

Über gute 
und schlechte Juden

Leo Sievers macht den deut­
schen Staatslenkern den 
Vorwurf, den positiven Bei­
trag der jüdischen Bevölke­
rung zur Erhaltung und Stär­
kung des Deutschen Reichs 
ignoriert zu haben. Über 345 
Seiten werden Lebensläufe 
von Juden dargestellt, die 
sich für Heimat und Vater­
land eingesetzt haben, de­
ren "Liebe zu dem Stück Er­
de" aber unerwidert geblie­
ben sei. Es wimmelt bei ihm 
von Frontkämpfern von 
1870 und aus dem ersten 
Weltkrieg, Nobelpreisträ­
gern und Künstlern, die sich 
alle um das Reich verdient 
gemacht haben sollen. Dazu 
jede Menge Gesellschafts­
klatsch, Affären, persönli­
che Erfolge und Niederlagen 
aus der Schlüssellochper­
spektive. Eine Kritik am 
Rassismus, speziell am im­
perialistischen Antisemitis­
mus, wird nicht geleistet. 
An der Meßlatte "Verdien­
ste um das Reich" schneiden 
Revolutionäre und Vertre­
ter der Arbeiterbewegung 
schlecht ab. Rosa Luxem­
burgs Kampf gegen den im­
perialistischen Krieg wird 
ihr übelgenommen, ihre In­
haftierung und schließlich 
ihre Ermordung habe sie 
sich selber zuzuschreiben. 
Sie habe dem Schlagwort 
"Die Juden sind unser Un­
glück" neue Nahrung gege­
ben. Antisemitismus in der 
BRD gibt es für den Verfas­
ser nicht, sein Problem ist, 
wie die heute noch in der 
BRD lebenden Juden wieder 
Heimatgefühl bekommen 
können. Das Buch ist wider­
lich.
(L. Sievers, Juden in 
Deutschland, Goldmann 
STERN-Bücher, Hamburg 
1979,12,80 DM - kek)

M emoiren eines 
Antisemiten

In vier Kapiteln beschreibt 
G.v.Rezzori Geschehnisse 
aus dem Leben eines 13- bis 
19jährigen Rumäniendeut­
schen in den Jahren von 
1918 bis 1938 in Rumänien 
und Östereich. Im letzten 
Kapitel resümiert der 65- 
jährige darüber, was aus der 
Welt von 1919 bis 1979 ge­
worden ist. Scheinbar klas­
senlos und losgelöst von den 
gesellschaftlichen Ereignis­
sen der Zeit wird dem Kind 
und Jugendlichen Antisemi­

tismus anerzogen. In seinen 
Begegnungen mit jüdischen 
Menschen wird er in seiner 
Erziehung bestärkt. Es wird 
vermittelt, die Juden sind 
eben tatsächlich so und has­
sen und verachten ihrerseits 
die Nichtjuden. Sie sind 
auch nicht zu integrieren, 
sie haben "ihren Gott im 
Blut". Trotz allem Haß hat 
er jüdische Freunde, vor al­
lem jüdische Geliebte. Er 
begrüßt die Machtübernah­
me der Faschisten in Öster­
reich, weil die Juden, "Spio­
ne und Propagandisten des 
Kommunismus", an ihrer 
Tätigkeit gehindert werden. 
Außerdem ist er, getreu sei­
ner Erziehung, für das Groß­
deutsche Reich. So ist dann 
auch das Schlimmste, was 
von 1919 bis 1979 passiert 
ist: "die blutrote, vor Le­
bensfülle strotzende Wirk­
lichkeit der Bolschewiken" 
gegenüber den "zer­
bröckelnden Demokratien". 
Rezzori , fördert bewußt 
Rassismus. (G. v. Rezzori, 
Memoiren eines Antisemi­
ten, Fischer-Verlag, 11,80 
DM — anp)

Rechter und linker 
Antisemitismus

Das Verdienst von Henryk 
M. Broder, der 1946 in Kato­
wice geboren wurde, bis 
1980 in der BRD lebte und 
seit 1981 in Jerusalem 
wohnt, ist, antisemitische 
Äußerungen speziell der 
letzten Jahre zu untersu­
chen und in Hinblick auf ihre 
Tradition zu kritisieren. Da­
bei greift er Exponenten der 
Regierungspolitik der CDU/ 
CSU an, z.B. den kürzlich 
verstorbenen Staatssekre­
tär Mertes. Bedenkenswert 
für Linke ist seine These, 
daß es einen linken Antismi- 
tismus auch gibt, auch wenn 
die Linken selber ihn nicht 
für möglich halten, der sich 
in der Ersetzung des Begrif­
fes "Antisemitismus" durch 
"Antizionismus" äußert. Der 
Kampf gegen Menschen 
werde durch Kampf gegen 
eine Ideologie ersetzt. Inso­
weit ist die These falsch. 
Richtig ist jedoch Broders 
Kritik an Linken, insofern 
sie der bürgerlichen Argu­
mentation folgen, die Juden 
im Staat Israel seien die Na­
zis von heute, die Juden be­
handelten die Palästinenser 
heute ebenso wie die deut­
schen Faschisten die Juden, 
daher leite sich eine beson­
dere Verantwortung der
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Deutschen für das Schicksal 
der Palästinenser ab. Er 
weist nach, daß diese Kon­
struktion dem Zweck dient, 
die faschistischen Verbre­
cher zu entlasten und den 
“Boden der deutschen Ge­
schichte" bis nach Palästina 
zu erstrecken. Leider ver­
ficht Broder die Ansicht, 
der Antisemitismus sei eine 
spontane Leidenschaft, die 
auch ohne Grund entsteht, 
und sei daher nicht wirksam 
zu bekämpfen. (Henryk M. 
Broder, Der ewige Antise­
mit, Über Sinn und Funktion 
eines beständigen Gefühls, 
Fischer TB 3806, 9,80 DM 
- anl)

Die Juden in Bayern 
im Wandel der Zeiten

Dies ist der Titel eines Bu­
ches von Stefan Schwarz, 
das er 1963 erstmals veröf­
fentlichte. Der Autor ist 
von Beruf Diplomingenieur 
und von Religion Jude; er 
hat sich an die Aufarbeitung 
dieses umfangreichen histo­
rischen Kapitels gemacht 
offenbar in der bitteren Er­
kenntnis, daß auch nach dem 
Faschismus die christlich 
bestimmte Historikerzunft 
diesen Bereich der bayeri-

"Hepp, hepp" - Judenpogrom in Frankfurt 1819

sehen Geschichte ausließ. 
Die unabhängige Untersu­
chung, die Schwarz vorleg­
te, ist so gründlich, daß es 
die Universität München 
schließlich für das beste 
hielt, ihm 1980 dafür den 
Ehrendoktor zu verleihen. 
Einer der vielen wichtigen 
Hinweise des Buches ist, daß 
das germanische Recht die 
Juden außerhalb des Stam- 
mesrechts stellte. Nicht 
Wohnsitz, sondern Abstam­
mung konstituierte die 
rechtliche Stellung — eine 
traditionelle Auffassung,

deren fortbestehende Aktu­
alität man schmerzhaft er­
kennt. Über die Anfänge des 
Lebens von Juden in Bayern 
ist nichts Genaueres be­
kannt; in spätrömischer Zeit 
scheinen jüdische Bewohner 
römischer Provinzstädte 
auf germanischem Boden je­
doch bereits zahlreich ge­
wesen zu sein. Die erste si­
chere Nachricht über Juden 
in Regensburg bringt eine 
Urkunde von 981. Mit der 
Aufforderung des Kreuzrit­
ters Gottfried von Bouillon, 
das Blut Christi zu rächen 
und die Juden zu erschla­
gen, beginnen die Pogrome 
des Mittelalters. In den 
Pestjahren 1348/49 wurde 
im ganzen bayerischen 
Raum das Gerücht, die Ju­
den hätten die Brunnen ver­
giftet, zum Anlaß für Po­
grome genommen. 1452 
wurden die Juden des Hoch­
stifts Augsburg gezwungen, 
einen gelben Lappen auf der 
Brust zu tragen. Eine we­
sentliche Änderung setzte 
erst mit der Aufklärung ein; 
aber noch das Edikt von 
1813 schrieb zahlreiche Dis­
kriminierungen fest. For­
melle Gleichberechtigung 
und Religionsfreiheit ge-

währte erst die Weimarer 
Republik. Der Schwerpunkt 
des Buches liegt auf der 
Herausarbeitung der Ent­
wicklung historischer
Rechtspositionen im 19. 
Jahrhundert, im wesentli­
chen durch die sorgfältige 
Analyse von Archivmate- 
rial. Ein sehr materialrei­
ches, nüchtern geschriebe­
nes und dadurch um so be­
wegenderes Buch. Es ist 
1980 als Taschenbuch neu 
aufgelegt worden (Mün­
chen: Olzog, DM 16,80). 
- (ael)

Energieversorgung

Faschistische Energiepolitik 
und die Folgen

1. Vergesellschaftung der Energieversorgung 
Bis zum ersten Weltkrieg deckte die Industrie ihren Strom­
bedarf zu rd. 80% mit eigenen Anlagen. Danach setzte ein 
-bis heute nicht abgeschlossener - Prozeß der Ersetzung 
industrieller, Eigenanlagen durch Fremdstrombezug ein; 
1981 betrug der Eigenerzeugungsanteil der Industrie nur 
noch 20%. Die sog. "öffentliche" Elektrizitätsversorgung 
wurde insbesondere im Faschismus zum Großkraftswerks­
und Großverbundsystem ausgebaut und so - später ver­
stärkt durch den staatlich forcierten und hoch subventio­
nierten Einsatz von Atomkraftwerken — zum direkten Vor­
leistungsbereich für die Industrie. Krämer, Vorstandsvor­
sitzender der PREAG, sagt heute: "Ab Ende der 60er Jahre 
... wurden ... stromintensive Großbetriebe neu angesie­
delt ... Für unser Haus bedeutete dies zwingend den Ein­
stieg in die Stromerzeugung auf Basis von Kernenergie ... 
(Zeitung für kommunale Wirtschaft, 2/86, S. 9). Die ato­
maren Risiken und Kosten des heutigen Strom-Großver­
bundsystems sind daher von der Industrie verursacht. Die 
arbeitende Bevölkerung finanziert dieses System weitge­
hend durch ihre Steuergelder und überhöhte Tarife.

Hinzu kommt der von den Energiekonzernen vorange­
triebene Wandel von der individuellen Energiebedarfs­
deckung zur überwiegend öffentlichen Versorgung im 
Haushaltsbereich. Allerdings betrifft er hier - im Gegen­
satz zur Industrie — insbesondere die Wärmebedarfs­
deckung: Während noch in den 20er Jahren fast ausschließ­
lich Holz- und Kohlefeuerungen, ab Ende der 50er Jahre 
verstärkt Ölheizungen, die Basis einer individuellen Wär­
mebedarfsdeckung bildeten, werden in den meisten Städ­
ten der Bundesrepublik noch in diesem Jahrhundert 70- 
100% der Haushalte von einer öffentlichen, leitungsgebun­
denen Wärmebedarfsdeckung (insbes. Erdgas, teilweise 
Nah-Fernwärme und Heizstrom) abhängig sein.

Dieser "Vergesellschaftungsprozeß" der Energieversor­
gung entwickelt sich also widersprüchlich: War und ist das 
Interesse der Industrie vorwiegend auf Bezug von billigem 
Strom aus öffentlicher Versorgung gerichtet, so benötigen 
die Haushalte - reduziert man ihren Strombedarf auf 
stromspezifische Anwendungsbereiche (also ohne Strom­
heizung)-ganz überwiegend billige Wärme. Auch die An­
sprüche an die Struktur des "Kraftwerkparks" sind dem­
nach widersprüchlich: Die Industrie fordert (und erhält bis­
her unangefochten) reine Strom-Großkraftwerke, im 
Haushaltssektor fehlen dann die an den Wärmebedarf der 
Haushalte angepaßten kleinen und mittleren kommunalen 
Heizkraftwerke für kostengünstigere Nahwärmesysteme. 
Neben den ökologischen Folgen ergibt sich für die Haushal­
te: Ihre Energiekostenbelastung ist weit mehr als bei der 
Industrie gestiegen. Betrug der Anteil der Ausgaben für 
Heizung und Beleuchtung in einem durchschnittlichen Ar­
beiterhaushalt im Jahr 1927/28 noch 3,6%, so lag der ent­
sprechende Anteil für den durchschnittlichen Arbeitneh­
merhaushalt mit mittlerem Einkommen 1983 bei 6,7%, in 
Rentnerhaushalten sogar bei 9,4%.

Im Faschismus erfolgte die für die heutige Struktur des 
Energiesystems entscheidende Weichenstellung: Die "Ent- 
kommunalisierung" der Energieversorgung, die forcierte 
Durchsetzung eines zentralisierten Großverbund-Systems 
und die Institutionalisierung einer engen Kooperation 
(“Symbiose") von privatwirtschaftlich operierender Ener-
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giewirtschaft mit dem Staat unter der Hegemonie einer 
Handvoll großer Strom-Verbund-Konzerne.

Die heute z.B. von den Grünen geforderte "Rekommuna- 
lisierung und Demokratisierung der Energieversorgung" 
kann als Kampf gegen diese von Konzernen und Staat 
durchgesetzte Struktur und für eine "arbeitnehmerorien­
tierte" radikale Neuordnung der Energiewirtschaft ver­
standen werden.

2. Wie Elektrizität zur Ware wurde
Das Geschäft mit der Ware Elektrizität, die sog. öffentli­
che Energieversorgung, entwickelte sich Ende des 19. Jh. 
zunächst häufig durch private Kapitalinitiative, sodann 
verstärkt durch die Gründung städtischer Gas- und Elektri­
zitätswerke im Bereich voneinander unabhängig operie­
render Kommunen und deren "Ortszentralen". Umfangrei­
che Kapitalanlagen der Elektrokonzerne wie später der 
Kohlebarone (allen voran Stinnes mit der Gründung des 
RWE) und schließlich das Engagement von Reich (Reichs­
elektrowerke, VIAG) und Ländern (insbes. Preußen, Bay­
ern, Baden, Württemberg, Sachsen) in der Elektrizitätser­
zeugung sowie technische Fortschritte in der großtechni­
schen Erzeugung und im Ferntransport (Uberlandzentra- 
len) von Elektrizität (später auch von Gas) bildeten die 
Grundlage für die Herausbildung eines reichsweiten 
"Marktes" für die leitungsgebundenen Energieträger: Ein 
in den ersten drei Jahrzehnten des 20. Jh. ablaufender ag­
gressiver Expansionsprozeß: Von "Friedensschlüssen" nach 
vorausgegangenen Konkurrenzschlachten um Demarkati- 
ons- und Konzessionsgebiete in der Elektrizitätswirtschaft 
ist in der Literatur ebenso die Rede wie vom "Toben des 
Ferngaskampfes". (Asriel, 1930)

Von entscheidener strukturierender Bedeutung war (und 
ist noch heute) die Tatsache, daß die Gemeinden über das 
Wegeeigentum an öffentlichen Straßen und Plätzen verfü­
gen. Auf deren ausschließliches Nutzungsrecht für die Lei­
tungsverlegung waren die EVU bei der öffentlichen Versor­
gung von Endverbauchern angewiesen, so daß sich bereits 
früh ein System von Abgaben, Zuschlägen etc. auf Energie­
lieferungen (später allgemein als Konzessionsabgaben be­
zeichnet) als Gegenleistung an die Kommunalhaushalte da­
für entwickelte, daß den überregionalen Energiekonzernen 
von den Gemeinden das ausschließliche Nutzungsrecht und 
damit ein "Gebietsmonopol" — also ein vor direkter Kon­
kurrenz geschützter Absatzmarkt -gewährt wurde.

Bereits Ende der 20er Jahre war das gesamte Reich ver­
traglich in Interessensphären ("Demarkationsgebiete") 
zwischen neun großen Verbund-EVU aufgeteilt. Der Bedarf 
von Industrie und Gewerbe insbes. nach Kraftstrom (Ein­
führung und Verbreitung des Elektromotors etwa ab 1900) 
und der Haushalte insbes. nach Lichtstrom sowie die be­
reits beginnende Expansion in den Wärmemarkt garan­
tieren jedoch zunächst noch einen nahezu unerschöpfli­
chen Absatzmarkt innerhalb der demarkierten Gebiete, 
solange dem jeweiligen Gebietsmonopolisten die Ausschal­
tung von zwei Hauptkonkurrenten gelang: Die Industrie 
mußte von der Eigenversorgung und die Kommunen von der 
öffentlichen Versorgung abgehalten werden. Neben ökono­
mischen Mitteln (für die Industrie: Preisunterbietung mit 
intern subventionierten Dumpingpreisen; für die Kommu­
nen: Konzessionsabgaben bis hin zur direkten Bestechung) 
spielten staatliche Zwangsmaßnahmen zur Einschränkung 
kommunaler Versorgungstätigkeit - z.B. politische Ein­
griffe der Länder und des Reichs zugunsten landes- bzw. 
reichseigener EVU, Gründung gemischtwirtschaftlicher 
EVU, generelle Einschränkung kommunaler Wirtschaftstä­
tigkeit - zunehmend eine Rolle.

3» "F1 urbereinigung" kommunaler EVU
Aber erst mit Verabschiedung des "Energiewirtschaftsge­
setzes" (EnWG von 1935) wurde die "Flurbereinigung", die 

weitgehende Einschränkung insbes. kommunaler und ge­
nossenschaftlicher Organisationsformen in der öffentli­
chen Energieversorgung, erklärtes Ziel auch der staatli­
chen Energiepolitik.

Die Verbund-EVU forderten und erhielten ein "Gesetz 
zur Förderung der Energiewirtschaft" (so der genaue Titel 
des EnWG) sowie in rascher Folge (bis 1941) den weiteren, 
bis heute im Prinzip bestimmenden Rechtsrahmen der lei­
tungsgebundenen Energiewirtschaft (z.B. Deutsche Ge­
meindeordnung von 1935; Reichstarifordnung 1938; Kon­
zessionsabgabenordnung 1941).

Im Faschismus verabschiedete Gesetze sind nicht ein­
fach faschistische Gesetze. Insofern greift die heute häu­
fig geäußerte Kritik am EnWG als "Nazigesetz" zu kurz. 
Das EnWG ist ist ein typisches imperialistisches "Konzern­
gesetz", das im faschistischen wie im parlamentarisch­
bürgerlichen Staat nach 1945 die Sonderinteressen der 
Verbund-Konzerne in den Rang öffentlicher, dem sog. Ge­
meinwohl dienender Aufgaben hob.

Für seine Verabschiedung bedurfte es allerdings beson­
derer politischer Voraussetzungen: Wer sich, wie die "AG 
für Deutsche Elektrizitätswirtschaft" (die Vorläuferorga­
nisation der heutigen Deutschen Verbund-Gesellschaft 
DVG) ganz gezielt erst kurz nach dem faschistischen 
Machtantritt im Oktober 1933 mit einem eigenen Gutach­
ten (mit dem sinnigen Titel: "Gutachten über die in der 
Deutschen Elektrizitätswirtschaft zur Förderung des Ge­
meinnutzes notwendigen Maßnahmen") an den faschisti­
schen Staat wandte, mußte einerseits befürchtet haben, 
daß in der Weimarer Republik die längst überfällige Ein­
richtung einer staatlichen Aufsicht über die Energiewirt­
schaft möglicherweise nicht vollständig zu seinen Gunsten 
hätte ausfallen können; immerhin schwebte noch ein 
rechtsgültiges, wenngleich nicht praktiziertes "Gesetz 
betr. Sozialisierung der Elektrizitätswirtschaft" (v. 1919) 
als mögliche Bedrohung über der Elektrizitätswirtschaft.

Andererseits konnte der aggressive Expansionsdrang der 
großen Verbund-Monopole durch den Abschluß von Demar­
kationsverträgen und privatwirtschaftliche Ansätze zur 
Eindämmung der Konkurrenz (z.B. Bildung von Unterneh­
menszusammenschlüssen wie die "AG für Deutsche Elek- 
trizitätswirtschaft") nur beschränkt unter Kontrolle ge­
halten werden. Eine staatliche Schlichtungsstelle der kon­
kurrierenden Interessen war notwendig, um Kämpfe um die 
Neuaufteilung der reichsweit abgesteckten Interessenge­
biete zu verhindern. Was lag näher, als diese Interessenge­
biete prinzipiell anzuerkennen und die Expansion nunmehr 
auf Kosten Dritter sowohl nach innen (durch Aufsaugung 
der kommunalen und genossenschaftlichen Versorgungsun-

Die Hauptprofiteure der faschistischen Energiepolitik wa­
ren die großen Rüstungsmonopole.
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ternehmen) wie auch später im Kriegsverlauf zunehmend 
nach außen (durch Eingliederung der Energieversorgung in 
den besetzten Gebieten ins "Altreich") zu betreiben?

Nach 1933 war eine fruchtbare "Symbiose" aus faschisti­
schen Staatszielen und den Interessen der Verbund-EVU 
von Anfang an so gewiß, daß das besagte Gutachten ganz 
unverhüllt die Stillegung der gesamten Stromerzeugungs­
kapazität der kommunalen Energiewirtschaft (z.B. so be­
deutender stadteigener Kraftwerke wie in Mannheim, 
Stuttgart, Karlsruhe, Aachen, Bonn, Düsseldorf, um nur ei­
nige aus dem RWE-Interessengebiet zu nennen), die Aus­
schaltung aller ländlichen Elektrizitätsgenossenschaften 
(rd. 6000 in 1929) und die "Zusammenfassung der vielen 
kleinen (Verteilungsunternehmen, d.V.) zu größeren, sach­
verständiggeleiteten (soll heißen unter maßgeblicher Ka­
pitalbeteiligung der Verbund-EVU, d.V.) Stromversor­
gungsunternehmen" (S. 20). Natürlich sollte mit dieser 
Aufforderung an den faschistischen Staat "der Verstaatli­
chung nicht das Wort geredet (werden), doch muß an die 
Stelle der vielen widerstrebenden Interessen und Auffas­
sungen eine klare Führung treten" (S. 20). Daß diese Füh­
rung wie gefordert durch den Reichswirtschaftsminister, 
im Einvernehmen mit ihnen und in ihrem Interesse erfolgen 
würde, lag für die in der Verbundwirtschaft tätigen hoch­
rangigen Verfasser des Gutachtens (z.B. die Verbund-EVU- 
Direktoren Dr. Frank/Preußenelektra, Dr. Jancke/Dr. Bal- 
zani/Reichselektrowerke, Dr. Koepchen/RWE) außer 
Zweifel. Wo möglich sollte die Duchführung "auf dem We­
ge der Verständigung, wenn nötig unter Mitwirkung der Be­
hörden erfolgen" (S. 22). Auch ein schrittweises Vorgehen 
schien angebracht: "Nicht alle kleineren Kraftwerke sollen 
sofort verschwinden" (S. 12). Aber das Endziel wurde dem 
faschistischen Staat als "Leitlinie" klar vorgegeben: 
"Grundsätzlich aber ist die Verbundwirtschaft (allein 
durch Großkraftwerke reiner Stromerzeugung, d.V.) 
durchzuführen11 (S. 12) und zwar nicht zuletzt "auch vom 
wehrpolitischen Standpunkt aus" (S. n). Ökonomisch ging 
es um die Ausschaltung lästiger Konkurrenten letztlich 
auch durch Zwang: "Gelingt eine Verständigung nicht, so 
muß gesetzliches Eingreifen erfolgen, das nach der jewei­
ligen Lage zu gestalten ist" (S. 22). Wo sich kommunale 
Verteilungsunternehmen und Genossenschaften zur Wehr 
setzen, forderte Dr. Balzani unmißverständlich: "Dieser 
Widerstand ist zu beseitigen". (S. 34)

Dieses Gutachten löste, nicht nur hinsichtlich der Fra­
gen der "Wehrwirtschaft", eine für die Zeit nach 1933 
überraschend heftige Kontroverse aus. Der Deutsche Ge­
meindetag forderte in seiner Denkschrift "Die Neugestal­
tung der deutschen Elektrizizätswirtschaft", Berlin 1934, 
"eine weitgehend dezentralisierte Erzeuger- und Vertei­
lerorganisation" (S. 23) und schrieb zutreffend: "Das heuti­
ge Verlangen nach einer Eingliederung der örtlichen Elek­
trizitätserzeugung und -Verteilung in die Großelektroun­
ternehmen entspricht ... der eigennützigen Absicht, die 
mangelnde Ausnutzung der eigenen überdimensionierten 
Werke zu erhöhen und damit die Investitionen der Vergan­
genheit zu rechtfertigen. Volkswirtschaftlich gesehen, soll 
eine vorhandene Kapitalfehlleitung durch die Vernichtung 
der in der örtlichen Elektrowirtschaft investierten Werte 
zugunstender viel zu weit gegangenen Investierungen der 
Großelektrounternehmungen wettgemacht werden" (S. 7). 
Ideologischer Flankenschutz für die Kommunen kam auch 
von einer Stellungnahme der "Politischen Zentralkommis­
sion der NSDAP" (B. Endrucks/W. Willig, Jan. 1934), in dem 
der kleinbürgerliche "Antikonzern1-Flügel der NSDAP 
zum Gutachten der "AG für Deutsche Elektrizitätswirt­
schaft" feststellte: "Gemeinnutz wird hier mit Konzern­
nutz identifiziert ... Für die deutsche Elektrizitätswirt­
schaft ... besteht nicht das geringste Interesse, daß ir-
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Größter Energieverbraucher im Deutschen Reich: Die IG 
Farben. Bild: Die Frankfurter IG-Farben-Zentrale.

gendein Unternehmen seine Selbständigkeit zugunsten ei­
nes Großkonzerns aufgibt. Im Gegenteil, örtlich und regio­
nal muß die Selbständigkeit und Selbstverantwortlichkeit 
der Elektrizitätswerke noch gestärkt werden"; selbstver­
ständlich auch "unter zentraler Führung". Aber: "Die 
Großkonzerne dürfen, wenn die Elektrizitätswirtschaft 
nicht weiter falsche Wege gehen soll, unter keinen Um­
ständen die Führung in der Hand haben oder auch nur die 
Führung beeinflussen, sondern sie müssen sogar in erster 
Linie der straffsten Führung und strengsten Kontrolle un­
terworfen werden." (S. 11)

Gleichwohl endete die Kontroverse mit dem "Sieg" der 
Verbundwirtschaft und der Verabschiedung des von ihr ge­
forderten EnWG. Die kommunale Energieversorgung ver­
dankt die Erhaltung ihrer Substanz zwischen 1933”*945 
gegen die erklärte radikale "Flurbereinigung" sowohl dem 
zähen Widerstand in den Kommunen (teilweise sogar das 
faschistischen Innenministers Frick unter dem Druck der 
ortsnahen Gliederungen der NSDAP), den auch im Krieg 
weiterexistierenden Rivalitäten und dem Kompetenzge­
rangel innerhalb des faschistischen Partei- und Staatsap­
parates als auch einem ideologischen Grund: Eine gewisse 
kommunale Unabhängigkeit gegenüber den "Großkonzer­
nen" war zur Integration kleinbürgerlicher Schichten in das 
faschistische System notwendig; die Reste kommunaler 
"Selbstverwaltung" bildeten eine Grundlage für die Verfe­
stigung der Volksgemeinschaftsideologie.

Hinzu kam, daß der Energiebedarf im Zuge der forcier­
ten Aufrüstung und schließlich durch den Angriffskrieg 
sprunghaft anstieg, so daß aus militärischen Gründen die 
geplante Stillegung kommunaler Energieerzeugungskapa­
zitäten nicht mehr in Frage kam.

Dennoch: Der vor 1933 schon recht weitgehenden ökono­
mischen Einschnürung der kommunalen Energiewirtschaft 
durch den Großverbund folgte im Faschismus bei weiterer 
Forcierung der ökonomischen Konzentration und Zentrali­
sation insbes. ihre politische und rechtliche Entmachtung. 
Die im Faschismus begründete "Symbiose" wurde nach 
1945 quasi in rechtsstaatlicher Form fortgeführt. Die per­
sonelle Kontinuität führender Repräsentanten im Staats­
apparat und in den Verbundkonzernen (mit der nun — auf­
grund der Gebietsverluste im Osten - uneingeschränkten 
Führungsposition des RWE) war ein wesentlicher Grund da­
für, warum alle Neuordnungspläne nach 1945 scheiterten. 
Quellenhinweis: Asriel, I.: Das R.W.l. Ein Beitrag zur Er­
forschung der modernen Elektrizitätswirtschaft., Zürich 
1930; Hennicke,P. u.a.: Die Energiewende ist möglich, 
Frankfurt 1986; Friedrich, A.: Staat und Energiewirt­
schaft, Berlin 1936 - (wim)
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aus dem neuen Herder-Lexikon der Biologie. Die Original­
bildunterschrift ist "osteuropid" (links) und "alpinid" 
(rechts). Die Pelzmütze bzw. das Alpenhütchen als Ras­
senmerkmal — so geht rassistische Biologie!

Rassismus

Herder-Lexikon der Biologie 
Gibt es Menschenrassen?

Seit Oktober 1984 bringt der katholische Herderverlag in 
Freiburg ein achtbändiges Lexikon der Biologie heraus. Er 
preist es als "das zur Zeit größte biologische Fachlexikon" 
an. Die Badische Zeitung prophezeit, daß es bald zum Stan­
dard-Nachschlagewerk für alle Naturwissenschaftler und 
zum hervorragenden Lehrbuch für Biologiestudenten wer­
den würde. Die Zeitschrift UMSCHAU 17/84 hat positiv 
hervorgehoben, daß der Verlag mit dem Werk den Zweck 
verfolge, den Wissenschaftlern eine Orientierung zu ge­
ben. Dies geschieht über Beiträge konservativer Freibur­
ger Biologen wie Hassenstein und Mohr - aber nicht nur 
darüber.

Im Lexikon wird behauptet, es gebe verschiedene Men­
schenrassen. Damit wollen wir uns hier befassen. Diese 
Frage hat aktuelle Bedeutung sowohl zur Unterstützung 
des Kampfes des azanischen Volkes gegen das südafrikani­
sche Rassistenregime als auch zur Bekämpfung von Ras­
sisten hier (Hepp und andere). Die Rassisten behaupten, 
daß sich die gesellschaftliche Ungleichheit, speziell ver­
schiedener "Rassen", aus ihrer verschiedenen biologischen 
Konstitution ergebe. So seien die Schwarzen dumm und 
träge, die Weißen dagegen fähig eine Gesellschaft zu lei­
ten etc. Auch das Herder-Lexikon behauptet in einem An­
fall von Unwissenschaftlichkeit, "Temperament, Kreativi­
tät und Eigensinn der Kelten und ihrer heutigen Enkel, der 
Gallier, Schwaben und mancher Bayern, sind wohl dinari- 
des Erbe". (Dinaride = "regionale Rasse"). Eine solche Äu­
ßerung ist typisch für den Rassismus. Denn es wird ein Zu­
sammenhang zwischen den als naturbedingt unterstellten 
gesellschaftlichen Eigenschaften (hier Temperament etc.) 
und gewissen äußerlichen Merkmalen behauptet. Wir wol­
len in diesem Artikel zeigen, daß das Konzept der Rasse 
von Seiten der Biologie her falsch ist und damit das ge­
strickte Konstrukt der Rassisten völlig unhaltbar. Denn 
der Versuch einer rassenmäßigen Katalogisierung der Men­
schen scheitert, wie wir hier im folgenden zeigen wollen.

1. In den letzten 40 Jahren sind überall auf der Erde bei 
Menschen Untersuchungen über die Zusammensetzung des 
Blutes durchgeführt worden. 150 im Blut vorkommende 
verschi edene Eiweißkörper sind untersucht worden und bei 
jedem dieser Eiweißkörper ist geprüft worden, ob die ver­
schiedenen Menschen verschiedene Formen eines solchen 

Eiweißkörpers haben. Dabei wurde festgestellt, daß bei 
75% der 150 untersuchten verschiedenen Eiweißkörper 
kein Unterschied festzustellen ist, bei 25% schon. Eine sol­
che Aussage sucht man im Herder-Lexikon vergeblich.

Die Blut- und Bodenideologie der Rassisten widerlegt 
sich sozusagen buchstäblich am Blut selbst!

Dieses Ergebnis ist keineswegs so sehr überraschend. 
Denn die verschiedenen Einweißkörper im Körper haben 
spezielle Funktionen. So bewirken sie ganz spezifische 
Schritte im Stoffwechsel, also etwa der Verdauung - Funk­
tionen, die sehr eng an ihren Aufbau gekoppelt sind und nur 
ablaufen können, wenn dieser Aufbau nicht beliebig vari­
iert. Deshalb ist es auch so, daß z.B. solche Eiweißkörper, 
die mit Atmungsvorgängen in der Zelle zu tun haben, bei 
ganz verschiedenen Organismen wie der Fliege und dem 
Menschen fast identisch sind. Man kann dies verallgemei­
nern und feststellen: Funktionen, die bei allen Tieren für 
die Aufrechterhaltung des Lebens nötig sind, laufen bei al­
len ganz ähnlich ab, und die beteiligten Eiweißkörper ha­
ben deshalb auch bei all diesen Tieren (den Menschen ein­
geschlossen) auch einen ganz ähnlichen Aufbau. Da Muta­
tionen, d.h. Erbveränderungen am Erbgut (der Desoxyribo- 
nucleinsäure = DNS) erfolgen und die DNS sozusagen die 
"Informationsmatrize" für den Aufbau von Eiweißkörpern 
darstellt, müßten sich solche Mutationen also im Aufbau 
von Eiweißkörpern widerspiegeln. Dieser Gesichtspunkt 
zeigt deshalb auch, daß die Menschwerdung sowohl in sei­
nem entwicklungsgeschichtlichen Sinn als auch im indivi­
duellen nicht einfach das Ergebnis von Mutationen sein 
kann. Da die bürgerliche Biologie dies anders sieht, kommt 
sie auch zu dem unhaltbaren Ergebnis, daß der Mensch 
wohl höchstens zehn mal komplexer sei als eine Fliege.

2. Vergleicht man einzelne solcher Eiweißkörper, die zu 
den oben erwähnten 25% gehören hinsichtlich der Variation 
in ihrem Aufbau, so stellt man fest, daß der größte Teil der 
Variation (85%) bei verschiedenen Menschen innerhalb ei­
ner Nation auftritt, 8% der Variation beziehen sich auf 
verschiedenfarbige Menschen innerhalb einer Nation und 
nur 7% der Variation bestehen zwischen den "Hauptrassen" 
Weiß, Schwarz und Gelb. Konkret heißt das: Es ist möglich, 
daß ich bezüglich einem bestimmten Eiweiß mich von ei­
nem anderen Weißen innerhalb der BRD mehr unterscheide 
als gegenüber einem Schwarzen in Afrika.

Bezüglich dem Blutgruppensystem (ABo) ist dies von A. 
Jacquard (1), (2) im einzelnen konkret nachgewiesen wor­
den. So hat er z.B. festgestellt, daß verschiedene "ras­
sische" Populationen, nämlich eine afrikanische, drei asia­
tische und eine europäische Population, sehr ähnliche Häu­
figkeiten bezüglich der Zugehörigkeit zu einer der drei 
Blutgruppen A, B oder o haben. Die im Herder-Lexikon 
vertretene Auffassung, wonach Menschen "in jeweils rela­
tiv einheitliche Rassen mit charakteristischen Genkombi­
nationen gegliedert" sind, zeigt nicht nur eine bemerkens­
werte sprachliche Unbestimmtheit, sondern steht im Wi­
derspruch zu den hier unter Punkt 2 aufgeführten Darle­
gungen. Das ganze macht den Eindruck, als hätten die Au­
toren gezielt solche Leute aus den "Hauptrassen" ausge­
sucht, die sich in ihrer biologischen Konstitution besonders 
stark unterscheiden. Des weiteren drücken solche "Gen­
kombinationen" keineswegs die genetische Nähe oder Fer­
ne verschiedener "Rassen" aus, also keine Verwandt­
schaftsverhältnisse. Das Herder-Lexikon suggeriert dies 
aber, indem es eine Tabelle über jene "charakteristischen 
Genkombinationen" abdruckt, die verschiedene "Rassen" 
kennzeichnen sollen. Aber auch das erweist sich als nicht 
richtig. Ein bestimmtes Gen mag zwar in zwei verschiede­
nen Populationen in ganz ähnlicher Häufigkeit vorkommen
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und es damit so aussehen, als wären diese beiden Popula­
tionen eng verwandt, jedoch kann es so sein, daß für ein an­
deres Gen die beiden Populationen ganz verschiedene Häu­
figkeiten aufweisen und damit viel weniger verwandt sind. 
Auch dies widerspricht der Rassentheorie. Ebenso war alle 
Suche nach sogenannten Markergenen, also solchen, die 
nur in einer oder einigen Populationen vorkommen, nicht 
aber in anderen, ebenfalls bis auf eine einzige Ausnahme 
erfolglos.

Eine zusätzliche Anmerkung soll hier eingefügt werden. 
Inzwischen gibt es Belege dafür, daß Stoffwechselvorgän­
ge nicht einseitig durch die DNS bestimmt sind. Es kommt 
darauf an, wie der Organismus mit der ihn umgebenden Na­
tur in Wechselwirkung tritt. Dieses Ergebnis zeigt übri­
gens, daß die Dogmatik der molekularen Genetik einen 
theoretischen Fehler beinhaltet. Konkret belegt ist dies an 
Antikörper bildenden Zellen des Menschen und von Tieren. 
Antikörper sind an der Immunabwehr beteiligt, werden 
z.B. gegen Bakterien gebildet. Der menschliche Organimus 
kann eine sehr große Zahl verschiedener Antikörper bilden 
- mehr jedenfalls als man sich zunächst aufgrund des DNS- 
Gehaltes vorstellen konnte. Die DNS kodiert, ist sozusagen 
die "Infomationsmatrize" für den Aufbau solcher Antikör­
per wie auch für den von anderen Eiweißkörpern. Die große

Ausschnitt aus einer rassistischen Illustration zur Evolu­
tion von Ernst Haeckel aus dem Jahre 1874

Vielfalt der Antikörperbildung kommt nun dadurch zustan­
de, daß in den betreffenden Zellen große Mutationen, also 
Erbveränderungen ablaufen — Erbveränderungen, die aber 
keineswegs von einer Generation zur anderen weitergege­
ben werden, d.h. nicht in den Keimzellen auftreten. Es ist 
deshalbganz prinzipiell fraglich, ob von Vererbung im ur­
sprünglichen Sinn überhaupt noch so einfach gesprochen 
werden kann. Jedenfalls zeigen die Untersuchungen am 
Blut, daß zwar bestimmte Eiweißkörper, die bei allen Men­
schen vorhanden sein müssen, so auch vererbt werden, 
nicht aber Eiweißkörper, die aufgrund ihrer Funktion (z.b. 
die Antikörper) variieren müssen.

Doch das Herder-Lexikon ersetzt die wissenschaftliche 
Not des Nachweises verschiedener Menschenrassen durch 
Bilder zur Rassentypologie. Einige davon drucken wir hier 
zur Illustration ab. Da werden also Leute in ihrer traditio­
nellen Kleidung abgebildet und dies als "Rassenmerkmal" 
verwendet - saubere Wissenschaft ist das. Auch die Fa­
schisten haben solche Bilder zur Rassentypologie genutzt. 
Zwar hat das Herder-Lexikon noch nicht die "deutsche 
Rasse" entdeckt, wohl aber einen Haufen "regionaler Ras­
sen" aufgeführt, worauf aufbauend sich auch eine "deut­
sche Rasse" behaupten ließe.

Ferner behauptet das Herder-Lexikon u.a.: "Die Groß­
rassen sind deutliche Anpassungen an die Umweltbedin­
gungen ihres Entstehungsraumes: Pigmentierung der Haut 
abhängig v. der durchschnittlichen Sonneneinstrahlung (Vi­
tamin D-Produktion),..." Mit den hier zitierten Anpassun­
gen sind solche im evolutionstheoretischen Sinn gemeint, 
wonach sich das Erbgut so verändert, daß die jeweiligen 
Organismen an ihre jeweilige Umwelt angepaßt sind. Das 
Herder-Lexikon wirft hier aber zwei Sachen durcheinan­
der. Das evolutionstheoretische Anpassungsargument be­
inhaltet nämlich, daß die Pigmentierung der Haut gene­
tisch fixiert ist, d.h. vererbt wird. Zugleich wird aber ver­
treten, daß die Pigmentierung von der duchschnittlichen 
Sonneneinstrahlung, also von jetzt wirkenden Umweltfak­
toren abhängig ist und damit ein sozusagen induzierbarer 
Schutz gegen hohe Sonnenlichtintensität. Das ist aber was 
anderes und hat mit Genetik nichts zu tun. An anderer 
Stelle im Lexikon wird behauptet: "Die Hautpigmentierung 
ist erblich fixiert und gehört zu den wichtigen Rassen­
merkmalen des Menschen" und dabei auf das Phänomen des 
Albinismus verwiesen. Dabei handelt es sich um einen ver­
erbten Pigmentmangel der Haut, weil ein Eiweißkörper im 
Syntheseweg des Hautpigmentes nicht funktioniert. Das 
ist eine völlig unzulässige Beweisführung! Denn es wird so­
zusagen aus der Negation heraus versucht zu beweisen, daß 
das Vorhandensein eines intakten Eiweißkörpers nicht nur 
etwas mit der Hautpigmentierung zu tun hat, sondern daß 
auch unterschiedliche Grade der Hautpigmentierung durch 
das Vorhandensein eines intakten solchen Eiweißkörpers 
bedingt seien. Solch eine weitreichende Schlußfolgerung 
läßt sich daraus aber überhaupt nicht ableiten. In einer 
Zeit, in der so viel gentechnologisch gearbeitet wird, sollte 
man eigentlich erwarten, daß es für solche Behauptungen 
beweiskräftigere Untersuchungen gibt, als sie durch das 
Herder-Lexikon vorgebracht werden. Aber offensichtlich 
mangelt es daran. Denn das Argument besagt in Wirklich­
keit nur, daß sowohl weißfarbige wie schwarzfarbige Men­
schen die genetische Potenz für die Pigmentbildung haben 
— nicht mehr und nicht weniger! Oder anders formuliert: 
Wenn sich ein Weißer in die Sonne legt, wird er auch braun.

Unseres Wissens ist das Argument der Anpassung neu in 
der rassistischen Theorie. Die alten Rassisten wie Ernt 
Haeckel u.a. haben zwar auch die Evolutionstheorie für ih­
ren Rassismus bemüht, aber einen anderen Aspekt. 
Haeckel hat behauptet, daß jeder Mensch in seiner vorge­
burtlichen Entwicklung sozusagen die ganze Entwicklungs­
geschichte im Schneilauf noch mal durchlaufen würde (Re­
kapitulationstheorie). Wir können hier nicht der Frage 
nachgehen, ob diese Theorie stimmt. Wesentlich ist, daß er 
behauptet hat, daß die Schwarzen auf der Stufe von weißen 
Kindern stehen geblieben seien, d.h. kindliche Züge hät­
ten, bzw. affenartige. Daher auch seine hier abgedruckte 
Gegenüberstellung von Affen und Schwarzen.

Das Herder-Lexikon bringt noch eine Reihe weiterer 
Beispiele für eine angebliche Anpassung "regionaler Men­
schenrassen" an ihre Umgebung. Die Signifikanz dieser Be­
hauptungen kann aber ernstlich bestritten werden. Denn 
A.Jacquardt kommt zu dem Ergebnis: "In Wirklichkeit wa­
ren unsere gegenwärtig vorhandenen menschlichen Popu­
lationen nie lang genug voneinander getrennt, um eine sig­
nifikante genetische Differenzierung Platz greifen zu las- 
sen."(S.83) Dieses Argument zusammen mit der Feststel­
lung, daß keine Markergene zu finden sind, steht im Wider­
spruch zum "Anpassungs"argument des Herder-Lexikons! 
Quellen:(i) A. Jacquard, In Praise Of Difference, Kapitel 4 
(2)S. Rose, L.J. Kamin, R.C. Lewontin, Not In Our Genes, 
S.ii9ff. (3) Stephen Jay Gould, Darwin nach Darwin (4) 
derselbe, Der falsch vermessene Mensch - (beh, chf)



Seite 36 Spezialberichte Politische Berichte 10/86

Ausländersondergesetze

Gefährlich: Rassistische ausländerfeindliche Politik von Regierung 
und Behörden erhält Rückendeckung von schwarz-rot-goldener SPD

Offen rassistische Verfolgung durch Behörden, die Vorbe­
reitung neuer ausländerfeindlicher Propaganda und Ge­
setzgebung — wie in den folgenden Artikeln beschrieben — 
stoßen kaum auf gewerkschaftliche Proteste, stattdessen 
finden Regelungen, die ausländische Arbeiter benachteili­
gen, Eingang selbst in von DGB-Gewerkschaften abge­
schlossene Tarifverträge. Was mögen die Gründe sein?

Die SPD hat sich entschlossen, bei den Wahlen für ein 
Florieren der deutschen Wirtschaften einzutreten und ist 
daher bereit, die verschärfte Sondergesetzgebüng gegen 
ausländische Arbeiter mitzutragen. So erscheint Kritik an 
der imperialistischen Zielsetzung westdeutscher Auslän­
derpolitik von sozialdemokratischer Sicht aus nicht oppor­
tun, und man hat den Eindruck, daß eher das Bündnis mit 

dem christlichen Humanismus gesucht wird. Aber trotz der 
Millionenauflage von Enthüllungsliteratur aus diesem La­
ger, trotz gemeinsamer Veranstaltungen von DGB und Kir­
chen kann man nicht sagen, daß damit die reaktionäre Aus­
länderpolitik Zimmermanns gebremst wäre. Das kirchliche 
Mitleid mit dem "Mitmenschen Ausländer" ordnet sich nur 
allzuschnell den allgemeinen Staatszielen unter.

Die Arbeiterbewegung braucht beim Kampf gegen die 
reaktionäre Ausländerpolitik aber auch keine ideologi­
schen Anleihen bei den Kirchen zu machen. Sie kann auf 
gemeinsame Interessen der Lohnabhängigen verweisen: 
Ausländerfeindlichkeit ist Arbeiterfeindlichkeit - diese 
Erkenntnis sollte in den gewerkschaftlichen Diskussionen 
gestärkt werden. — (alk, güt, haj, kla)

Neue Welle der Ausländerfeindlichkeit 
von der Innenministerkonferenz vorbereitet

Zeichnet sich in der Ausländerpolitik 
eine Große Koalition von Unionspar­
teien und Sozialdemokraten ab? Die 
auf der folgenden Seite abgedruckten 
Dokumente lassen solche Befürchtun­
gen nur als allzu berechtigt erschei­
nen.

Ende des Jahres müßte nach dem 
Assoziierungsabkommen zwischen der 
EG und der Türkei die sog. "Freizügig­
keitsregelung" für türkische Lohnab­
hängige in Kraft treten, der größte 
Teil der diskriminierenden westdeut­
schen Ausländersondergesetze würde 
dann für die Arbeiter aus der Türkei 
nicht mehr gelten. Die Bundesregie­
rung hat bereits mehrfach erklärt, daß 
sie die entsprechende Regelung im 
EG-Assoziierungsabkommen zu Fall 
bringen will und auch einem von der 
türkischen Regierung erwünschten 

EG-Beitritt nicht zustimmen wird: 
Ihre Absicht ist es die Türkei im Zu­
stand einer Halbkolonie zu halten, die 
ihren Markt für EG-Produkte zu öff­
nen hat, die ihre Arbeitskräfte je nach 
Marktlage zu exportieren hat, aber 
ohne die Rechte der EG-Mitglieder.

Die Konferenz der Innenminister al­
ler Bundesländer hat nun Mitte April 
diesen Standpunkt bekräftigt: Die 
Sonderbehandlung türkischer Arbeiter 
in der BRD müsse auf jeden Fall auf­
rechterhalten bleiben. Von Seiten der 
SPD-regierten Bundesländer war kein 
Einspruch gegen diese Vereinbarung 
zu vernehmen. Dagegen gibt es zahl­
reiche Äußerungen von SPD-Politi­
kern, die die politische Absicht der 
Bundesregierung unterstützen. Dema­
gogisch schiebt die SPD die Unter­
drückung der Gewerkschaftsbewe­

gung in der Türkei vor, um laut in den 
Chor der Regierungsparteien einzu­
stimmen: "Kein EG-Beitritt der Tür­
kei", "Keine Freizügigkeit für die hier 
lebenden türkischen Arbeiter".

Nach unserer Kenntnis scheint auch 
in den Gewerkschaften diese Position 
der SPD Verbreitung zu finden: Ge­
genpositionen gegen Ausländerfeind­
lichkeit und Rassismus sind damit ge­
fährdet. Nun braucht man ja keines­
wegs den EG-Beitritt der Türkei wün­
schen und muß auch nicht dafür ein­
treten, daß die westdeutschen Kapita­
listen erneut ungehindert Arbeits­
kräfte aus dem Ausland heuern können 
(etwa wenn wie absehbar Mitte der 
90er Jahre das Angebot an Arbeits­
kraft in der BRD schrumpfen sollte). 
Aber wofür man unbedingt sein sollte 
und entsprechende gewerkschaftliche 
Positionen stärken muß: Abschaffung 
aller Gesetze und Bestimmungen, die 
einen beträchtlichen Teil der Arbei­
terklasse in der BRD in der rechtlosen 
Stellung eines Ausländers halten.

Große Koalitionen bei der Unterdrückung ausländischer Arbeiter: 1972 Verbot der palästinensischen Organisationen 
GUPS und GUPA. 1985 Verbot der türkischen Organisationen Dev Sol und Halk Der.
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Innenministerkonferenz 
Ausländerrechtliche Auswirkungen 
der fortschreitenden Assoziierung 

der Türkei mit der EG
Im Hinblick auf die Verhandlungen 
über die Regelung der Assoziations­
freizügigkeit zwischen EG und der 
Türkei erklärte die Innenminister­
konferenz, daß sie es für unverzicht­
bar hält, daß die Steuerung der Ein­
reise und des Aufenthalts von türki­
schen Staatsangehörigen in der allei­
nigen nationalen Kompetenz ver­
bleibt. Die Innenministerkonferenz 
bat deshalb den Bundesinnenmini­
ster, nur ein Verhandlungsergebnis 
zu akzeptieren, wonach sowohl das 
Aufenthaltsrecht (Erteilung und 
Verlängerung der Aufenthaltser­
laubnis, Beendigung des Aufenthalts 
und Familiennachzug) als auch die 
Frage des Zugangs zum Arbeits­
markt für türkische Staatsangehöri­
ge der nationalen Regelung Vorbe­
halten bleiben und nicht Gemein­
schaftsrecht werden. Sie legt Wert 
darauf, daß dabei die Priorität des

Ausländerkontrollen auf dem Weg zur Arbeit: 
"Halts Maul, hier reden wir!"

Westberlin, Dienstag, 29-April, 5.30 
Uhr. Wie jeden Morgen steigt Hussein 
(der Name wurde von der Redaktion 
geändert) auf dem Bahnhof Scharn- 
weberstraße in die U-Bahn. Hussein 
stammtaus der Türkei. Seit vier Jah­
ren lebt er in Westberlin. 1985 hat er 
Arbeit im Werk Fritz Werner gefun­
den. Der Betrieb liegt im Süden West­
berlins, in Marienfelde. Die schnellste 
Verbindung zu seiner Arbeitsstätte ist 
für Hussein die U-Bahnlinie 6. Sie 
führt von Reinickendorf, wo Hussein 
wohnt, nach Marienfelde, wo er arbei­
tet. Die Besonderheit der U6 ist, daß 
sie wie eine weitere U-Bahn- und drei 
S-Bahnlinien bei ihrer Fahrt dasStrek- 
kennetz von Berlin, Hauptstadt der 
DDR, benutzt. Nach sechs Stationen 
in Westberlin wird sie unterirdisch den 
Stadtbezirk Mitte von Berlin durch­
queren und dort auf dem Bhf-Fried­
richstraße halten, um von dort nach 
Westberlin weiterzufahren.

Der U-Bahnwagen, in dem Hussein 
sitzt, füllt sich. Er hält jetzt U-Bahn­
hof Reinickendorfer Str. "Letzter 
Bahnhof in Berlin (West)" tönt es aus 
dem Lautsprecher. Auf dem Bahnhof 
ist gerade ein Zug aus der Gegenrich­
tung eingetroffen. 20 uniformierte 
Polizisten stehen auf dem Bahnhof be­
reit, um einzusteigen. Der letzte Halt 
des Gegenzugs war der Bahnhof Fried­
richstraße in der DDR gewesen. Und 
jetzt werden die Polizisten tätig, um 
die "... Grenze zur DDR gegen das 
Einsickern arabischer Terroristen zu 
sichern". (Exinnensenator Lummer in 
der BZ am 11.4.86) Denn nach Abstim­
mung mit den westlichen Besatzern
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Aufenthaltsrechts vor der Regelung 
des Arbeitsmarktszugangs erhalten 
bleibt. (IMK, 18.4.1986)

SPD
Der Türkei nicht die Hintertür 

in die EG öffnen!
Der Vorsitzendende der SPD-Euro­
paabgeordneten, Gerd Walter (Lü­
beck), hat die Bundesregierung und 
den EG-Ministerrat davor gewarnt, 
bei ihren bevorstehenden Verhand­
lungen um den Zeitplan der Türkei- 
Assoziierung durch die Hintertür die 
Mitgliedschaft in der Europäischen 
Gemeinschaft zu ermöglichen ... 
Ausgangspunkt für jedes Entgegen­
kommen der EG müsse die Frage der 
Wiederherstellung der Bürger- und 
Gewerkschaftsrechte in der Türkei 
sein. Bis dahin sollten die EG-Staa­
ten nach Meinung Walters jedoch ei­
ne “kleine Freizügigkeit" aus huma­
nitären Gründen gewähren. Als Bei­
spiele nannte er Maßnahmen der Fa­
milienzusammenführung und der 
Asylgewährung ... (SPD, 18.3.1986) 

hatte der Senat nach dem Anschlag 
auf die Discothek "La Belle" angeord­
net, die Züge von U- und S-Bahn, die in 
Friedrichstraße halten, bei der Ein­
fahrt nach Westberlin auf "verdächti­
ge Personen“ zu kontrollieren. Auch 
Hussein wird in zehn Minuten eine 
verdächtige Person sein.

Der Zug fährt jetzt in die DDR. 
Nach vier Minuten hält er auf dem 
Bahnhof Friedrichstraße. Hier besteht 
Umsteigemöglichkeiten in drei S- 
Bahnlinien, die nach Westberlin fah­
ren. Außerdem besteht die Möglich­
keit zum Grenzübertritt in die DDR. 
Zollfreie Waren können eingekauft 
werden, dürfen aber nach Westberlin 
nicht eingeführt werden. Nach dreißig 
Sekunden Halt fährt der Zug weiter. 
Eingestiegen sind nur zwei Westberli­
ner. Hussein kennt sie: Sie arbeiten 
bei Siemens-Mariendorf und haben die 
Möglichkeit des von den Westberliner 
Behördenen verbotenen zollfreien 
Einkaufs auf dem Weg zur Arbeit ge­
nutzt. Nach dreieinhalb Minuten 
Fahrzeit ist der Zug wieder in der 
"freien Hälfte der geteilten Stadt".

Der Zug hält auf dem U-Bahnhof 
Kochstraße, unweit der Westberliner 
Springerzentrale. Schätzungsweise 30 
Polizisten sind auf dem Bahnsteig. 
Fünf von ihnen steigen in den Wagen, 
in dem auch Hussein sitzt. Zwei aus­
ländische Arbeiter, die aussteigen, 
weil sie bei Springer arbeiten, werden 
angehalten. Im Abfahren kann man 
noch sehen, wie sie ihre Pässe vorzei­
gen müssen.

Im Wagen beginnen die Polizisten 
mit der Kontrolle. Zwei betont unauf-
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Ausschnitt des Westberliner U- und S- 
Bahnplanes. Fünf Linien führen durch 
die DDR.

fällig auffällig gekleidete Fahrgäste, 
die bereits in der Reinickendorfer 
Straße zugestiegen waren, entpuppen 
sich als zivile Beamte und beteiligen 
sich an der Kontrolle. Diese Praxis, 
zivile Polizeibeamte in Ausübung ih­
res Dienstes durch die DDR fahren zu 
lassen, verstößt gegen das Völker­
recht, das untersagt, Polizisten in 
fremden Ländern ohne Zustimmung 
der entsprechenden Ragierung einzu­
setzen.

Im Wagen befinden sich etwa 40 
Fahrgäste. Ein Drittel davon sind Aus­
länder. Sie und ein Punker sind aus­
schließlich die "Verdächtigen", die 
kontrolliert werden. Hussein hat sei­
nen Paß bereits griffbereit, ein tür­
kischer Kollege, der eingenickt ist, 
wird mit einem Tritt gegen das 
Schienbein aufgefordert, ebenfalls 
seinen Paß zu zeigen. Die Polizisten 
wollen auch die Papiere eines jugosla­
wischen Kollegen sehen. Dieser pro­
testiert, er habe seine noch nie vor­
zeigen müssen und deshalb seinen Paß 
zuhause. Wieso er jetzt auch kontrol­
liert werde? "Wer hier kontrolliert 
wird, bestimmen wir!", ist die Ant­
wort des Polizisten. Schließlich hilft 
der Werksausweis von Schindler, um 
nicht als “Terrorist" eingestuft zu 
werden. Der Punker muß auf der näch­
sten Station aussteigen, er hat weder 
Ausweis noch Fahrschein bei sich.

Hussein erzählt, so gehe das nun 
schon seit vierzehn Tagen. Am ersten 
Tag hatte er keinen Paß bei sich. Da 
hätte er aussteigen müssen. Wieso ge­
rade ich, habe er gefragt. Die Antwort 
des Polizisten: "Halts Maul, hier reden 
wir!" Er hätte dann eine halbe Stunde 
im Holzverschlag warten müssen. 
Schließlich habe ihm die BVG-Monats- 
karte weitergeholfen. Am Nachmit­
tag des gleichen Tages habe er sich 
dann von einem türkischen Kollegen 
mit dem Auto bis zum U-Bhf. Rei­
nickendorfer Straße fahren lassen, um 
nicht in den Verdacht zu geraten, in 
der DDR in den Zug gestiegen zu sein. 
Aber auch das habe ihm nicht genützt.
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Er sei auch wieder kontrolliert wor­
den. Am Anfang habe er protestiert. 
Aber das sei nervenaufreibend, jeden 
Morgen und jeden Abend. Darum zeige 
er jetzt gleich seinen Paß vor und habe 
so keinen Ärger. Hussein versteht 
nicht, wieso in der Presse immer von 
"Grenzkontrollen" die Rede ist. Nach 
seinen bisherigen Erfahrungen werden 
fast ausschließlich Ausländer kontrol­
liert.

Hussein kennt türkische Kollegen, 
insbesondere wenn sie "arabisch" aus­
sähen, die z.Zt. nicht mehr mit der U6 
oder der S-Bahn durch die DDR fah­
ren, sondern das Auto zur Arbeit be­
nutzen, weil sie die täglichen Kontrol­
len fürchten. Hussein und die Mehr­
heit seiner ausländischen Freunde be­

i.Mai 1986 in Westberlin: "Endlich: U-Bahn wieder fest in deutscher Hand. 
BVG-Karten nur mit gültigem Arielausweis". Scharfe Kritik an den Ausländer­
kontrollen.

Das "unbeschränkt einkommensteuer­
pflichtige Kind": Steuer-Unrecht

Man kann sich zunächst kaum etwas 
darunter vorstellen: Dennoch ist es 
dem vereinten Wirken von Stolten­
berg, Zimmermann und Co. gelungen, 
mit dem "Steuersenkungsgesetz" 1986 
eine ganz neue Art von zu besteuern­
dem Bürger zu schaffen — das "unbe­
grenzt einkommensteuerpflichtige 
Kind". Der seit Jahresanfang neu ge­
faßte § 32 des Einkommensteuerge­
setzes erklärt zur Bedingung der steu­
erlichen Berücksichtigung von Kin­
dern bei der Besteuerung ihrer Eltern: 
"Ein Kind kann nur berücksichtigt 
werden, wenn es zu Beginn des Kalen­
derjahres unbeschränkt einkommen­
steuerpflichtig war oder im Laufe des 
Kalenderjahres unbeschränkt einkom­
mensteuerpflichtig geworden ist."

Warum diese komplizierte Formu­
lierung? Es geht um die Berück­
sichtigung von Kindern bei der 
Besteuerung ihrer Eltern. Der zitierte 
Paragraf verstärkt nicht bloß die Wir­
kung von einkommensabhängigen Kin­

grüßen es, daß viele Westberliner ge­
gen diese Ausländerkontrollen demon­
striert haben und in den Zügen mitge­
fahren sind, um die Kontrollen zu ver­
hindern. Hussein findet aber, es seien 
zu wenig, außerdem hätten sich viele 
nach zwei Wochen schon an die Kon­
trollen gewöhnt.

600 Schutzpolizisten sind rund um 
die Uhr im Einsatz und 15% der Kripo- 
Sachbearbeiter. Der 35. Delegierten­
tag der Westberliner Gewerkschaft 
der Polizei am 6. Mai bezeichnete die 
Personenkontrollen als "polizeitak­
tisch absolut nutzlos" und stellte fest, 
daß die Polizeibeamten einem "un­
heimlichen Druck ausgesetzt seien, 
wenn sie wahllos dunkelhäutige Men­
schen aussortieren müssen".

derfreibeträgen (1242 bzw. 2484 DM 
je Kind in Steuerklasse IV bzw. III). 
Der Paragraf schließt mit dem zitier­
ten Absatz zugleich eine ganze Grup­
pe von Kindern aus: die Kinder von Ar­
beitern und Angestellten aus dem 
Ausland, die dort bei ihrer Mutter 
oder Angehörigen leben. In dem Heft­
chen "Lohnsteuer ’86" des Finanz­
ministeriums heißt es unter "Kinder 
auf der Lohnsteuerkarte": "Deshalb 
werden ab 1986 z.B. Kinder ausländi­
scher Arbeitnehmer, die im Heimat­
land leben, nicht mehr auf der Lohn­
steuerkarte eingetragen. Unterhalts­
aufwendungen für sie können als au­
ßergewöhnliche Belastungen berück­
sichtigt werden."

Mit dieser Regelung werden diskri­
minierende Bestimmungen gegen ins­
besondere Beschäftigte aus dem Aus­
land steuerlich ausgebaut. Bisher wur­
de aufgrund eines Gesetzes seit 1975 
mit Bezug auf die einseitige Verlänge­
rung von Regelungen aus zwischen­

staatlichen Abkommen mit Griechen­
land, Jugoslawien, Portugal, Spanien 
und der Türkei für das zweite Kind mit 
Aufenthalt bei Angehörigen in einem 
dieser Länder 25, für das dritte und 
vierte Kind je 60 DM und für jedes 
weitere Kind 70 DM bezahlt (Gesetz 
v. 21.12.74). Bei Unterschreitung der 
seit 1983 eingeführten Einkommens­
grenzen betragen die entsprechenden 
Beträge für Kinder mit Aufenthalt in 
der BRD und in Westberlin: für das er­
ste Kind 50 DM, für das zweite 100 
DM, für das dritte 220 DM und ab dem 
vierten Kind 240 DM monatlich.

Das erklärte Ziel der Reaktion, die 
Kosten für die Kindererziehung in Ab­
hängigkeit zur Einkommenshöhe der 
Eltern zu berücksichtigen, hat nun in 
dem als sehr familienfreundlich ge­
priesenen "Steuersenkungs"-Gesetz 
1986 zu dem oben zitierten unverfro­
renen Vorstoß geführt. Denn wenn 
nunmehr Leistungen für Kinder wie­
der wie vor 1975 mehr über vom Ein­
kommen abziehbare Freibeträge und 
damit zunehmend mit der Einkom­
menshöhe gewährt werden, dann ver­
liert die beschriebene Kindergeldre­
gelung relativ an Bedeutung. Der 
Freibetrag von jetzt 2484 DM für ei­
nen Beschäftigten aus einem der oben 
genannten Länder mit Kindern bei An­
gehörigen in diesen Ländern hätte 
nach bis 1985 gültigen Regelungen 
ihm zugestanden. Die anfangs wieder­
gegebene Regelung wird nun in ihrer 
Absicht deutlich: im wahrsten Sinne 
des Wortes werden damit die Kinder 
von ausländischen Beschäftigten, die 
sich bei Angehörigen in ihrem Hei­
matland aufhalten, zu "außergewöhn­
lichen Belastungen" erklärt.

Bedenkt man, welche Absichten 
hinsichtlich Aufenthaltsberechti­
gung, Arbeits-, Heirats- usw. Erlaub­
nis Zimmermanns Gesetzesinitiativen 
zur Verschärfung des Ausländerrechts 
verfolgen, dann wird im Zusammen­
wirken dieser Zwangsregelungen 
deutlich, daß es hier um den Versuch 
geht, mit allen Mitteln einen Import 
von "Niedriglohn-Verhältnissen" aus 
den Arbeitskraft-Reservoiren der 
BRD-Imperialisten zu bewerkstelli­
gen. Der oben vom Finanzministerium 
angegebene Weg der Geltendmachung 
von Kindern bei Angehörigen im Aus­
land als "außergewöhnliche Belastun­
gen" kommt in der Regel bloß zum Zu­
ge über die Beantragung mit dem 
Lohnsteuerjahresausgleich, ist also 
nicht bloß diskriminierend, sondern 
auch noch außerordentlich kompli­
ziert. Die von diesen Regelungen be­
troffenen Beschäftigten aus dem Aus­
land, deren Kinder noch nicht einmal 
hier leben (können), sollen also gene­
rell erst einmal dafür auch noch mehr 
Steuern bezahlen, um dann nachher zu 
beweisen, daß der Unterhalt ihrer 
Kinder auch nicht vom Himmel fällt.

Wird dieser Antrag gestellt, kommt 
auch schon die nächste Regelung zum 
Zuge, die den Import von Niedriglohn-
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Verhältnissen stützen soll: die hier ge­
währten Freibeträge von z.B. 2484 
DM in Lohnsteuerklasse III können 
selbst auf dem Wege "außergewöhnli­
cher Belastungen" nicht erreicht wer­
den, denn generell hat die Finanzver­
waltung dafür gesorgt, daß Unter­
haltsleistungen an Angehörige im 
Ausland bloß in solchen Verhältnissen 
anerkannt werden, wie es die BRD- 
Imperialisten gestatten. Für wichtige 
ausländische Arbeitskraft-Reservoire 
sind daher die anrechenbaren Beträge 
auf 2/3 der in der BRD gültigen Gren­
zen abgesenkt: so z.B. für Jugosla­
wien, Polen, Portugal, Portugal, Liba­
non, Korea. Für andere Staaten gleich 
auf 1/3: so z.B. Ägypten, Marokko, 
Iran, Philipinen, Sri Lanka, Thailand.

Auf die kurz vor Verabschiedung des 
Steuerreform-Gesetzes Ende letzten 
Jahres einsetzenden Proteste gegen 
die Diskriminierung der bei Angehöri­
gen im Heimatland lebenden Kinder 
ausländischer Beschäftigter hin hat 
das Finanministerium keinen Rück­
zieher gemacht. Anfang April wurde 
als Ergebnis einer Besprechung zwi­
schen dem Arbeits- und Finanzmini-

Vorruhestandstarif: Sonderbestimmungen 
für ausländische Arbeiter durch die Hintertür

Im April 1984 trat das Vorruhestands­
gesetz der CDU/FDP-Koalition in 
Kraft. Es enthält Sonderbestimmun­
gen für ausländische Arbeiter, die 
nicht auf den ersten Blick erkennbar 
sind. In der Anwendung des Gesetzes 
in Tarifverträgen kommen sie zum 
Vorschein, ohne jedoch bislang Gegen­
stand einer öffentlichen Kritik gewor­
den zu sein.

Worin liegen die Sonderbestimmun­
gen?

Das Vorruhestandsgesetz legt fest, 
daß "Arbeitgebern Zuschüsse zu den 
Aufwendungen für Vorruhestandsleis­
tungen an Arbeitnehmer, die das 58. 
Lebensjahr vollendet haben und ihre 
Erwerbstätigkeit beendet haben", ge­
zahlt werden. Die Zuschüsse werden 
jedoch nur solange gezahlt, bis der Ar­
beiter einen Rentenanspruch geltend 
machen kann oder "ähnliche Bezüge 
öffentlich-rechtlicher Art beanspru­
chen kann" (§2a Vorruhestandsge­
setz). Rentenansprüche im Ausland an 
dortige Rentenkassen sind, so will es 
die Bundesregierung, "ähnliche Bezü­
ge öffentlich-rechtlicher Art". Da das 
Rentenalter in sehr vielen Ländern 
mit 60 Jahren oder auch schon mit 55 
(Türkei) erreicht ist, kann der An­
spruch auf Vorruhestandsgeld für Ar­
beiter aus dem Ausland immer dann 
bestritten werden, wenn er in seinem 
Heimatland Rentenansprüche geltend 
machen könnte, auch wenn er sich in 
der BRD aufhält.

Im April 1985 schloß die IG Chemie- 
Papier-Keramik mit den Chemieka­
pitalisten einen Tarifvertrag über 

sterium mitgeteilt, die ausländischen 
Beschäftigten brauchten nicht mehr 
Steuern zu bezahlen, da eine Pauscha­
le bis 2484 DM je Kind je nach Land 
unterschiedich ohne Einzelnachweis 
auf dem Wege außergewöhnlicher Be­
lastungen anerkannt würde. D.h. im 
Klartext: die Regelungen bleiben voll 
in Anwendung, jedoch wird im Lohn­
steuerjahresausgleich auf Belege ver­
zichtet. Es ist daher nicht richtig, 
wenn z.B. das ZK der Deutschen Ka­
tholiken in einer Mitteilung vom 4. 
April diese Erklärung der Bundesre­
gierung begrüßt und weitergibt, es gä­
be mit dem neuen Gesetz "grundsätz­
lich keine steuerliche Benachteili­
gung" für ausländische Beschäftigte. 
Bloß abschließend zwei kleine Hinwei­
se für weitere Folgen dieser Rege­
lung: die Kinderzulagen nach dem 
Berlin-Förderungsgesetz z.B. richten 
sich nach der Zahl der Kinder auf der 
Lohnsteuerkarte, und auch der "Kin­
dergeldzuschlag" für Niederiglöhner 
wird bloß gewährt für Kinder, für die 
auch "Kinderfreibeträge" gewährt 
werden, genauer: für "unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtige11.

Vorruhestand und Altersteilzeit ab. 
Der Tarifvertrag übernimmt in den 
entscheidenden Punkten wörtlich die 
gesetzliche Regelung. Die Chemieka­
pitalisten kommentieren sofort nach 
Abschluß: "Als ähnliche Bezüge öf­
fentlich-rechtlicher Art gelten nach 
der Rechtsprechung des Bundessozial­
gerichts auch vergleichbare Renten 
ausländischer Versicherungsträger. 
Dabei ist es nach der Rechtsprechung 
unerheblich, ob der Lebensunterhalt 
durch die Rente im Einzelfall gesi­
chert wird." Auch die IG Chemie kom­

Die OTV hatte in dem Lohntarifvertrag Anfang des Jahres einer Diskriminie­
rung ausländischer Lohnabhängiger bei den Kinderzulagen zugestimmt lm 
April stimmte die IG Chemie einem Vorruhestandstarifvertrag mit ausländer 
diskriminierenden Bestimmungen zu. Bild: Arbeiter in den Hambureer AI,, 
minium-Werken. & u

mentiert den Tarifvertrag ähnlich. 
Die Chemiekapitalisten machen 
Druck auf das Bundessozialministe­
rium,. auf dem Verordnungswege zu 
klären, in welchen Fällen denn nun 
Ansprüche ausländischer Arbeiter mit 
dem Verweis auf Rentenansprüche im 
Ausland abgelehnt werden können, 
bzw. in welchen Fällen die Bundesan­
stalt für Arbeit keine Zuschüsse an die 
Arbeitgeber zahlt und die dann den 
Abschluß eines Vorruhestandsvertrags 
ablehnen können. Im Mai 1985 verord­
net das Bundessozialministerium, daß 
es Zuschüsse in den Fällen zahlt, in 
denen der ausländische Arbeiter, ei­
nen gesetzlichen Anspruch auf das 
"flexible Altersruhegeld" in der BRD 
erworben hat. Das betrifft diejenigen 
Arbeiter, die 35 Versicherungsjahre in 
der Rentenversicherung zurückgelegt 
haben (in Fällen, in denen ein Sozial­
abkommen besteht, werden die Ver­
sicherungsjahre im Ausland mitge­
zählt.)

Die Chemiekapitalisten reagieren 
prompt. Sie lehnen grundsätzlich ab, 
Vorruhestandsverträge mit ausländi­
schen Arbeitern länger als bis zum 63. 
Lebensjahr abzuschließen. In ver­
schiedenen Fällen lehnen sie Ansprü­
che ausländischer Arbeiter überhaupt 
ab. Die IG Chemie versucht, durch in­
terne Absprachen mit dem Arbeitge­
berverband zu regeln, daß in allen Fäl­
len bis zum 63. Lebensjahr gezahlt 
wird. Die Chemiekapitalisten erklä­
ren, sie wollten sich auf "freiwilliger 
Basis" daran halten und bringen die 
IG-Chemie damit in Lage, auf eine öf­
fentliche Kritik zu verzichten, um die 
"freiwillige Absprache" nicht zu ge­
fährden.

Die Betriebsräte in den Chemiebe­
trieben müssen in jedem Einzelfall 
Verhandlungen führen. Über Ergebnis­
se dieser Verhandlungen besteht keine 
Übersicht.



Im nächsten Heft

Energiepolitik
Nach dem Unfall von Tschernobyl 
scheinen Kapitalisten und bürgerliche 
Parteien unversehends in die Defensi­
ve geraten. Die Grünen verlangen 
energisch eine Abschaltung aller 
Kernkraftwerke. SPD-Politiker pro­
pagieren daraufhin den "baldigen Ein­
stieg in den mittelfristigen Ausstieg 
aus der Kernenergie", und selbst in der 

Union rühren sich Stimmen, keine 
weiteren Kernkraftwerke in Bau zu 
nehmen. Daß die politische Opposition 
nach jahrelangen Mißerfolgen nun 
rasch Änderungen am imperialisti­
schen Energieprogramm der BRD er­
zwingen kann, ist im Ernst unwahr­
scheinlich. Immerhin: Der Widerstand 
gegen dieses Energieprogramm nimmt 
zu. Wie reagieren staatstragende Par­
teien und Kapitalisten?

Imperialistische "Entwicklungshilfe" am Beispiel Bangladesh
Die westdeutschen Imperialisten verkünden, daß sie ihre "Entwicklungshilfe" 
für Bangladesh ausweiten wollen. Laut Statistiken der UNO ist das Land eines 
der ärmsten Länder der Erde. Das lockt in letzter Zeit zunehmend Imperiali­
sten an, die Möglichkeiten für Kapitalexporte zu prüfen. Inzwischen ist "Ban- 
gladeshisierung" unter den Imperialisten zum Synonym für ein komplettes Kon­
zept geworden, wie solche ärmsten Länder bzw. die Arbeiter und Bauern in 
ihnen am besten auszubeuten sind. Welche Politik haben die Imperialisten in 
letzter Zeit gegenüber Bangladesh entwickelt, und welche Folgen hat diese 
Politik für die Lebensverhältnisse der arbeitenden Klassen?

Gegen FAP-Wahlzulassung
Die FAP betreibt eine Wahlbeteili­
gung zu den niedersächsischen Land­
tagswahlen. Der Landeswahlausschuß 
hat entsprechend den Vorgaben des 
niedersächsischen Innenministers 
Möcklinghoff die FAP als zugelassene 
Partei anerkannt. Die Landesregie­
rung sieht sich jetzt unter Druck we­
gen ihrer Förderung von faschisti­

scher Politik und Organisationen. Eine 
öffentliche Debatte um die Anwen­
dung des Art. 139 GG (Fortgeltung des 
Verbots faschistischer Organisatio­
nen) ist am Laufen. Die Zusammenar­
beit verschiedener antifaschistischer 
Kräfte macht Fortschritte. Gleich­
zeitig verschärft die Reaktion ihre 
Hetze gegen links und droht, deren 
"extremistische Gewalt" mit allen 
Mitteln zu unterdrücken.

Libyen: Erfolge und Schwächen der antiimperialistischen Kräfte
Der Ingrimm, mit dem die Imperialisten seit Jahren den Kurs Libyens verfol­
gen, hat sicher einen wesentlichen Grund darin, daß das Land antiimperialisti­
schen Kräften seit langem Aufenthalt, Asyl erlaubt. Entscheidend für den Haß 
der Imperialisten aber ist die innere Entwicklung in Libyen, die Enteignung im­
perialistischer Konzerne, die Auflösung imperialistischer Militärstützpunkte 
und die relative Unabhängigkeit des Landes vom imperialistischen Weltmarkt 
im Gefolge dieser inneren Entwicklung. Wie hat sich das Bündnis der antiimpe­
rialistischen Klassen in Libyen seit dem Sturz der Monarchie im Jahre 1969 ent­
wickelt?
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